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Vundegverfammlungdes Ditvündegund Kerdrängten-Kongreß,.
Ausfprache iiber das Polenabkommen. — Allseitige Betonung schwerster sorgen wegen seiner Folgen. —» Die

Bedeutung der Ostfragen und die Rot des Ostens. — Einmiitige Forderungen in der Entschädigungsfrage. —

Glänzender Verlauf des Verdrängten-Kongresses. — Erregte Stimmung der Massen.
Die satzungsgemäfze Bundesversammlung des Deut-

schen Ostbundes am 8. März und der sich an diese anschliefzende
BerdrängtensKongrefz gestalteten sich zu hochbedeut-
samen Veranstaltungen, deren VZirkungen weit über den
Kreis der Ceilnehmer und über den Cag hinausreichen werden. Bei
beiden Veranstaltungen ging es infolge der VZichtigkeit der Fragen,
die dabei erörtert wurden, zeitweilig recht lebhaft zu, aber wenn auch
»in der Beurteilung einzelner Punkte dic Meinungen hier und da

auseinandergingen, so blieb doch die Einigkeit und G e-

schlossenheit gewahrt und der Verlauf ein durchaus harmo-
uiscl)er. Kein Wunder, ida ja alle von dem gleichen Wollen und

Streben, Denken und Empfinden beseelt warenl

In der Vundestagung kamen die verschiedenen Aufgaben
des Deutschen Ostbundes mit gleicher Eindringlichkeit zur Geltung:
Die Aussprache über das P o l en a b kommen hatte als bedeut-

samen Hintergrund den Schutz un-

serer Brüder unsd Schwestern
im abgetretenen Gebiet und

»

—-

drehte sich vor allem um die Sorge, dafz -

·

nicht die Wege zu einer Abände- s-
»

rung der Ostgrenzen, die unbe- J-:.-.».".

dingt kommen musz, verdaut werden; die
« »

.

Vorträge des Herrn Bundespräsidenten
sz

Dr. Lüdtke über die kulturelle

Mission des Deutschtums im «

Osten und über die kul-turpoli-
tische Arbeit des Deutschen
Ost b u nd e s sowie die mit der Bundes-

tagung verbundene ostmärkisch e

Ausstellung wiesen hin auf die

grofze vaterländische Bedeu-

tung der Ostfragen und auf die

ungeheuren cRöte, in die der

Osten diesseits und jenseits der Grenze
durch das Diktat von Versailles ge-

—

raten ist; die Erörterung der »Ent-
schädigungsfrage sowohl m der

Bundestagung wie auf dem Ver-

drängtenkongreszzeigte endlich erneut, in

wie narhdciicklicher Weise der Ostbund
sich auch der wirtschaftlichen
Interessen seiner Mitglieder annimmt -

und wie sehr er die Entschädigungs- ; -

frage unter dem grossen Gesichtswinkel -;

des«Wiederaufbaues unserer
«

Wirtschaft und der Gesundung
unseres Volkstums stellt.

Vei Erörterung dieser wichtigen
Fragen hat es sich erneut gezeigt, dafz
der Deutsche Ostbund eine

wirklich überparteiliche Or-

ganisation ist. Er hat es dadurch
bewiesen, dafz er zu seiner Bundes-

Kundgebung des Ver-drängtenkongresses an alle Zraktionen des Reichs-
tages Einlasdungen hatte ergehen lassen· Der parlamentarische Hoch-
betrieb im cReichstage und die derzeitige Abwesenheit der meisten
Landtagsmitglieder brachte es mit sich, dass nicht alle sraktionen
vertreten waren. Wohl aber kam namentlich bezüglich des Polen-
abkonzmens das sür und Wisder zur Geltung, so dafz die sich wider-

streitenden Interessen scharf beleuchtet wurden und nach langer Aus-

sprache mit grofzer Mehrheit eine Entschließung angenommen

wurde, die noch einmal die Sorgen wegen des Polenabkommens in

schärfster Weise l)eroorhebt, um zu veranlassen, dasz den Deutschen
drüben die Vorteile, die ihnen das Abkomrnen bringen soll, wirklich
gesichert werden, und die ferner die baldige Aufstellung und

Durchführung eines grofzzügigen Ostprogramms
verlangt, um das Deutschtun in den uns verbliebenen Ostgebieten
wirtschaftlich und kulturell nicht nur lebensfähig, sondern auf der

Höhe zu erhalten und dadurch Wir-

kungen der Verträge mit Polen, die

möglich sind, entgegenzutreten
Der Wiederaufbau des

durch das Schanddiktat von

Versailles zertrümmerten
«

Ostens bildete auch einen wesentlichen
Punkt bei der groszen Kund-

gebung des Verdrängtens
kongresses, indem Herr Bundes-

— präsident Dr. Olidtke in einem all-

» seitig mit grösztem Interesse aufgenom-
menen Vortrage die Bedeutung der

Ostfragen dieser Riesenversammlung aus-

einandersetzte, den Ceilnehmern klar-

machen-d, dafz die Preisgabe des

Ostens zugleich auch den Rie-

dergang des Vaterlandes be-

deuten ivürde Um das zu verhüten, trat

er nachdrürklich für die wirtschaftliche
und kulturelle Förderung des Ostens und

des Wiederausbaues der Existenzen der
- ostmärkischen Vertriebenen ein, während

«

— Bundespräsident Ginschel die Ent-

schädigungsfordecnngen ver-

trat, die die Arbeitsgemeinschaft für die

Gesamtheit der Geschädigten wie auch
für die Ostmärker im beson-
d e r e n (Rückerstattung der A b w a n -

derer,steuer, Schadloshaltung für

Existenzverluste usw.) aufgestellt hat.
So ergänzten sich beide Veranstal-

tungen in zweckentsprechender und wirk-

samer Weise. Sie haben ersichtlich auch
auf die zahlreich anwesenden Vertreter

der Presse einen tiefen Eindruck ge-

macht, was sich aus der sülle und der

Art der Berichte ergibt, die in der

kagUllg alle sraktionen des Reichstages Der neue Reichsbankpkzjjdgnk szchzkwizkeka»D»"Dk»gukhek»ganzen deutschen Presse über die beiden

und des Landtages eingeladen hat, wie

auch die Arbeitsgenieinschaft zu der (Tcxt siehe S; im
Veranstaltungen erschienen, worauf wir

in der nächsten Nummer zuruckkommen.
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VZir erwarten, dasz Regierung und Reichstag
der geschlossenen Stellungnahme der Teilnehmer
beider Veranstaltungen durch gebührende Beach-
tung der aufgestellten und mitallem Rachdrukk ver-

tretenen Forderungen Rechnung tragen.

Eine vertraultcheBesprechung
wischen den Mitgliedern des Bundespräsidiums und den Vorsitzenden
der Landesverbände am Freitag (7. März) nachmittags im groszen
Ostbundsitzungssaal leitete die Ostbunid-Ta-gung ein. Es wurden dabei

Organissationsfragen besprochen und eine Aussprache über die Vor-

lagen für die Vertreterversammlung damit verbunden. Die vertrauens-

voll geführten Verhandlungen, die sich insbesondere auch mit dem

bekannten Ministerialerlafz über den Ost-bund beschäftigten,
ver-liefen zu allgemeiner Befriedigung. Sie dauerten infolge der ein-

gehen-den Erörterungen von nachmittags Z Uhr bis BZ Uhr.

Ein zwangloser Begrüliungsabeud
im ,,Ulap« schlosz sich an und ermöglichteAussprachen zwischen den

Tseilnehmern über landsmannschaft-
"
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Fraktionen ergangen, und mit Freude könne festgestellt werden, daß
von allen Seiten Schreiben eingegangen seien, die die allgemeine
Sympathie und Anerkennung für die Tätigkeit und die Ziele des
Vundes bekunden. Von Herrn Dr. Hermann Fischer, dem
Direktor des Hansasbundes, einem angesehenen Mitgliede der demo-
kratischen Reichstagsfraktion, gewählt im Wohlbezirk Frank-
furt a.d.O.-Grenzmark, war folgendes Telegramm eingegangen:

,,Vedaure ebenso wie andere an Ost-fragen besonders interessierte
Kollegen, an Ihrer Kundgebung durch zwingende parlamentarische
Pflichten nicht teilnehmen zu können.

Dr. Hermann Fischer«
VunsdespräsidentGinschel verwies auf eine Reihe weiterer

Vegriifzungstelegramme und Entschuldigungsschreiben. Die Reichs-
geschäftsstelle der Deutschen Volkspartei hatte mitteilen lassen, dok-
ein Vertreter, wenn irgend möglich, an den Tagungen teilnehmen
werde. Wenn dies im letzten Augenblick infolge der kritischen Ver-·
hältnisse im Reichstag nicht möglich sein sollte, so btte sie das Aus-
bleiben entschuldigen zu wollen« Asuszerdsem hatten einzelne Mit-
glieder der Reichstags- und Lsandtagsfraktion der Deutschen Volks-
partei mitgeteilt, dasz sie durch anderweitige dringende Inanspruch-

nahme am Erscheinen verhindert
liche Fragen, über die in der Ost-
bundarbeit gemachten Erfahrungen
nnd den Austausch von Erinnerusngen
an die alte Heimat.

Am Sonnabend begannen die Ve-

ratungen bereits vormittags 9 Uhr
mit einer -

D auptvorftandss
sitzung

im kleinen Saal der Brandenbur-

gischen Girozentrale. Fast alle Teil-:

nehmer waren pünktlich zur Stelle. !

Es fand eine Verständigung über die
für die Vorftandswahlen der

Vertreterversammlung zu machenden
Vorschläge statt, sowie ein-e einge-
hende Vesprechsung der Anträge auf
Herabsetzung des Bundesbei-

trages, die auch in der vertrau-

lich-en Besprechng am Freitag schon ; ;

eingehen-d erörtert worden war. Mit

grofzer Mehrheit beschlosz auch dies-—
miasl der Vorstand wieder, der Ver-

treterversammlung die Veibehaltung
«

des bisherigen Bundesbeitrages zu

empfehlen. . Rachdem andere ge-
'

fchäftliche Angelegenheiten erörtert

worden waren und einmütige Erledi-

gung gefunden hatten, wurde der

Erlan des Ministers Grze-
sinski besprochen und dann in

Ieien, so die Herren Reichstagsabge-
ordnxeten Freiherr von Rheinbaben
und Landtagsabgeordneter Okonomie-
rat Dr. h. c. Schiftan, der erneut

seine warme Anteilnahme an den

Bestrebung-en des Deutschen Ost-
bundes hervorheb. Von der Ge-

schäftsftelle der Zentrumspartiei war

ebenfalls ein Entschuldigungsschreiben
eingegangen, und von der sozialdemo-
kratischen Partei hatten einzelne
Mitglieder, wie Herr Ministerprä-
sident a. D. Stelling, ihr Erscheinen
angekiindigt, wenn dringende Inan-

spruchnahme durch dsie Partei-be-
sprechung wegen der Krisis im

Reichstage dies nicht ism letzten
Augenblick unmöglich mache. Im

ganzen ergaben diese Zuschriiften ein

lebhaftes Interesse der Parteien fiir
die Bestrebungen des Deutschen Ost-
bu·ndes. Rachdem Herr Ginschel
noch die Vertreter der befreundeten
Ostverbände und andere Ehrengäste,
wie Herrn Sgndikus Vudjuhn,
begriifzt hatte, hörte die Versammlung
stehend die cWorte des ehrenden Ge-
denksens für die im vsergangenen
Jahre verstorbenen Mitglieder des

Hauptvorstan«des,den Herrn Ober-

bürgermeister Dr. Trautrnann,
Herrn Rsektor Lange und Herrn
Hauptlehrer Vrauer und all die
anderen Mitglieder des Vundes an,

eine Aussprache über das Polen- - die der Tod aus den Reihen der
ahkommgn eingekkmm die jkz Der bisherige ReichsbankpräsidentDr. Schacht. kämpfen-denOstmäsrker herausge-
der Vertreterversammlung fortgesetzt YTM siehe Zum rrssen bat.

·

wurde.

Die Iahreshanptversammlung
Im groszen Sitzungssaal der Brandenburgiischen Girozentrale be-

gann um 10 Uhr die ordentlich-e Hauptversammlung des Deutschen
Ostbun-des. Ein geeigneter Rahmen für die Veranstaltung war da-
durch geschaffen, dasz einige Proben aus der im Entstehen begriffenen
ostdentschen Wanderausstellung des Deutschen Ostbundes im Saale

untergebracht word-en waren. Sie gaben durch ihre sorgsame Aus-
wahl und wirksame Anbrisngung eine Vorstellung von der Absicht
und dem Wert des Ausstellungsplanes und sollten für die Anwesenden
zugleich ein Anreisz sein, sich an dent Gelingen der Ausstelliung zu be-

teiligen, indem sie asus eigenem oder dem Besitz ihrer Freunde und
Bekannten weitere Gegenstände zur Verfügung stellen, die sich auf
die Geschichte der Ostntark, die Polengefahr, die Aufstands- und Ab-

tret-ungszeit, die Grenzzerreifzungsschäadenund die cBlitederaufbauarbeit
beziehen und die in VZort und Bild den deutschen Charakter des
geraubten Gebietes unwssiderleglichbeweisen.

Zur Zahreshauptversammlung waren die Vertreter sämtlicher

Landesverbändseund zahlreicher Ortsgruppen asus all-en Teilen des

Reiches erschienen. Herr Bundespräsident Gi schel konnte in
seiner einleitenden Anssprache den hsochverehrten Ehrenpräsidentendes

Deutschen Ostbunsdes, Herrn Geh. Rat v. Tillg, begrüßen, dem er

fjir die durch 11 Zahre hindurch in neuester Hingabe an die grosze
Sache geleistete, mühevolle Arbeit den wärmsten Dank iim Ranken der

Versammlung aussprach. Redner begrüfzte sodann die anwesenden
Parlamentarier, die Herren Graf v. Westarp, Laverrenz,
Ohler und Pischke, deren Gegenwart deshalb besonders wert-

voll-sei, weil hier Fragen zur Erörterung ständen, die für den deutschen
Osten von grundlegender Bedeutung sind. Entsprechend der über-
parteilichen Einstellung des Ostbundes seien Einladungen an alle l

»

Im weiteren Verlaufe seiner Rede
fuhrte Herr Bundespräsident Ginschel etwa folgendes aus:

Wir stehen in einer Zeit politischen Hochwellenganges. Mit »dem

«

Reuen Plan und dem Polenabkommen
verbinden sich Fragen, die für das zukünftige Schicksal des deutschen
Ostens von entscheidender Bedeutung sind. Es ist bezeichnend, das-z
das Polenabkommen auch bei solchen Parteien, die sonst gegenüber
unserem östlichenRachbarn eine einheitliche Haltung einnehmen, tief-
gehende Meinungsverschiedenheiten hervorgerufen hat und dasz vor

alle-m Abgeordnete der Volkspartei und des Zentrums, aber auch
demokratische Abgeordnete aus dem Osten schwerste Bedenken gegen
die Annahme des Abkommens geäuszert haben. Der Deutsche Ostbund
hat im ,,0stlan:d«und in einer Esingabe an den Reichstag seine Auf-
fassung dahin zum Ausdruck gebracht, dasz das Abkonvmen in der

Form, in der es am Il. Oktober letzten Zahres abgeschlossenworden

ist, nicht angenommen werden könne. Unter dem Druck der

Opposition hat die Reichsregierung in einem Rotentvechsel mit Polen
gewisse Verbesserungen zugunsten des Deutschtums jenseits der Grenze
erreicht. Ob sie als ausreichende Sicherungen anzusehen sind, das ist
eine der uns allen aufs tiefste bewegenden Streitfragen.

Herr Ginscheslging dann kurz auf zwei wichtige Fragen ein, die mit
dem dem Reichstag zurzeit vor-liegenden Verträgen in Zusammenhang
stehen: Zunächst die Entschädigung öm Regierungskompromisz
habe man sich auf die Formel geeinigt, dafz das Reich ebenso enti-

schäsdigenmüsse,wie Polen auf Grund der Urteile des önteruationalen

Schiedsgerichts hätt-e entschädigenmüssen. Dadurch wolle man die

schlimmen Foilgen vermeiden, die eintreten könnten, wenn die Gie-

schädigten Recht bekämen bezüglich der Behauptung, dasz andernfalls
die Entschädigungsbestimmungenverfassungsänderndseien, alsso von einer

Zweidrittielmehrheit bewillisgt werden müßten, die man nicht zustande
bringen werde. Der Ostbund müssegrundsätzlichfordern, daß Deutsch-
land nicht schlechter entschädigt, als es Polen tun sollte und hätte tun



. tätig geblieben.
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müssen, und daß nicht unter allerlei Vorwänden Abzüge gemacht
werden, wie es die Reichsregierung zu beabsichtigen scheint. Da es

vin der Regierungsvorlage heißt, daß alle von den Geschädigten gegen
den polnischen Staat geltend gemachten Ansprüche vom Reich über-

nommen worden seien, müsse das Reich nunmehr auch

die Abwanderersteuer ersetzen.
:,Da das Reich Jahre hindurch gegenüber Polen den Standpunkt ver-

streten habe, daß die durch die Abwanderersteuer Geschädigten ent-

sschädigungsberechtigtsind, könne es sich jetzt nicht selbst dieser Ver-

ipflsichtung entziehen. Leider müsseaber festgestellt werden, daß dem

i.Re-iche,nachdem es nun selbst entschädigungspflichtiggeworden ist,
Imancherlei Bedenken kommen, ob sein früher gegen Polen gerichtetes
«Verl-ang-enrichtig gewesen ist. Diese spezielle Frage, die für zahl-
greichie Ostmärker von entscheidender Bedeutung isst, dürfe nicht unter

.den Gisch fallen. Der Reichstag müssesich hier einer großen Kategorie
von Geschädigtenannehmen.

Zu der noch ungeklärten Frage, ob Polen durch den Reneu Plan
sanktionsberechtigt wir-d, führte Herr G i nsch el aus, daß, wenn auch
nur die Möglichkeit eines polnischen Sanktionsrechtes vorliege, der

Ostbund bei aller gebotenen Rücksicht auf die deutsche Minderheit in

Polen aufs lschärfstedagegen Einspruch erheben müßte. Poincare
hatte schon bei-m Ruhreinbruch den Polen die Erlaubnis zugedacht,
auch ihrerseits Sanktionen zu nehmen und bis an die Oder vorzu-
rücken Damals habe England im letzten Augenblick verhindert, daß
der Vormarsch der Polen bis Vreslau, Frankfurt a.d.O. und
·Stett-in erfolgte. Vielleicht wären dann auch die Cschechen nicht un-

Die Wiederkehr einer solchen Möglichkeit müsse ab-

zsolut ausgeschlossen sein. Wie für das Liguidatsionsabkosnimen mit

,Polen, so gelte auch für den zu erwartenden Handelsvertrag,
edaß von deutscher Seite alles getan werden müsse, um auch nur den

Anschein zu vermeiden, daß sich mit den«in diesen Verträgen den

( Polen gemachten Zugeständnissen etwa ein verkapptes Ostlocarno
;verbinde. Eine Dauerfreundschaft mit Polen auf Kosten einer Grenz-
«revision sei unanuehinbar. Alle diese Verträge dürfen nicht mehr
bedeuten als die Regelung wirtschaftlicher und juristischer Einzel-
fragen. Solcher Verträge hätten wir mit Polen ja bereits 29. Auch

kein Handelsvertrag mit Polen müsse ja schließlich einmal

Hkkomrnemda man nicht ewig eine chinesische Mauer zwischen Deutsch-
Iland und Polen bestehen lassen könne und da namentlich die schlesissche
Industrie und das Gewerbe in den Ostprovinzen den Abschluß eines

Asolchen Vertrages wünschen. Aber er dürfe nicht die deutsche Land-

wirtschaft überhaupt und die ostdeutsche Landwirtschaft und damit

unsere Ostsiedlung schädigenoder gar ruinieren, und er dürfe nicht mehr
ein Freundschafts- wie ein Handelsvertrag sein und unseren An-

-«,sprüchenauf Abänderung der Ostgrenzen nichts vergeben. Die Reichs-
» regierung dürfe nicht vergessen, daß Stresemann seinerzeit den Locarnos
·

vertrag abgeschlossen, d.h. die Westgrenze befriedet hat. um im Osten
freie Hand zii bekommen und die Abänderung der Ostgrenze betreiben

zu können. Damals habe sich der Deutsche Ostbund im bewußten
. Gegensatz zu weiten Kreisen der deutschen Bevölkerung im Osten hinter

die Locarnopolitik gestellt, weil er überzeugt war, daß hier das beste
Mittel zur Ankurbelung der Ostgrenzenabänderung war. Dieser
Vorteil der Locarnopolsitik dürfe jetzt nicht in einem Rauscher-Rausch
preisgegeben werden. Dies sei das Hauptproblesin Alles andere

komme erst in zweiter Lin-ie. Und weil weite Kreise des Ostens in

dieser Beziehung mißtrauiischseien, verlangten sie die Ablehnung des

F,Polenvertrages. In der Tat sei er gefährlich und könne nur schwerste
Sorge für unsere Ostpolitik auslö«sen. Der Deutsche Ostbund habe
diesen Sorgen immer wieder den schärfsten Ausdruck gegeben. Aber
es sei zu bedenken, daß sdas Polenasbkommen ja all-e Vorteile der

·"

deutschen Minderheit in Polen zuwenden wolle. Die sei so bedroht,
daß die Volksgeiiossen im Reich ihr helfen müßten, wie und wo sie

nur könnten. Und mit Rücksicht darauf sei der Ostbund nicht für die
Ablehnung des Abkommens eingetreten, sondern für seine Ver-

besserung, damit die den Deutschen in Polen zugedachten Vorteile

sgesichert seien. Das Polenabkommeii könne verhänignisvoll
··-"wirl«.en,falls es ai«1.geno·mmen.werde,aber es müsse es nicht. Aus-

Eschslaggebend sei fur. die Wirkung Willen und Zielrichtung unserer
JOstpolitik. Die müsse in»dem früheren Instinkt Bismarcks orientiert

ksein und bleiben. Sie durfe den«Osten niu keinen Preis preisgeben,
isondern müssemit allen Mitteln »diefriedliche Zurückgewinnung der uus

entrisseneii Ostgebiete erstreben, die internationale Bewegung zur Wieder-
«

gutmachung des Unrechts im Osten fördern und inzwischen den Osten
vor Verödung und Polonisierung schützen. (Lebh. Veifall.)

Ansprachen von Parlamentariern aber das Polen-
« abkommen.
.

Reichstagsabgeordneter Laverrenz gab zunächst einen liber-
blick über den gegenwärtigen Stand der Entschädigungsfrage: Es

bondele sich um zwei Dinge. l. Wie wird das Reich die Polen-
geltl)«ädlgtenzufriedenstellen? 2. Wird es möglich sein, die Ansprüche
der übrigen Geschädigten wieder neu aufleben zu lassen? Zur ersten
Frage führte der Redner u. a. folgendes aus: Die Summe, zu deren

Zahlung auf Grund der deutschen Klagen Polen vor dem Schieds-
gericht voraussichtlich verurteilt worden wäre, wird auf 500 Millionen

Reichsmark angegeben. Von Regierungsseite aber ist bereits geäußert
werden,daß das Reich mit 250 Millionen auszukoinmen gedenkt. Zur-
zeit ist es noch nicht möglich,die Rechtslage zu klären. Es muß erst ab-

gewartet werden, wie die Entschädigung praktisch durchgeführt wird.
Fiir die Bearbeitung der Entschädigungsfälle aus dem Polenabkommen
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wird nicht mehr»das Reichsentschädigungsanit,das am l. April aus-
gelöst wird, zustandigsein, sondern eine neu zu schaffende, dem Reichs-
finanzministerium unterstellte ,,Entschädigungsstelle«. Erst
wennvon dieser Stelle Entscheidungen über die Höhe und Art der Ent-

schädigungenvorliegen, wird es möglichsein, eine grundsätzlicheKlärung
durch die Anrufung des Reichswirtschaftsgerichts herbeizuführen. Gute
Arbeit kann ja von einer solchen Stelle durch Vergleiche geleistet
werden; aber die Erfahrung, die man bisher im Entschädigungswesen
gemacht·hat,rechtfertigt das allgemeine Mißtrauen gegen das Reich-
Im Reichstagsausschuß wird über die Frage noch eingehend zu ver-

handeln sein.
Zum Punkt 2 führte der Redner aus: Der Artikel 297i des Ver-

sailler Diktats setzt die Entschädigungspflichtdes Deutschen Reiches
fest. Man hätte erwarten sollen, daß die Reichsregierung nichts
unversucht lassen würde, um sich die Erfüllung dieser Entschädigungs-
pflicht durch die Rückerstattung der Liquidationsüberschüssenach Mög-
lichkeit zu erleichtern. Aber das Ergebnis der Verhandlungen in Paris
und im Haag ist eine riesengroße Enttäuschung
Acht Liquildationsabkomsmen mit verschiedenenStaaten sind abgeschlossen
worden. Am schmerzlichsten ist der Verzicht der Reichsregierungauf
die englischen Liguidationsüberschüsse. Das englische
Mutterland hat allein 280 Millionen Mk. einbehalten und diese Summe,
wie verschiedentlich behauptet wird, bereits zu Rüstungszweckenaus-

gegeben. Der Schatzkanzler Sn o wd en habe sich energisch einer Aus-

zahlung der Uberschüssewidersetzt, da es nicht möglich sei, vom eng-
lischen Steuerzahler Gelder zu fordern, die dem deutschen Kriegsschuldner
zufließen sollen· Snowden hatte kategorisch den Verzicht Deutschlands
auf die liberschüsseverlangt und angedroht, England werde sonst die

zweite Haager Konferenz überhaupt nicht beschicken. Zu den 280 Mil-
lionen kommen noch die Liquidationsüberschüsseder Dominions, auf die

Deutschland gleichfalls Verzicht geleistet hat, was im ganzen rund
400 Millionen eit, also fast eine halbe Milliarde ausmacht. (H"ortl
Hört!) Demgegenüber ist es ein magerer Trost, wenn Italien die

Herausgabe von 5 Millionen Mark zugesagt hat und wenn von Frank-
reich rund 7 bis 8 Millionen zu erwarten sind. Diese Summen sollen
durch Beihilfen den in jenen Ländern geschädigtenDeutschen zu-

gewendet werden.
Der Abgeordnete Laverrenz ging sodann auf die für alle Ver-

drängungs- und Gewaltgeschädigten wichtige Frage ein, was mit den

überschüssen, die bei der Schlußentschädigung erzielt worden sind,
geschehen soll. Auf keinen Fall darf zugegeben wer-den, daß die

Überschüssein den allgemeinen Finanztopf wandern. Eine Reichstags-
inehrheit hat jetzt beschlossen, die Ersparnisse nur den Geschädigtenzu-
kommen zu lassen, und es wird woshlauch so kommen. über die Höhe der

liberschüsseist, da die Schlußentschädigungnoch nicht völlig durchgeführt
ist, nichts Räheres bekannt. Sie werden auf mindestens 20 und höchstens
50 Millionen Mark in Schuldbucheintragungen geschätzt. Die Reichs-
regierung hat ,,wo-h·lwollendeBehandlung« zugesagt. Das so not-

wendiae Vertrauen der Geschädigten zur Entschädigungspolitikdes

Reiches kann aber nur gewonnen werden, wenn die alte Forderung
berücksichtigtwird, daß die großen Geschädigtenverbändeder Arbeits-

gemeinschaft als Sachberater und Creuhänder bei der Verteilung der

MiLtellfzugezogen werden. Es kommt also darauf an, schnell und richtig
zu e en.

Im folgenden kritisierte der Redner die Haltung der Reichs-
regierung in der Behandlung der Schuldbuchfor-
d erung en. Bei den entscheidenden Besprechungen im Reichs-
entschädigungsamt habe jeder Teilnehmer, sowohl die Abgeordneten wie

die Vertreter der Verbände, angenommen, daß die Schulsdbuchfor-
derungen mit 6 v.H. verzinst werden sollten. Von Regierungsseite ist
damals keine gegenteilige Äußerung gefallen. Trotzdem aber wurden

auch die Schuldbuchforderungen mit der Kapitalertragssteuer von

10 v.H. belegt, so daß die Geschädigten tatsächlich nur« eine Ver-

zinsung von 5,4 v.H. erhalten und ein entsprechend niedrigerer Kurs

notiert wird. Alle Versuche zur Abschaffung der Steuer sind erfolglos
geblieben. Rach Ansicht des Ministerialdirektors Dorn vom Reichs-
finanzministerium ist eine Befreiung von der Steuer nicht moglich, weil

dadurch das ganze Steuersystem ins Wanken geraten würde.»Aber,so
führte der Redner aus, als im vergangenen Jahre die Hilferding-
Anleihe unter Dach gebracht werden sollte, da ging es auf einmal. Diese
Papiere wurden nicht nur« von der Kapitalertrags-, sondern auch von

anderen Steuern befreit. Was dort möglichwar, ohne daß das Steuer-

sgstem zusammenbrach, muß auch bei den Schuldbuchforderungen der

Geschädigten möglich sein. Der Kurs würde sich durch die Abschaffung
der Steuer um 5 bis 10 v. H. heben, was den Verkauf des Papieres er-
heblich erleichtern und vielen Geschädigten eine wesentliche Hilfe sein
würde. Roch schlimmer ist es um den zweiten Eyp der Schuldbuchs
forderungen, die Wiederaiifbauzuschläge, bestellt,die sogar
erst ab 1943 eine bescheidene Verzinsung gewähren. Auch hier war bis-

her von Seiten des Reichsfinanzministeriums kein Entgegenkommenzu

erzielen. Die Arbeitsgemeinschaft habe ja jetzt Verzinsung beantragt.
Im Anschluß an die Entschädigungsfrage ging der Abgeordnete

Laverrenz auch auf die anderen Teile des Polenabkommeiis ein. In der

Sanktionsfrage, so sagte er, sähen er und seine Freunde sehr nuchtern
und sehr schwarz. Es ist eine Auslegungsfrage, bei der Immer der

Stärkere das Recht auf seiner Seite hat. Da sich die Reichsregierung
auf den Standpunkt stellt, daß das Liquidationsabkommen nicht »ver-
verfassungsändernsdist, ist seine Annahme, wenn auch nur mit geringer
Mehrheit, nicht mehr zu verhindern. Sein wichtigstesErgebnis ist,
daß Polen von der ungeheuren Last befreit wird, die auf ihm durch

den 236-Milliarden-An«spruch Deutschlands gelastet hat. Run, da es
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von der Schuld befreit ist, wird es in höherem Maße kredit- und

rüstungsfähig sein. Wir diirfen uns nicht darüber täuschen, daß die

Folge dieser Entlastung eine Kräftigung des polnischen
Expansionsdranges sein wird. Zedem liegt die Erhaltung
der 12000 deutschen Ansiesdlerfamilien in Posen und Pommerellen
am Herzen; aber wir haben keinen Grund, an die polnische Vertrags-
treue zu glauben. Deshalb befürchten wir, daß die Opfer, die wir
in dem Abkvmmen bringen, nutzlos sein werden.

Zum Schluß kam der Abgeordnete noch auf dsie Emigrantenstener
zu sprechen: Den Abgeordneten, die sich für eine Ersetzung der Steuer

einsetzen, werde immer entgegengehalten, daß keine genauen Zahlen
über die gelten-dzumachenden Entschädigunsgsansprüchevorliegen und

daß es daher nicht möglich ist, an eine Entschädigung heranzutreten.
Darauf erwiderte Vundespräsident Ginschel, daß der Deutsche
Ostbund seinerzeit eine Anmeldungder Abwanderersteuer durchgeführt
hat, daß das Material beim Reichsentschädigungsamt liegt und daß
seinerzeit in amtlichen Besprechungen Schätzungen der in Frage
kommenden Werte stattgefunden haben. Ungefähr also wisse man

darüber schon Bescheid. Der Reichstag solle sich hier nicht mit Aus-

flüchten abspeisen lassen.
Die schon mehrfach angedeuteten Bedenken gegen das Polen-

abkommen führte der Reichstagsabgeordnete Ohler in temperament-
voller Weise weiter aus: Die Rachrichtem daß auf die Reichs-
regierung von Paris und London her ein Druck ausgeübt worden ist,
um die Verträge mit Polenzu erzwingen, scheinen zuzutreffen. Wenn

das aber so ist, dann ist es unverständlich,warum die Reichsregierung
der deutschen Offentlichkeit den Vertrag als vorteilhaft empfiehlt und

nicht offen und vor aller Welt beskennt, daß sie nicht freiwillig handelt,
sondern unter dem Diktat der Mächte steht.

Graf W e sta r p ging in längerer Rede gleichfalls auf die politische
Seite des Liquidationsabkoinmens ein. Wenn auch keine Aussicht
mehr besteht, die Ratifizierung zu verhindern osder hinauszuschieben,

lso muß doch Klarheit iiber den Inhalt geschaffen werden. Wenn sich
die Deutschen in Polen, nachdem sie das Abkommen anfänglich scharf
abgelehnt hatten, nunmehr für seine Annahme ausgesprochen haben,
so ist das menschlich verständlich; ein Versinkender greift nach dein

Strohhalm, usm sich zu retten; auch darf man nicht vergessen, daß in
den letzten Monaten gegen die ,,Deutsch-e Rundschau« in Vromberg
z.B., die sich zuerst gegen das Abkvmmen ausgesprochen und später
ihre Haitung abgernilsdert hat, eine ganze Reihe von Prozessen durch-
geführt worden sind, die wohl nicht ohne Einfluß auf ihre Stellung-
nahme geblieben sein mögen. Die Haltung der Deut-schen in Polen
kann für uns also nicht allein entscheidend sein. Wir haben zu fragen,
ob das Reich durch die Verträge geschwächtoder gestärkt wird; denn
nur ein starkes Vaterland wird ·in der Lage sein, seine Volks-

genossen im Ausland zu schützen. Weder im Abkommen selbst noch
im cRotenwechsel ist der Schutz der deutschen Minderheit von Polen
gewährleistet worden. Der Redner führt die Äußerungen Zaleskis
über die Lücken im Vertrage an, die Polen noch genügend Freiheit
in der Minderung des deutschen Grundbesitzes lassen. Er hebt- vor

allem das Agrarreformgesetz hervor, das Posten gerade in der Zeit,
in der über den Vertrag noch verhandelt wird, erneut zur Anwendung
bringt, gleichsam als ob es zeigen wolle, daß der Kampf gegen die

Minderheit trotz aller Abkommen fortgeführt wird. Es bleibt wohl
der Weg zum Völkerbund

—- daß aber von Genf für die Minderheiten
nichts zu erwarten ist, wissen wir nur zu gut. Zu den gesetzlichen
Mitteln, mit denen Polen die Zusgeständnissedes Abskommens wieder

illusorisch macht, gehört weiter u.a. die Grenzzonenverordnung. Trotz
des Rotenwechsels unterliegen die Optantensöhne noch dem Fremden-
recht usf. Polen geht aus iden Verhandlungen gestärkt hervor. Es

trifft zu, daß das Abkommen formell kein Ostlv carno enthält und

daß Polen aus dem Wortlaut keinen deutschen Verzicht auf eine

Grenzrevision herauslesen kann. Es kommt aber auf die materielle

Auswirkuiig des Vertragswerkes an. Es wird immer gesagt: Polen
ist da, ist eine politische Tatsache, die man nicht übergehen darf.
Sollen wir daraus aber den Schluß ziehen, daß Deutschland sdsietseCat-

sache noch verstärken soll? Dr. »Eurtius hat im Reichstags-
ausschuß eine ,,Politik zum Schutze der Ostmark« ver-

langt. Können die Forderungen des Ostens nach materieller Hilfe und
innerem Verständnis für seine bedrohte Lage aber wirklich Gehör
finden, wenn die drei an den internationalen Verhandlungen beteiligten
Reichsminsister Westdeutsche sind und wen-n sich unter den

Mitgliedern der beratenden Ausschüsse nur einige
wenige Ostmärker befinden? (Sehr richtng Man muß der

Regierung zurufen: Hört endlich in den Ostfragen einmal

auch auf die Leute aus dem Ostenl Geht nicht an der Tat-

sache vorüber, daß alle Ostmärker aller Parteien die Polen-politik
der Regierung mit schwerster Sorge ansehenl Rach den Äußerungen
des Außenministers besteht zwischen dem Resuen Plan unid dem Polen-
abkommen kein rechtliches, aber ein politisches Zunktim.
Die Hartnäckigkeit, mit der Dr. Eurtius an dieser Ehe-se von der

Rotwendigkeit einer gleichzeitigen Ratifikation beider Vertragswerke
festhält, ohne eine ausreichende Begründung geben zu können, drängt
die Frage auf, ob die Reichsregierung nicht den Wes -

mächten geheime Zusagen gemacht hat, die sie der

deutschen öffentlichkeit Oerschweigt Wenn

Frankreich und England auf Verlin einen Druck zu-

gunsten Polens ausüben, dann kann man daraus er-

sehen-, wie groß ihr-Interesse an einer Stärkung
Polens und damit an der Riederhaltung Deutsch-
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lands ist. Diese Erkenntnis sollte Veranlassung zu offener und

scharfer Ablehnung sein. Und wenn man sich dem Druck vielleicht
doch fügen muß, dann soll man ehrlich genug sein, zu bekennen,»daß
man den Vertrag nicht annimmt, weil man ihn für gut und richtig
hält, sondern weil man durch eine erpresserische Politik zur Unter-

schrift unter das Diktat gezwungen wird.

Landtagsabgevrneter Pischke betonte, ihm scheine, daß man hier
zuviel Politik mit dem Gefühl mache, statt mit dem Verstande. Die

Klugheit gebiete, wie das Veispiel Englands beweist, eine Annäherung
an die Feinde zu suchen, um sie durch Bündnisse und Verträge am

eigenen Wohlergehen zu interessieren. Es ist bedauerlich, daß bei
der Abstimmung über das Polenabkommen keine qualifizierte Mehr-
heit erfordert-ich ist (wie es Stresemann für solchen Fall gewünscht
hatte); denn eine Zweidrittelmehrheit hätte jede Partei und alle Ab-

geordneten zu eindseutiger Stellungnahme gezwungen und verhindert,
daß sich dieser oder jener der verantwortlichen Abstimmung entzieht.
Wenn die Verträge nicht ratifiziert werden, kann die deutsche Wirt-
schaft nicht zur Ruhe kommen; und wenn das nicht der Fall ist«wird

es auch nicht möglich sein, dem Osten die starke Hilfe zu bringen,
deren er dringend und bald bedarf. Ablehnung des Yo-u-ngplans
würde eine wirtschaftliche Katastrophe und damit den völligen Rum

des Ostens bedeuten. Dessen Industrie und Gewerbe bitten um den

Abschluß des Handelsvertrages mit Polen, während ihn die Land-

wirtschaft bekämpft. Wie überall sonst, wo es sich usm wirtschaftliche
Frage-n handelt, so gibt es auch hier keine völlig geschlossene, ein-

heitliche Front. Wir müssen, um das Ganze zu retten, einen großen
Einsatz wagen. Es geht nicht, daß sich zwei Völker, die in vielfacher
Hinsicht aufeinander angewiesen sind, immer feindlich gegeneinansder
stehen. Wir werden auf die Polen einen weit stärkeren Druck

ausüben können, wenn wir mit ihnen in lebhaften wirtschaftlichen Ve-

ziehungen stehen. Wir sind heute die Schwächeren; der hoxtnäckige
Kampf gegen den Stärkeren bringt keinen Gewinn. Rach diesen
häufig durch Zwischenrufe unterbrochenen Ausführungen wandte sich
der Redner, der auch seinerseits offen die großen Sorgen wegen
der Folgen des Polenabkommens betonte, der volkspolitischen Kata-

strophe zu, die durch den Rückgang der Geburten und die Abwande-

rung dem Osten droht. Miit materieller Hilfe sei es nicht getan; das

Entscheidende im Kampf uni die Ostmark sei die Aufrichtung einer

großen sittlichen Idee, die uns zu völkischer Erneuerung führt.

Aussprache über das Polenabkommen.
Vundespräsident Ginschel dankte den Herren Parlamentariern

für ihre Ausführungen und wies darauf hin, daß in ihnen das Für
und Wider bezüglich des Polenabkommens scharf zum Ausdruck ge-

kommen sei und daß alle Redner die schwere Sorge zum Ausdruck

gebracht haben, die die weitesten Kreise wegen des Polenabkommens
erfüllt, Diese schweren Sorgen teile der Ostbund und es gäbe wohl
keinen, der nicht unter ihnen litte, auch wenn er als Regierungsmann
oder Parlainentarier sich für verpflichtet halte, für das Polen-
abkommen einzutreten. Im Parlament und wohl auch sonst in der

Offentlichikeit sei die Frage vielfach zu sehr unter dem rein innen-

politischen Gesichtswinkel gesehen worden und so leider auch
wie-der zu einer parteipolitischen Streitfrage geworden. Der

Deutsche Ostbund, der größtes Gewicht auf die Wahrung seines ü b e r-

parteilichen Charakters lege, müsse sich aus dem parteipolitischen
Streit fernha·lten, aber seinen Einfluß nichts destoweniger mit allem

Rachdruck geltend machen. Man müsse Herrn Abg. Pischke darin

b»eistimmen,daß Politik nicht mit dem Gefühl gemacht werden dürfe,

sondern mit dem Verstand gemacht werden müsse. Veinen Ost-
märkern spreche hier aber das Herz besgreiflicherweise in leidenschaft-
licher Weise mit, denn hier gehe es um die Zukunft des Deutschtums
jenseits wie diesseits der Grenze. Dabei müsse das Deutschtum jen-
seits der Grenze in erster Linie stehen, denn es sei am meisten gefährdet
und könne sich allein ohne dsie Rückenideckungder Deutschen im Reiche
am wenigstens helfen. Hauptziel des Ostbundes sei und bleibe die

Zurück-gewinnungder uns entrissenen Gebiete. Erstreben wir diese
aber, so haben wir das allergrößte Interesse daran, daß mit jedem
erlaubten Mittel der weiteren Entdeutschung dieser Gebiete Einhalt
getan wird. Die nationalpolitischen Schwierigkeiten, die wir sonst bei

einer Zurückgabe der Gebiete zu überwinden hätten, wären, wie in

dem parlamentarissch-demokratisch regierten Deutschland niun einmal die

Verhältnisse liegen, ungeheuerlich. Darum sei es nicht nur vom

Standpunkt der deutschen Minderheit in Polen zu verstehen, wenn

diese für das Asbkommen sei, sondern auch wir müßten diese Frage
von diese-r Seite her ebenfalls ansehen. Es handle sich bei den

Liquidationen um rund 50 000 Hektar deutschen Großgrunsdbesitzes,den

die Polen beabsichtigten den Deutschen zu nehmen und dem Polentuni
zuzuteilen, sowie um rund 300 Stadtgrunsdstücke,ferner um 12 000 An-

siedslerfamilien mit 80 000 Köpfen, die in der Gefahr stehen, daß ihre
Vesitzungen durch Ausübung des Wiederkaufsrechts seitens Polens
dem Deutschtum verloren gehen. Es stehen hier also Dinge von

größter Tragweite auf dem Spiele. Gewiß könne man sagen, »und
auch der Deutsche Ostbund habe das mit allem Rachdruck in seiner
Ein-gäbe an den Reichstag und in seinem ,,O-stland«getan, daß die

Opfer, die Deutschland bringen solle, nicht nur an Geld, sondern auch
in Form von allerhand politisch höchst wertvollen Verzichten, viel zu

groß für das polnische Entgegenkommen seien. Denn der Reue Plan
schreibe ausdrücklich vor, daß alle Mächte die Kriegsfolgen zu

liauidieren haben und daß vom 1.September 1929 ab Liquidationen
nicht mehr zulässig sind. Die Polen haben sich aber eine eigene
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Theorie zurecht gemacht, indem sie behaupten, die-se Vorschriften be-
zögen sich nur auf die wirtschaftlichen Liquidationen in den

Weststaaten; Polen dagegen habe in dieser Beziehung ein Sonder-
recht, denn ihm seien politisch e Liquidationen eingeräumt, uin das
angeblich in Posen und Westpreufzen künstlich dahinverpflanzte
Deutschtum wieder zu entfernen und dem Lande seinen angeblich rein

polnischen Charakter wiederzugeben. Diese Theorie sei zweifellos
falsch, aber nach allen Erfahrungen würde Polen sicher dieser
Theorie entsprechend handeln und den deutschen Grofzgrundbesitz weiter

liqui-dieren. Dann könne dieser natürlich vor den önternationalen

Gerichtshof im Haag und vor den Völkerbund gehen und klagen,
aberer wissen ja, was dabei herauskommt, wie lange es dauert und
wie sehr Polen durch neue Einwände eine solche Sache immer wieder
hinzuziehen versteht. Das Ergebnis würde sein, dafz der liquidierbare
deutsche Grsofzgrundbesitzaufgeteilt sein würde, ehe auf diesem Wege
ein Zwang auf Polen ausgeübt werden könnte, von seiner falschen
Thorie abzusehen. Dasz aber, wenn einmal die Deutschen vertrieben
sind. es unmöglich ist, sie wieder in den Besitz ihres Eigentums zu
setzen, das haben wir in den letzten 11 Zahren zur Genüge erfahren.
Es sei ferner richtig, dafz Polen auf dem Wege der Agrarreform
und durch Anwendung der Grenzzonenverordnung dem deutschen Groß-
grundbesitz zu Leibe gehen könne. Aber auf diese Weise könne er

doch immer nur Teile der deutschen Besitzungen enteignen, könne durch
solche Verksleinerungen zwar die Betriebe unrentabel machen und

früher oder später dadurch die deutschen Besitzer auch zum Verkauf
zwischen,und da Deutsche asls Käufer nicht zugelassen werden, so das
Land in polnsiischeHände bringen, aber das dauere immerhin eine

gröfzere Reihe von Jahren, und in dieser Zeit könne sich manches
ändern, während die Liquidation der in Frage kommenden 50 000

Hektar sehr schnell in die Wege geleitet werden könnte. Was das

Wiederkaufsrecht anbelange, so seien zweifellos die einschränkenden
Klauseln höchstbedeniklich,"aber zunächstseien doch grundsätzlich80 000

Köpfe davor gesichert, durch Ausübung des Wiederkaufsrechts von

der Scholle entfernt und nach Deutschland vertrieben zu werden. Sollte

Polen den Sinn des Vertrages dadurch umgehen, dafz es von den

gemachten Vorbehalten einen schikanösenGebrauch macht, insbesondere
von dem Vorbehalt, dafz das Wiederkaufsrecht nach wie vor aus-

geübt werden kann, wenn der deutsche Besitzer wegen eines Ver-

brechens oder Vergebens gegen den Staat vorbestraft ist, so müsse
gegen eine solche Vertragsuntreue die ganze Welt in Bewegung ge-

setzt werden. Das tue in solchen Fällen mit grofzer Entschiedenheit
die deutsche Minderheit drüben von selbst. Das könnte in diese-m
Falle aber auch die deutsche Reichsregierung tun, da es sich dann ja
nicht um eine rein innenpolitische Angelegenheit Polens, sondern-um
die Verletzung eines Vertrages, den Polen mit Deutschland ge-
schlossen hat, handelt und auf dessen önnehaltung nicht nur dem Buch-
staben, sondern auch dem Sinne nach Deutschland bestehen muß, wozu es

den Viölkersbund und das Schiedsgericht im Haag anrufen kann. Der

Deutsche Ost-bund, der die Polen zur Genüge kennt, teilt alle Be-
denken, die gegen das Polenabkommen geltend gemacht werden können,
aber nach gewissenhafter Prüfung des Für und Wider und eingehenden
Erwägungen habe sieh die Bundesleitung asuf den Standpunkt gestellt,
dasz sie die Befürwortunsg der Ablehnung des Polenabkommens nicht
veranworten könne. Sie habe sich daher darauf beschränkt, die

schweren Bedenken gegen die Tendenz und die grofzen Mängel des

Vertrages geltend zu machen und gewisssermaszengutachtlich tätig zu
sein. Die Verantwortung liege bei den politischen Parteien. Im

Rahmen dieser könne auch jeder Ostbündler tun, was er politisch für
richtig halte. Der Ostbund selber aber dürfe sich auf keinen ein-
seitisgen Parteistandpunkt stellen. Es könnte im höchstenMasze ver-

hängnisvoll auch auf die Stimmung im Deutschtum drüben wirken,
wenn man jetzt zu wenig Verständnis für die Lage desselben zeige.
Darum sei die Stellungnahme zu der Frage für jeden einzelnen gerade-
zu eine Gewissenssache und müsse jeder parteipolitischen Leidenschaft

entkleidet werden. Diesen Standpunkt habe die Bundesleitung von

Anfang an eingenommen. Sie habe ihn im ,,Ostland« immer wieder
vertreten, habe ihn in zwei Rundschreiben an die Ortsgruppen dar-

gelegt und letzteren auch die Eingabe an den Reichstag, in der dieser
Standpunkt gleichfalls vertreten wird, im Wortlaut zugeleitet. Von

keiner Seite sei dagegen bis«zurBundestagung Widerspruch erhoben
werden. Wenn auch die Stimmung in einzelnen Ortsgruppen anders

gewesen sein mag, so hat man offenbar doch auch in diesen Ortsgruppen
die sachliche, veranwortungsbewufzteEinstesllungder Leitung des Ost-
bundes respektiert. Es liege hier ähnlichwie seinerzeit beim Locarno-

Vertrag und beim Volksbegehren, wo sich zweifellos die zielklare
Haltung des Deutschen Ostbundes, die zunächst nicht nach dem

Empfinden vieler Mitglieder war, als die sachlich und taktisch allein

richtige erwiesen hat. Er wiederhole die Forderung des Ostbundes,
dafz eine zielklare kraftvolle Ostpolitik, deren unverrückbares Ziel die
baldige friedliche Abänderung der Ostgrenze sein mufz, dafür zu sorgen
l)(1t, dasz die im Polenabkommen der deutschen Minderheit in Polen
zugedachtenVorteile dieser auch wirklich zugute kommen und ge-

sichert werden und dafz politische Nachteile Deutschland so wenig wie
moglich daraus erwachsen. Das wird möglich sein durch eine kraft-
volle aktive Ostpolitik. Die ist namentlich auch auf dem
Gebiete der wirtschaftlichen und kulturellen Hilfe der Ostprovinzen un-

bedingt notwendig. Der Handelsvertrag, den die Regierung erstrebt,
wird auch im besten Falle eine mehr oder minder grosze Schädigung
der deutschen und vor allem der est-deutschen Landwirtschaft zur Folge
haben. Dem mufz vorgebeugt werden durch eine systematische Osthsilfe die besetzten Gebiete bewiesen.
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mit grofzen Mitteln, um die Verarmung und Verödung und damit
dir Entdeutssrhiung des Ostens, die die Gefahr der Polonisierung in

sich schl-iefzt,zu verhüten. Dasz Reich und Staat in dieser Hinsicht auf
dem Posten sind, davon wird in erster Linie die Zukunft des Ostens
und damit der Wiederaufstieg des Vaterlandes abhängen.

Herr Gymnasialdirektor a. D? Dr. Lsiman- Halle betonte, dasz in
seinem Lasndesverband die Stimmung ohne Unterschied der Partei gegen
das Polenabkommen sei. Er stellte seinerseits die grofzsenBedenken gegen
das Abkommen in den Vordergrund und wies an Hand von Aus-

lassungen polnischer Politiker wie auch der Bromberger ,,Deutschen
Rundschau« nach, dafz die deutsche Minderheit von den ihnen zu-
gedachten Vorteilen wenig haben und dafz Polen es verstehen werde,
seine Zugeständnisse illusorisch zu machen. Andererseits seien die
Vorteile Polens, die ihm das Abkommen bringe, so grofz, dafz seine
Annahme nicht zu empfehlen ssei.Deutschland müssedie Entschädigungen
zahlen, die gegen Polen eingeklagt seien. Es versliere die
SZ Milliarden, die Polen für den überkommenen Stasatsbesitz usw. auf
Reparationskonto zu leisten hatte, vor allem aber entgehe Polen der

Verurteilung seiner Entdeutschungsmethodem die bei der Durch-
führung der Prozesse vor dem deutsch-polniischen Schiedsgericht immer
wieder erfolgt wäre. Polen wer-de also durch das Abkommen stark
gemacht, während Deutschlands Position geschwächtwerde. Das Welt-
gewissen — ob es ein solches gebe, sei ihm sehr zweifelhaft —- werde

jedenfalls nichts tun, um, wenn trotz des Abkomimens das Deutschtum
in Polen weiter vergewaltigt werde, dieses zu schützen. Er wolle die
Haltung der Bundesleitung nicht desavouieren, glaube aber, dafz es

richtig wäre, die Meinung nach dieser eingehenden Aussprache fest-
zustellen und stellte deshalb den Antrag, die Bundesversammlung solle
beschlieszen, dafz das Polenabkommen für Deutschland untragbar und
dasher abzulehnen sei.

Es entspann sich eine längere Aussprache, in der noch einmal das

Für und Wider eingehend erörtert und dabei auch die Frage gestreift
wurde, welche Rückwirkunsgen eine derartige Stellungnahme für den

Deutschen Ostbund haben müsse, dessen Mitglieder sich aus allen

Parteien zusammensetzen. Die Aussprache endete mit der mit allen
gegen einige wenige Stimmen erfolgten Annahme der nachst-ehenden,
von Herrn Dr. Hoffm eister vorgeschlagenen

Entschlieszung über das Polenabkommen:
Die aus allen Teilen des Reiches zahlreich besuchte Bundes-

tagnng des Deutschen Ostbundes betont der Reichsregierung gegen-
iiber zu den schwebenden Vertragsverhandlnngen mit Polen, dass
schwerste sorge alle hinsichtlichdes bevorstehenden Abschlnsses
erfüllt. Sie bittet diejReichsregiernng bei ihren Entschließungen
auf diese schwerste Sorge der Ostinarkoertreter Rücksicht zu nehmen.
Sie erwartet von der Reichsregierung, dafi bei etwaiger Annahme
der Abkommen ausdrücklich nochmals seierlichst erklärt wird, dass
es nie ein Ostlocarno gibt. Zugleich erwartet sie, im

Bewusstsein des Gemeinsamsiihlens mit allen Schichten des deutschen
Volkes —, dasz die Reichsregiernng und Landesregierungeu ein um-

sassendes, praktisches Ostp r o g r amrn nicht nur ausstelleu, sondern
mit seiner Ausführung sofort beginnen, niu die Ostmark zn fördern,
damit sie wirtschaftlich, kulturell nnd bevölkerungspolitisch wieder

ansbliiht nnd der jetzigen ungeheuren Rot entrissen wird.«

.

Die Aussprache hat zweifelloszur Klärung dieser brennenden Frage
be·igetragen.»Daßsie zu einem versöhnlichen Ansklange der Ver-
ständigung gefuhrt hat, wurde allseitig mit Genugtuung·begrüfzt.

Der den wichtigen T a g e s f r a g e n gewidmete Teil der Ver-
handlungen war damit beendet.

liber die Kulturarbeit des Deutschen Ostbundes
sprach hierauf Herr Bundespräsident Dr. Lüdtke an Hand von

Beispielen aus der« aufbauenden Kleinarbeit der Kulturabteilung und
der erfolgreichen Siedlungstätigkeit des Deutschen Ostbundes. Die
Arbeit der Siedlungsgesellschaft des Ostbundes kann bei ihren zwar
nicht unbedeutenden, aber doch immerhin beschränkten Mitteln nicht
die Ausmasze annehmen, die wünschenswert wären. Die 20 000 lia,
die bisher von der Siedlungsgesellschaft Deutscher Ostbund aufgeteilt
worden sind oder zurzeit aufgeteilt werden, sind aber doch ein nicht
unbeachtslicher Beitrag zum Ostsiedlungswerk, von dessen Gelingen die

Zukunft abhängt, weil es dem Lande wieder Blut und Leben, Geist
und Willen-zuführt Für den Ostbund kommt es vor alle-m darauf an,
in den Sisedlungen seiner Gesellschaft Mustersiedlungen zu schaffen.
Es kommt ja nicht allein darauf an, überhaupt zu siedeln, sondern
noch mehr darauf, dafz die Menschen, die auf eigener Scholle angesetzt
werden, bewufzte oft-deutsche Grenzsiedler sind. Zunächst kommen als
Siedler die Ostdeutschen selber in Frage, denen die Möglichkeit ge-

geben werden mufz, im Lande zu bleiben. Darüber hinaus aber soll
man auch Westdesutsscheals Siedler in den Osten ziehen. Das ist ein
Teil der Arbeit, die geleistet werden mufz, um die Brücke von Westen
nach Osten zu schlagen. Der deutsche Osten darf nicht allein stehen.
Deshalb hat sich der Ostbund die geistige Eroberung des Westens und
Südens durch und für den Osten zur Aufgabe gesetzt. Von der Ein-

heitsfront, die die östlichenGrenzlande vor dem Untergange schützen
soll, sind wir noch ein gutes Stück Weges entfernt; das haben die

Ansprüche Bauerns auf Beteiligung am Ostprogramm und die Kürzung
des 23-M’illionen-—Fonds durch die önteroention des Ministers für

Herr Dr. Lüdtke ging dann des
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näheren auf die Mittel ein, mit denen der Ostbund für den Osten
wirbt. Diese Werbung wird erfolgreich sein, wenn wir sie mit starkem
ödealismus und groszem Glauben erfüllen. öm Willen zu seiner Zu-
kunft, d. h. im Willen fiir die 0stmark, muss Deutschland einig
sein. (Lebh. Beifall.) Bundespräsident Ginschel dankte Herrn
Dr. Lüdtke für den Vortrag und »die Arbeit der Kulturabteilung
während des abgelaufenen Jahres, insbesondere auch für die Vor-

bereitung der Ost-Ansstellung, an der die Herren Flemming und
Dr. Zimmer, Allenstein, erfolgreich mitgewirkt haben. Er wies

auf den Wert des 0stbund-Archivs hin, in dein sich bereits
eine ganze Anzahl Dokumente von historischer Bedeutung befinden,
ivie die Ausstellung beweise, nnd bat um weitere rege Unterstützung
durch Geld- und Sachspenden.

Aus der Versammlung heraus ivurdeii Vorschläge für den Ausbau
der Kulturarbeit gemacht. Herr Ggmiiasialdirektor a. D· Dr. L i ma n ,

Halle a.d.S., trat dafür ein, dasz möglichstbald eine vom deutschen
Standpunkt aus geschriebene Geschichte des polnischen Umsturzes ge-

schaffen werden möchte, nachdem polnische Vorstellungen bereits vor-

lägen. Er wies dabei auf die vom Verein für die Geschichte der

Grenzmark Posen-Westprenszen eingeleitete Materialsammlung hin.
iiber diese machten Herr Oberstudiendirektor Krenier, Schneide-
inühl, und Herr Landgerichtsdsirektor Schroer, Bielefeld, nähere
Mitteilungen. — Herr Dr. Hoffmeister regte die Herausgabe
eines kurz gefaszten Ostmerkbuches für die Mitglieder nnd be-

sonders auch für die Jugend an, in dem alle für den Osten wichtigen
Fragen in gedrängter Form behandelt werden sollen.

,

Rach einer Mittagspause wurden die Veratungen fortgesetzt. Herr
Vnndspräsident Ginsch el hielt einen Vortrag über die

Entschädigungsfrage
Redner ging zunächst auf die Entschädigungen auf

Grund des Polenabkomtnens ein, die den ver-drängten
Domänenpächtern, den annullierten und liquidierten Ansiedlern und
anderen Deut-schen, die indirekt liquidiert worden sind, nunmehr von

Deutschland zu zahlen sind. Er wies hin auf die völlig unzulängliche
Regelung dieser Entschäsdsignngsfrage,wie sie von der Regierung nach
der Begründung des Polenabkommens geplant war, teilte dann das
Abkommen der Regierungsparteien mit, das eine wesentliche Ver-—-
besserung darstellt, aber noch immer, wohl mit einer gewissen Absicht,
so dehnbar gehalten ist, dasz die Entschädigqugsberechtigtensehr viel

herauslesen können, der Regierung aber eine ganz andere Auslegung
möglich ist. Das Kompromisz stelle zwar eine Verständigung auf der

Basis einer Vollentschädigung dar, wenn aber die Ge-

schädigten infolgedessen etwa damit rechneten, dasz sie den Betrag
zuzüglich Zinsen erhalten würd-en,der für sie beim deutsch-polnische«
Gerichtshof eingeklagt worden ist, so würden wahrscheinlich vie-le von

ihnenenttäuschtwerden, denn die Regierung werde ja nun versuchen,
die Gesschäsdigtenauf den Grundbetrag herabzudrücken,den diese ihr
gegenüber anerkannt haben, und sie werde auszerdem versuchen, Ab -

züge zu machen, wen-n dies auch vielleicht nicht in dem Umfange
möglichsei, wie sie es ursprünglich geplant hatte. Dazu«komme,das-z
die Entschädigung ja nicht in bar gezahlt werd-se, sondern isn

Schuldbucheintragungen und dasz disese nach dem erwähnten
Kompromisz zwar mit ? v. H. sstattbisher mit 6 v. H.). verzinst
wer-den, aber in den ersten fünf Jahren nicht amorti-
sierbar sein sollen, so dasz also die Geschädi·gten,die dringend
bares Geld brauchen, auch in diesen Fällen wieder eine lange Warte-

frist durchlei!d·enmüssen,ehe die Entschädigung für sie eine gründliche
Hilfe darstellt. —- Eine grosze Enttäiischsungfür viele ostmärkische
Ver-drängte sei es fern-er, dasz die Regierung anscheinend nicht ge-
neigt sei, ohne weiteres die Rückzahlung der Abwandererfteuer zu
übernehmen, dasz sie vielmehr beabsichtige, eine Entscheidung des
Reichswirtschaftsgerichts herbeizuführen darüber, ob Deutschland zur
Rückzahlung dieser Steuer auf Grund des Polenasbkommens ver-

pflichtet sei. Der Reichstag habe es in der Hand, die Regierung
darauf festzuilegen, dasz sie hier einer selbstverständlichenPflicht den

Geschäsdigtengegenüber genüge.

· »Was die cReuaufrollung der Entschädigung für die-
jenigen Verdrängtsen nnd Oiquidationsgeschädigtemdie auf Grund des

Kriiegsschädenschluszgesetzesentschäsdigtworden sind, anlangt, so werde
bei der Sonntagkundgebung alles nähere gesagt werd-en, so dass er,
Redner, sich«auf die Darlegung der wichtigsten Gesichtspunkte be-
schräiiken könne. Er legte dann die Forderungen des Sofortpros
gramms der Arbeitsgemeinschaft (-sozialer Hilfsfonsd für Klein-

g«eschädigte, Existenzverluste, Hochbetagte nsw.)
näher dar und betonte, dasz diese ihr altes frühere Programm auf-
recht erhalte und verlange, dasz jetzt schon grundsätzlichvon der Regie-
rung die Berechtigung der Ansprüche der Gseschädigtenanerkannt
werde und daszdiese Ansprüche spätestens im Zusammenhange mit der
groszen Reichsfingnzrefornrerfülltwerden. öm Anischlusz daran gab
der Redner ein Schreibendes Präsidenten des Reichsentschädigungs-
amtsHerrn Dr. K ar pinski bekannt, in dem dieser bedauert, durch
wichtige Verhandlungen mit dem Reichsfinanzministeriuni über den

Personalabbau und die Auflösungdes Reichsentschädigungsamts am

persönlichenErscheinen verhindert zu sein« Zugleich teilte Redner

die ihm von Herrn Dr. Karpinski mitgeteilten nteressanten Zahlen
uberden Stand des Schlußentschädigungsverfahrens
und insbesondere auch bezüglich der ostmärkischen Geschädigten, die
wir auf Seite 140 wiedergeben, mit. Redner schlos- mit einigen ver-
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traulichen Mitteilungen iiber die Behandlung der Entschädigungsfrage
und mit der Bekanntgabe der Entschlsieszung,die dem Verdrängten-
kongresz vor-gelegt werden soll. Diese Entschlieszung ivurde ein-

stinnnig angenommen. öm Anschlnsz daran erfolgte die einstimmige
Annahme der vom Redner vorgeschlagenen

«

Entschliesznng über die Rückzahlungder Abwanderersteneng
»Die Bundesverfamnrlung des Deutschen Ostbundes erwartet

von Regierung und Reichstag, das- die Zurürkzahlung der seitens
Polens rechtswidrig von den versdrängten Deutschen erhobenen
Abwanderersteuer auf Grund des Liquidationsabkommens mit Polen
ausdrücklich festgelegt wird, und dasz die Zurückzahlung tunlichst unter

Einschaltung der önteressenvertretung des Ostbundes erfolgt. Die

Reichsregierung hat seit vielen Jahren bis zum Abschlnsz des cPolen-s-
abkoimmens fortgesetzt wegen der Zurürkzahlung dieser Beträge den

.- Standpunkt vertreten, dasz Polen zahlnngsvflichtig ist. Sie darf sich
jetzt nicht der Verpflichtung entziehen, diese Geschädigten ihrerseits
angemessen zu entschäsdigen,nachdem Deutschland im Polenabkommeu
für solche Entschädigungenan Stelle Polens getreten ist. Der Deutsche
Ostbnnd legt auf eine gerechte Regelung diese-r Frage ein umso
gröszeres Gewicht, asls die meisten Ver-drängten durch den Zwang
zur Entrichtung der Abwanderersteuer ihres letzten Barvermdgens
beraubt, ja vielfach gezwungen wurden, Schulden zu machen, um

dieise Steuer entrichten zu können, und dadurch ins Elend ge-
kommen sind.«

Herr Buiidespräsident Geheimrat Sch mid, der den Vorsitz über-
nommen hatte. dankte dem Redner für seine mit starkem Beifall aus-
genommenen Ausführungen und unterstrich noch einmal die Forderung-,
dasz bei der Durchführung des Sofortprogramnis der Arbeits-

gemeinschaft die groszen Selbsthilfeverbände der Geschädigteii zu-

gezogen werden müsztem Herr Bade, Hannover, beantragte,
der Ost-bund möge sich dafür einsetzen, dasz die im ·

Wege
der Repressalien Ausgewiessenen und die als Geisseln Geschädigten
den Liquidationsgeschädigtengleichgestellt werden und dasz die Fälle
nachgeprüft werden möchten, sin denn nach einer Entscheidung
des Reichswirtsschiaftsgerichts Geschädigtedurch die Art der Hypotheken-
anrechnung zu kurz gekommen seien. Herr Ginsch el sagte Berück-
sichtigung dieser Wünsche zu. Rachdem Herr Geheimrat Schmid
eine-von Herrn Sch eibner, Magdeburg, gestellte Frage dahin be-

antwortet hatte, dasz Schuldbuchsorderungen als Vermögen gelten und

dahier vom zweiten Jahre ab entsprechend versteuert werden müssen,
wurden die Vertreter für die gemeinschaftliche Eagung der Geschädigtens
oerbände gewählt; durch Zuruf wurden dafür bestimmt die Herren

Bade, österreich, Dr. Beriiig, Kaschik, Laiizke,
Fitzke und Böhmer. Diese Herren traten um 18 Uhr zu einer

Besprechung init den Vertretern der anderen Geschädigtenverbände
im Hause der Ingenieure zusammen.

Erledigung geschäftlicherAngelegenheiten
Die folgenden Punkte der Tagesordnung konnten rasch erledigt

werden· Auf eine Verlesung des 11. J a h r e s b e richte s wurde,
da er den·Teilnehn1ern im Drucke vorlag, verzichtet. Der Bericht
wurde genehmigt. Herr G i n s ch el dankte allen Mitarbeitern für
ihre treue hingebende Arbeit.

Herr Geheimrat Sch m i d erstattete den Kassenb e richt für
1929 und legte den Vo r ansch la g für 1930 vor, der die Zustimmung

«

der Versammlung fand. Der Riechnungsprüfer,Herr B l u m e , Berlin.
lobte die vorbildliche Sparsamkeit und mustergiiltige Buchführung; aus
sein Ersuchen wurde dein Präsidinm einstimmig Entlastung erteilt. Herr
Ginschel dankte Herrn Geheimrat Schmid sür die sorgfältige
Führung der umfangreichen Kassengeschäfteneben seiner sonstigen vielen
Arbeit. Der Veransschlag schloszmit einer Ausgabe von rund 254 000 Jt

ab, also einer etwas höheren Summe wie der vorjährigen. Dabei sind
natürlich die werbenden Anlagen berücksichtigt— soweit sie nicht, wie
die Siedluiigsgesellischaft, die Wohnungsbaugenossenschaft usw« eigene
Rechtsträger sind —, vor allem beispielsweise das »0stland«, der

»0stdeutscheH-eimatkalenider«usw.
ön den Hanptvorsland wiedergewählt wurden: Archivrat

Dr. Kupke, Stettin, Stadtodersekrietär i. R. Stephan, Berlin, Kon-
rektor Vater-, Berlin, Justizrat Vosz, Frankfurt a. d. 0., Oberpräsis
dent von Vülow, Schneidenrüshl, Reichstagsabgeordneter Exzellenz
Fischbekk, Oberbürgermeister Dr. Kinne, Frankfurt a. d. 0., Ober-

bürgermeister Dr. Jarrses, Duisburg, Osberstudiendirektor Dr. Jahn,
Breslau, Studienrat Dr. Rebischke, Greifenberg, Rektor Gnoth,
Stettin, Geschäftsführer der Ostbundsiedlungsges. Anxsiedler Heupel,
Berlin, Rektor Schober, Rathenow, Obersteuerinspektor Us«waild,«
Berlin, Frau von Linrburg, Berlin, Fräulein Matthias, Meseritz;
ferner als Vertreter von Landesoerbänden die Herren: Blum, Pots-
dam, Franz Schulz, Ver-lin, Arlt, Leipzig, Dr. Hoffmei.ster, Bade,
Hannover, Belke, Magdeburg, Schei-bner, Magdeburg, Dr. Bering,
Ratibor, Ferntheil, Erfnrt, Fitzke, Hamburg, Hoffmann, Bremen,
Dehler, Elbing, Scharlach und König, Vreslau, Krause, Köslin,
Kremer, Schneidemühl,Kroenke, Frankfurt a. d. 0., Floegel, Gaben,
Müller-Striesewitz, Liegnitz, Krug, Grünberg, Dr. Limam Halle,
Meffke, Danzig, Makoivski, Lünen, Ralewaga, Schwerin, Prager,
Frankfurt a. M., Dr. Ruprecht, Königsbergscpr., Hegn, Köln. —

Ren-gewählt wurden: Stadtsbauinspektor Schmidt, Stettin.
der Borsitzende des Vereins der verdrängten Kommunalbeamten und

Angestellten aus den abgetretenen Gebieten, Beamtenabteilung des
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Deutschen Ostbundes, und Oberfachschulrat Fratzke, Vorsitzender
der Ortsgruppe Dresden und 2. Vorsitzensder des Landesverbandes
fiir deci Freistaat Sachsen.

'

Hinsichtlich der Wahl der cRechnungspriifer wurde auf Wunsch des

Landesverbandes Berlin-Brandenburg beschlossen, insofern eine
Änderung eintreten zu lassen, als die beiden Rechnungsprüfer nicht
mehr, wie bisher, stets von diesem Landesverband gestellt werden sollen-
ön Zukunft wird immer je einer der Herren vom Landesverband
Berlin-Brandenburg und der andere abwechselnd von einem der
anderen Landesverbände gestellt. Für das laufende Geschäftsjahr
wurde neben Herrn Bade, Bernau (Vertreter Herr Blume,
-Berlin) ein Vertreter des Landesverbanides Grenzmark, Herr Stadt-
obersekretär Westphal, Schneidemiihl, und als dessen-Vertreter
Herr StadtobersekretärMinke, Krojanke, gewählt-

-

Darauf wurde ein Ausschuß zur Abänderung der Satzungen ein-
gesetzt, der sichgemäß den Vorschlägen des Hauptvorstandes aus folgen-
den Herren zusammensetzt:Geheimrat Schmid als Vertreter des

2Bundesprassidiums,Dr. Hoffm eister, Konrektor Vater und
K r o e n k e , Frankfurt.

Ferner wurde ein Finanzausschuß eingesetzt, der sich aus den Ver-
tretern der Landesverbände im Präsidiiuimzusammensetzt

Herr Bundespräsident Ginsch el berichtete sodann eingehen-d und
unter lebhafter Zustimmung der Versammlung über die nächste

Bundestagung in Hamburg (22. bis 24.Asugust), über die
demnächstin Rundschreiben an all-e Ortsgruppen cZiäheresmitgeteilt wird.

tZum Punkt Organisationsfragen erörterte Herr Bundespräsident
Ginsch el noch ein-mal den Erlaß des zurückgetretenenönnenministers
Grzestinski unid die bereits im ,,Ostland« Ar.7 und 8 gebrachten
Berichtigungen-

Redner betonte, daß»diesensationellen Zeitungsmeldungen über den

Erlaß in ihrer Ausschmuckiungauf freier Erfindung beruhen und daß
niemandden Beamten die Mitgliedschaft im Ostbund verboten habe.
Böie man dazu gekommen sei, den Behördenchefs in dem Erlaß eine
gewisse Zurückhaltunggegenüber Veranstaltungen des Ostbundes nahe-
Iulegeii,sei dein Ostbund unverständlich, da er bei aller Freiheit der
Kritik keine Veranlassung zu einem solchen Vorgehen gegeben habe.
Der Ostbund habe in dieser Sache ein gutes Gewissen und glaube daher
auch, daß die Angelegenheit bald in befriedigender Weise aus der Welt
geschafft fein werde, zumal die Atmosphäre inzwischen sich wesentlich
gebessert habe. Eine Aussprache wurde nicht gewünscht,wodurch er-

kennbar war, daß die Anwesenden die Anschauung der Bundesleitung
teilten. Der Ostbund ist in dieser Frage durchaus einig und geschlossen·
Es »wurdeein Ausschuß, bestehend aus den Herren Dr. Hoff-
nieister, Ggmnasialdirektor a. D.»Dr. Liman und Konrektor

»Vater, gewählt, der zusammen mit einem Vertreter des Prä-
sidiiinisbeim Preußischen önnenminister und beim Ministerpräsidenten
einen Empfang erbitten soll, um die Angelegenheit zu klären. Ze nach
dem Ausfall des Empfanges soll ein etwa notwendiges weiteres Vor-
gehen eingeleitet werden.

Auf eine Erörterung des Verhältnisses zu anderen
V e r b änd e n wurde verzichtet, da darüber im Zahresbericht Räsheres
gesagt ist und die Angelegenheit in der vertraulichen Vorbesprechung
eingehend erörtert worden ist.

Anträge.
Eingehend wurde dann die Beitragsfrage erörtert. Von einzelnen

Ortsgruppen nnd Landesverbänden lagen Anträge vor, den Bundes-
beitrag zu ermäßigen.- Zumeist waren sie damit begründet, daß die

schlechteLage vieler Mitglieder und die vielfach sehr viel niedrigeren
Beiträge andererer Organisationen zur Annahme dieser Anträge in den

Ortsgruppen geführt haben. Gewünscht wurde meistens eine Er-

inaßigung um 5 bis 10 Pfg. je Kopf und Monat. Außerdem lag von

der Ortsgruppe Fregstadt ein sorgfältig ausgearbeiteter Antrag vor,
der eine Ermäßigung des Mitgliederbeitrages und eine größere Freiheit
der Ortsgruppen in der Art der Aufbringung der Beiträge wünscht.
BundespräsidentGinschel gab von dem Inhalt der Anträge
Kenntnis und betonte, daß diese Anträge auch in der Hauptvorstandss
sitzuiig und in der vertraulichen Besprechung am Freitag bereits sehr
eingehend erörtert worden seien. Die Bundesleitung habe volles Ver-

ständnis dafür, daß solche Anträge gestellt werden, denn sie wisse, wie

schwer es in manchen Ortsgruppen ,- nicht in allen —- sei, die Beiträge
Zu erhalten. Wenn man aber sage, die schlechte wirtschaftliche Lage
vieler Mitglieder erfordere die Beitragsermäßigung, so sei dem

zweierlei entgegenzuhalten: l. könnten denjenigen Mitgliedern, denen
es ganz schlecht gehe, die also erwerbsiinfähigoder erwerbslos, oder

sonst in ganz schwierige Lage gekommen sind, die Beiträge ganz oder

zum Teil ermäßigt werden; 2. solle ja nach dem Willen fast aller Antrag-
steller die Ermäßigung gar nicht den Mitgliedern zugute kommen, sondern
den Landesverbänden oder Ortsgruppen, um diese leistungsfähigerzu
machen. Wenn das aber der Fall sei, so könne man doch nicht mit der

Behauptung arbeiten, die Ermäßigung des Bundesbeitrages würde ein

Ausscheiden der Mitglieder verhüten, denn die Mitglieder sollten ja
fast überall nach wie vor dasselbe zahlen. Größere Ortsgruppen und
Landesverbände könnten zur Rot auch bei dem bisherigen Beitrags-
inodiis init ihren Mitteln diirchkommen, wenn die Mitglieder zahlungs-
willig sind, was leider in den einzzelnen Ortsgruppen verschieden ist.
Kleineren Ortsgruppen und-Landesverbänden aber würde eine Er-

iiiäßigung des Bundesbeitrages so wenig nutzen, daß das Geld einfach
verzettelt wäre. Für die Vundesleitun aber würde es sich hier um

einen Verlust an Einnahmen von jährlic) 12000 bis 24 000 oder gar
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50 000 RM. handeln, je nach der Höhe der Ermäßiguiig und den

sonstigen Modalitäten. Diesen Betrag könne die Bundesleitung, wenn

sie ihre bisherigen Aufgaben beibehalten solle, unmöglichentbehren. Der

Voranschlag sei, davon hätten sich Etatskommission, Hauptvorstand
und Bertrauensmännerversamnrlungeingehend überzeugt, so knapp und
sparsam aufgestellt, daß dieser Ausfall nicht zu tragen sei, zumal der

Voranschlag sowieso.schoii mit einem Fehlbetrag abschließt. Die Bei-
träge der Mitglieder betragen ohnedies nur den fünften Teil der

Zahresausgaben des Ostbundes; vier Fünftel müßten aus werbenden

Anlagen, durch Gebühren und sonstige Einnahmen aufgebracht werden,
wobei aber zu bemerken sei, daß der Ostbund keinerlei staatliche Unter-

stützungen genießt, sondern sich das Geld für seine Ausgaben selbst
beschafft. Auch für die Deckung der Gehälter der leitenden Personen
seien die Beiträge nicht notwendig. Diese verdienten sich ihre Gehälter
vielmehr ebenfalls durch Betätigung auf den Arbeitsgebieten, diie Ein-

nahmen erzielen. Wer sich den Zahresbericht ansehe, der werde sich
selbst sagen müssen,daß eine Zentrale mit solchen Aufgaben natürlich
auch Kosten verursacht, auch wenn sie, wie die Bücherrevisoren aus-

drücklich anerkannt haben, mit größter Sparsamkeit arbeite. Wenn
andere Verbände geringere Bundesbeiträge erheben, so könne man

einen Vergleich doch nur dann ziehen, wenn sie den gleichen Apparat
unterhielten wie der Ostbund, dessen Stärke, Ansehen und Einfluß vor

allem auf der Tatsache beruhe, daß er eine große und leistungsfähige
Organisation sei und daß er die benötigten Mittel ganz aus eigener
Kraft aufbringt.- Die Frage stellte sich demgemäß so, ob die Zentrale
so leistungsfähig wie bisher unterhalten werden solle oder ob man sie
abbauen wolle. Wer das nicht wolle, dürfe dem Bund auch nicht die
Beiträge entziehen, die das Rückgrat seiner Einnahmen seien. Eine

Schwächung der Bundeszentrale sei gerade jetzt, wo wir im ent-

scheidenden Stadium des Kampfes um die Ostmark und um die Zurück-
geivinnung der uns entrissenen Gebiete stehe, politisch und wirtschaftlich
falsch. Wenn so oft versichert werde, daß wir alle bereit sind, fur das
letzterivähnte Ziel Opfer zu bringen, so darf dies keine Phrase sein.
Auf kriegerischem Wege sei die Ostmark jetzt nicht zu holen. Das

Opfer müsse also in einem Scherflein bestehen. Man möge bedenken,
daß die Kauskraft des Geldes nachgelassen, der Ostbund aber seinen
Bundesbeitrag seit der önflation nicht erhöht hat, und daß die 25 Pfg.
je Kopf und Monat nur den Wert einer Zigarre und kaum den Wert
eines Glases Bier besitzen. Wem das Eintreten für die alte Heimat
Herzenssache sei, der werde dieses Opfer gewiß gern bringen, auch wenn

es ihm wirtschaftlich nicht immer ganz leicht falle, selbst diesen.kleinen
Betrag zu erü-brigen. Man solle doch nicht große Landesverbäiide,»die
die Zentrale stark erhalten wollen, zu zwingen versuchen, sich einer
Minderheit zu fügen und die Beiträge herabzusetzen. Man solle viel-

mehr einen Ausgleich auf andere Weise zu erzielen versuchen. Schon
die vorjährige Bundesversammlung habe beschlossen, schwachenVer-
bänden namentlich solchen in den Grenzgebieten, direkt oder indirekt

Hilfe zu leisten für die Erfüllung ihrer so dringend notwendigen kultur-«
politischen Aufgaben. Auf diese und ähnliche Weise lasse sichzweifellos
ein Ausgleich schaffen und lassen sich die Ursachen, die manche
Landesverbände und Ortsgruppen zii ihrem Antrage aus«Beitrags-
erinäßigung bewogen haben, wenigstens bis zu einem gewissen Grade

beseitigen.
ön der Aussprache wurden von verschiedenen Antragstellern und

andern Vertretern die Schwierigkeiten der Ortsgruppen in der Bei-

tragsfrage eingehend dargelegt. Demgegenüber betonten andere Orts-

gruppenvertretetz daß bei ihnen diese Schwierigkeiten inchtbestseheoder

auf diese oder jene Weise überwunden seien, daß ein Rückgangder

Mitglieder bei ihnen nicht stattgefunden habe, sondern ein fester
Bestand da ist oder sogar ein Zugang stattgefundenhat. In der Tat

ersehen ivir aus den Jahresberichten, daß beispielsweise dxe kleine Orts-

gruppe Löcknitz ihr-en Mitgliederbestand im letzten Jahre iim 50 v.H.
vrniehrt hat, daß die Ortsgruppe Brandenburg a.d.H. 100 dneue
Mitglieder bekam und daß auch in vielen anderen Ortsgruppen ein sehr
erfreulicher Zugang an Mitgliedern dem bedauerlichen Abgang von
solchen in anderen Ortsgruppen gegenübersteht Der Vertreter einer

Ortsgruppe aus Mitteldeutschland führte an, daß nach seinen Er-
fahrungn meist nur diejenigen Mitglieder nach Ermäßigungschreien,
die durch die Tätigkeit des Ostbundes imnier nur tEntschädigungenoder

andere Vorteile zu erlangen hoff-en, während diejen·igen,»denen»esvor
allem um die idealen Aufgaben des Ostbundes geht, sichtuberdie Hohe
der Beiträge nicht beklagten und sie gern entrichtem Eine großeAn-

zahl von Vertretern stimmte dieser Ansicht durch Beifall und Zwischen-
rufe zu. Die Aussprache schloß damit, daß fast alle Redner, die fur
eine Herabsetzung des Bundesbeitrages eingetreten waren, erklärten,
eine finanzielle Schwächung der Bundeszentrale wollten auch.sie nicht.
Sie glaubten nur, daß mit einer Ermäßigung des Bundesbeitrages es

leichter sei, die Mitglieder zusammeiizuhalten und neue Mitglieder zu

gewinnen. Wenn aber die Bundesleitung bereit sei, denjenigen Orts-

griippen und Landesverbänden, denen es schlecht gehe, durch Unter-
stützung ihrer Kulturarbeiten entgegenzukommen, so werde man sich
gewiß damit abfinden, wenn die Mehrheit die Beibeohaltungdes

Bundesbeitrages beschließe,zumal ja im nächsten Jahre die Satzungen
geändert werden sollen und dann die Beitragsfrage von selbstwiederum

erörtert werden müsse.So trat von allen Seiten das erfreulicheBestreben
zu Tage, den Ostbund in seine-c Leistungsfähigkeitund in seinem Auf-
gabenkreis nicht zu schwächen.ön diesem Sinne gab Herr Ste p h a n -

Berlin die Erklärung ab, daß der LandesverbandBerlin-Brandenburg
in seiner letzten Vertreterversammlung auf seinen vor zwei Jahren ein-

gebrachten und im vorigen Jahre erneiierteii Antrag auf Beitrags-
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ermäfzigung nicht zuriirkkonnne, sondern sich bei aller Würdigung der

Ermäszigungswünscheentschlossen habe, es bei dem bisherigen Beitrag zu
belassen. · Der Landesverband Berlin-Brandenburg würde sich freuen,
wenn andere Landesverbände diesem Beispiel folgten- Herr Dr. H o f f-
meister hatte schon vorher erklärt, dafz aus dem Voranschlag zu

ersehen sei, in wie groszem Umfange Mittel auch für dringende Kultur-

anfgaben verwendet werden und da Kulturaufgaben erfolgreich nur

zentral gelöst werden könnten, trete auch er für Beibehaltung des

Bundesbeitrages ein. Diese Darlegungen wirkten so überzeugend und

fanden auch noch in andern Erklärungen so wirksame Ergänzungen, dafz
die Versammlung mit fast allen gegen wenige Stimmen die Vei-
be haltung des bisherigen Bundesbeitrages für das nächste
Zahr "beschlosz.

Kultur-, Brauen-, Jugendarbeit.
Herr Dr. Lüdtke sprach den Wunsch aus, der Besprechung der

Kulturarbeit künftig wieder einen breiteren Raum im Rahmen der

Bunsdestagungen zu gewähren und die Arbeit dereOstbund-srauen in

die Haupttagung mit aufzunehmen, gab eingehende Erläuterungen über
die Nutzbarmachung der Ost-Ausstellung für die Unterverbände, wies
mit besonderer Wärme auf die ostmärkische Literatur hin, die im
Saale ausgestellt war und die, obwohl es nur eine Anzahl Proben
waren, schon eine Vorstellung von dem literarischen Schaffen der Ost-
mark gab. Weiter führte er an Beispielen aus, wie durch uner-

müdliche persönliche Werbung die Riittel zur Kulturarbeit des Ost-
bundes beigebracht werden. Auf Vorschlag des Herrn Ginschel
wurde in Aussicht genommen, für die Kulturfragen auf der nächsten
Bundestagung nach Möglichkeit einen halben oder ganzen Tag frei
zu halten.

Herr Dr. Hoffmeister gab dann als Zugendführer einen liber-
blick über die Entwicklung der Ingendarbeit im Ostbunde. Art und

Inhalt seines Vortrages gaben ein anschauliches Bild von dem frischen,
jugendstarken Geiste, der in den Zungscharen des Ostbundes lebt. Alles
was in einer gesunde-n Zugendbewegung gepflegt und getan wird, wird

auch in den Zungscharen getan; dsarüber hinaus aber wird noch an

der Erziehung der Mädel und Zungen in einem Geiste gearbeitet, der

sie befähigen soll, das ostmärksische Erbe der Alten anzutreten.
Schulungswocl)en, Hochschuslwochemgrofze Treffen, Grenzlaudwanderun-
gen, Heranziehung anderer Zugendbünde zu Vorträgen über den Osten
usw. sind die Mittel, die Zugendarbeit zu vertiefen und in immer weitere

Kreise zu tragen. Zur Zeit bestehen 92 Zugendgruppen im Ostbund.
srau Heerdegen berichtete schliesslich über die Tätigkeit

d e r s r a u e n g r u p p e n , die wichtige karitative Arbeit und nament-

lich in der Pflege des Haus-Ostland-Gedankens Vorbildliches geleistet
haben.
Bundespräsident G i nsch el richtete an alle Teilnehmer einen herz-

lichen Appell zur Förderung der Frauen- und Zugendarbeit im Bunde.
Die Schwierigkeiten des Anfangs sind heute, wo schon Beispiele er-

folgreicher Arbeit vorliegen und damit der Weg gewiesen ist, leichter
zu überwinden als noch vor einigen Jahren. Persönliche Eifer-
süchteleien müssen verschwinden. Wir können die stauen in unserer
Bundesarbeit nicht entbehren; sie bringen in unsere oft kalten und

nüchternen Versammlungen den warmen und gemütvollen Ton ost-
märkischer Gesseslligkeit Die Zugendarbeit musz die künftigen sührer
für die Ostbundarbeit erziehen, die unsere groszen oaterländischen Ziele
weiter verfolgen, wenn wir aus den Kampfreihen austreten müssen
oder der Tod uns herausreiszt

Die in gröfzerer Anzahl vorliegenden Anträge zur Entschädi-
gungsfrage wurden durch die Aussprache für erledigt erklärt
und der Vundesleitung zur weiteren Veranlassung überwiesen.

Von den weiteren Anträgen seien noch zwei erwähnt. Die Orts-

gruppe Alagdeburg hatte den Antrag gestellt, mit Rücksicht auf das

zehnjährige Bestehen vieler Ortsgruppen eine besondere Ausgabe der

Vundesnadel, etwa mit der Zahl 10 oder einer entsprechenden sonstigen
Zutat zu schaffen, die von den Ortsgruppen besonders verdienten Ritt-

gliesdern für zehnjährige Treue verliehen werden kann. Die Mehr-
hett entschied sich für den Antrag und überwies ihn der Vundesleitung
zur Berücksichtigung Das Gleiche geschah bezüglich eines Antrages
des Landesverbandes Hessen-Rassau, dahingehend, die Vundesleitung
möge auf die Herstellung einer billigen Landkarte bedacht sein, die die

Renordnung der Grenzverhältnisse im Osten, insbesondere das unselige
Gebilde des Korridors, deutlich veranschauliiche und von den Orts-

gruppen bei Vorträgen und Kundgebnngen verwandt werden könnte.

Die Vundesleitung hatte eine solche Karte prvbeweise beschafft, doch
entsprach sie nicht ganz den Anforderungen, die der Ostbund an eine

solche Karte stellen musi. Es soll daher versucht werden, eine zweck-
entsprechendere Ausführung zu erlangen.

Damit war gegen Zs Uhr die Tagung been-det. Bundespräsident
Ginschel dankte den Teilnehmern für ihr treues Ausharren und

stellte mit Genugtuung den echt landsmannschaftlichen Geist fest, der
die Verhandlungen beseelt und ihren harmonischen Verlauf gesichert
habe. In einer Zeit, so fuhr er fort, in der in der Weltpolitik um

die Lebensinteressen unseres Ostens gestritten und gerungen wird, in
der wichtige Entscheidungen bezüglich der Zukunft des Ostens fallen
und wichtigere bevorstehen, wollen wir in unverbrüchlicher Treue

auch ferner zu einander stehen, um unsere Heimat zu schützenund ihr
zu nützen,auch wenn man uns von oben oder von unten her unverhoffte
und unverdiente Schwierigkeiten macht. Unsere Arbeit gilt nur zum
geringsten Teil uns selbst. Sie wird in der Hauptsache geleistet
selbstlos und ehrlichen Herzens für unsere Heimat. für unser Vater-
land. Die Erfüllung aller Wünsche, die die Ostmärker für beide

136 s svvsv v v s vsvvvv svsvvs s v v v v s v v v v v v s v v v v s v- v sp-

auf dem Herzen haben, faszte er zusammen in ein freudig aufge-
nommenes Hoch auf das Vaterland unsd die Ostmark, das einen Rach-
klang fand in einem auf die Vundesleitung ausgebrochten dreifachen
kräftigen Ostheil.

Die stauenschulungstagung,
die auch in diesem Zahre wieder gut besucht war und in allen ihren
Teilen recht anregend und interessant verlies, wird in der nächsten
Beilage »Die ostntärkische Frau« eingehender gewürdigt werden.

Eine weitere Vorstandslilzung
iUt Wahl des Präsidiums

wurde im Anschlusz an die Vertreterversammlung abgehalten. Auszer
den Herren Bundespräsidenten G i nsch el, Dr. L iidtk e und

Geheunrat Sch m i d, die auf 2 Jahre gewählt sind, besteht das

Yrasidium aus den wiedergewählten Herren Archivrat Dr. Kup k e -

Stettin, Stadtobersekretär i. R. St e p h a n - Berlin, Konrektvr
V at e r - BerlinksriedrichshagemZustizrat V o fz - Frankfurt a. d. O.,
sowie den neugewählten Herren Dr. Hoffm eist e r (Vorsitzender des
L. V. Hannover-Braunsch1veig) und OberkonsistorialsekretärV elk e «-

Riagdeburg (Vorsitzender des L. V.-—VezirkMagdeburg), die an Stelle
des verstorbenenRektors Gustav Lange und des ausgeschiedenen
Kominerzienrats Zulius B e r g e r als Vertreter westdeutscher Landes-
verbände vorgeschlagen und einstimmig neugewählt wurden.

Die Presse und dieBundestagung
Die ganze Presse hat auch dieses Rial wieder eingehend über

unsere Bundestagung berichtet. vaohl das Woslffsche Telegraphen-
büro wie die Telegraphenunion hatten Vertreter zu der Tagung
entsandt und ihre Berichte sind in weitgehendstem Umfange in den

reichshauptstädtischenwie in den Zeitungen im Reiche verbreitet

worden«Eine grosse Anzahl von Zeitungen Berlins sowohl wie der

Ostprovinzen hatten aber eigene Vertreter entsandt und bringen deren
ausfiihrliche Berichte über die Tagung.

Der ,,Berliner Lokalanzeiger« (Rr. 115) bringt einen

längeren Bericht unter der liberschrift »Die Verzweiflung
der Ostmark«. Er geht näher auf die Ansprache des Vundes-

präsidenten Ginsrhel ein und hebt eine Anzahl wichtiger Punkte
durch settdrurk besonders hervor, während er über die weitere Aus-

sprache über das Polenabkommen mehr summarisch berichtet.
Der »Tag« (Rr. 59) bringt einen zusammenfassenden Bericht,

dem er die Ilberschrift gibt »Der deutsche Osten stirbt am

Polenvertrag«, womit er wohl den Inhalt der Rede des Herrn
Grafen VZestarp andeuten will, während im übrigen der Bericht ziem-
lich objektiv gehalten ist, wenn er auch den Standpunkt des Ost-
bundes nicht genügend zur Geltung kommen läszt. Durch gesperrten
settdruck hebt das Blatt aus der Rede des Vundespräsidenten
Ginschel besonders die Bedenken gegen etwaige Sanktions-

möglichkeiten, sowie die sorderung, dasz die Verträge mit

Polen kein verkapptes Ostlocarno werden dürfen, wie auch
die weitere Forderung hervor: «Zielbewufzte Politik darf nie die

Wiedergewinnung der uns geraubten Gebiete aus dem Auge verlieren«
Der ,,Zungdeutsch e« gibt seinem Bericht die Ilberschrift

,,Verzirht auf viele Recl)te«. Der Bericht gibt den Hauptinhalt der
Reden des Vundespräsidenten Ginschel wieder, bringt aber merk-

würdigerweise nichts über die Reden der Parlamentarier. Zum
Schlusz weist er auf die mit der Tagung verbundene Ausstellung
und auf die srauen-Schulungs-Tagung hin.

Die »Berliner Börsenzeitnng« (Rr. Ils) hebt die An-

wesenheit von Parlamentariern verschiedener
Parteien hervor und beschäftigt sich besonders mit den Er-

örterungen über das Pol-enabkommen.
Die ,,Deutsche Tageszeitung« berichtet ausführlicher über

die Tagung in zwei Artikeln (Rr. 115 und 116). Sie betont, dasz der

Ostbund sich die ,,Erhaltung des vstmärkischen Gedankens« zur Aufgabe
gemacht hat und hebt hervor, dasz an der Tagung zahlreiche Delegierte
und eine Reihe von Parlamentariern teilnahmen. Sie berichtet ein-

gehend sowohl über den Standpunkt des Verhandlungsleiters wie über
die Reden der Abgeordneten zum Polenabkommen. Das Blatt

».gibt den Verlauf der Verhandlungen in gedrängter Zvrm objektiv
wieder. Aus der Rede des Herrn Bundespräsidenten Dr. Lüdtke
hebt es den Appellshervor: »Das deutsche Volk mufz endlich erkennen,
dasz es ohne den Osten keine deutsche Zukunft gibt.«

Die ,,D e u t s ch e Z e it u n g« berichtet ebenfalls in zwei Ausgaben
(Rr. 57 und 58). Sie betont die Ausführungen des Reichstags-
abgeordneten Grafen W e sta rp, hebt aber auch die entgegengesetzten
Erörterungen des Herrn Abgeordneten Pischke von der Deutschen
Volkspartei hervor.

Die ,,8rankfurter Oderzeitung« (Rr. 59) bringt einen

ausführlichen Bericht über die Tagung unter der iiberschrift »Die
Politik des Ostbun-des«.

Der ,,Gesellige« (Schneidemühl) bringt in Rr. 58 ebenfalls
einen längeren Bericht und kommt unter der iiberschrift »O.stbund
und Polenabkommen« in Rr. 59 ausführlicher auf die

Tagung zurück. —- Auch zahlreiche andere Provinzblätter berichten
eingehend über die Tagung des Deutschen Ostbundes, insbesondere über
die Erörterungen bezüglich des Polenabkommens und der

Entschädigngsfrage.
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Kongresz der Verdrängten und Liquidationsgeschädigten
Die Arbeitsgemeinschaft der Geschädigtenverbändehatte mit ihrer

Idee, einen Kongresz aller ihr anghörenden Geschädigtenverbändeein-

zuberufen, einen groszen Erfolg. Sie wollte bei dieser Gelegenheit
Rchenschaft geben über ihre unermüdliche Arbeit in den letzten Wochen
und Monaten und andererseits sich der Zustimmung der Verbände

zu ihren Vorschlägen bezüglich der wichtigen Entschädigungsfragen,
die in der nächsten Zeit in der Entschädsigungsfragezu lösen sind, ver-

sichern. Am s· März fand in einer gemeinschaftlichen Sitzung aller
Verbände im Ingenieurhaus eine eingehende Aussprache über die

Entschäsdigungsfrage statt, die zwar die in den Geschädigtenkreisen
herrschende erbitterte Stimmung wiederspiegelte, aber in Bezug auf
Ziele und Taktik vollste Einmütigkeit ergab. Infolgedessen
wurde auch die von der Arbeitsgemeinschaft vorgelegte Entschlie-
szung einmütig angenommen.

Vorgeschslagen aus den Kreisen der Vertreter wurde eine wei-
tere Entschlieszung, die sich in schärfster Weise gegen die

Richtherausgabe der Liquidationsüberschiisse
seitens Englands ausspricht und in diesem Punkte die

Arbeitsgemeinschaft auffordert, die Frage nicht ruhen zu lassen, auch
wenn das Liqusidationsabkommen im Reichstage mit dem Verzicht auf
dieseüberschüsseangenommen wird. Die Entschließungwurde angenommen.

Die Vertreterversammlung aller Verbände im groszen Festsan bei
Kroll am Sonntag war nicht nur aus Berlin, sondern aus allen Teilen des

Reiches so zahlreich besucht, dasz nicht nur der Saal, sondern auch die

rings um den ganzen Saal laufende grosze Galerie bis auf den letzten
«

Platz gefüllt war. Den gröszten Teil der Tausende von Besuchern
stellten die Mitglieder des Ostbundes. Die Splitterverbände hatten
Demonstrationen angekiindigt, doch war von solchen nichts zu merken.
Sie lieszen lächerlicherweise einen gedruckten Bericht über eine Unter-

redung von Herren des Ringverbandes mit einem Herrn Oberregierungs-
rat aus dem Reichsfinanzministerium verteilen. Herr Geheimrat
Grosse hob in der Versammlung mit Recht hervor, wenn die Arbeits-

gemeinschaftüber derartige Dinge gedruckte Berichte ausgeben wollte, so
könnte sie über ihre Tätigkeit fortgesetzt ganze Bücher veröffentlichen.

Die Arbeitsgemeinschaft hatte auch Regierung, Reichstag und

Presse eingeladen. Von der Regierung liefz sich Herr Reichs-
kanzler Müller-Franken wegen dringender Dienstgeschäfte
entsthuldigen. Herr Reichstagspräsident Löbe, von dem der Vor-

sitzende der Versammlung, Herr Gilg, hervorhob, dasz er stets ein
warmes Herz für die Geschädigten gezeigt habe, hatte mitgeteilt, dasz
er der Einladung nicht folgen könne, weil er einen längst zugesagten
Vortrag in Hanau zu halten habe. Von einer Reihe weiterer beamteter

Persönlichkeiten und Parlamentarier lagen ebenfalls Entschuldigungen
vor. Die Z anwesenden Reichstagsabgeordneten gaben im Verlaufe
der Sitzung durch längere Ansprachen ihre Sympathie für die For-
derungen der Geschädigten Ausdruck.

Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft, Stadtrat Gilg vom

»Hilfsbund für die Elsafz-Lothringer im Reich«, wies darauf hin, dasz
die Arbesitsgemeinfchaft im jetzigen Augenblick der Liquidierung des

Krieges und angesichts der Finanzregelung im Reich nicht durch De-

monstrationen, sondern d u r ch s a ch l i ch e D a r l e g u n g e n öffent-
lichkeit, Regierung und Volksvertretung auf die Notwendigkeit der

Endregelung der Entschäsdigungsfragenhinweisen wolle.

Rechtsanwalt Dr. Purper vom »Hilfsbund für die Elsasz-Loth-
ringer im Reich« führt-e aus, es sei recht-lich nicht begründet, das von

Polen und das von der Entente liquidierte deutsche Privateigentum
unterschiedlich zu entscl)ädigen. Die Reichsregierung habe durch
den Verzicht auf die Liquisdationsüberschüssegegenüber England und

anderen Ländern ebenfalls Forderungen »für Rechnung von Privat-
personen« preisgegeben, und die Rechtslage sei also in diesen Fällen
genau die gleiche wie bei den durch Polen Geschädigten. Entscheidend
sei aber, dasz in allen Fällen der Erlös aus der Liquidation
deutschen Privateigentums zur D eckung von Verpflich-
tungen des Reichs verwendet worden sei, die sonst das gesamte
Volk hätte aufbringen müssen. Es hätten daher alle Liquidierten
Anspruch auf gröszere Entschädigungenals die bisher im Durchschnitt
gewährten il v. H. erheben, um so mehr, als das R e ich selbst wieder-

holt anerkannt habe, daszgrundsätzlicheine Verpflichtung
zur vollen Entschädigung bestehe.

Gouverneur a.D. Dr. Hahl vom »Reichsverband der Kolonial-

deutschen«sprach über die Verluste der deutschen Volkswirtschaft durch
die Wegnahme des deutschen Eigentums im Auslande und in den Kolo-
nien und über die Rotwenidigkeit des Wiederaufbaues der deutschen
Auslansdsunternehmungen für die gessamtdeutsche Wirtschaft. Das

deutscheAuslandsoermögen betrug vor dem Kriege wenigstens 15 Mil-
liarden Goldmark. Es bildete die wertvollste Stütze für den Absatz der

deutschen Gütererzeugung im Auslande. Ohne dieses weitverzweigte
Retz deutscher Stützpunkte hätte weder die Industrie noch die Handels-
flotte ihren gewaltigen Aufschwung nehmen können. Die Enteignung
deutschen Vermögens ging kontinentweise vor sich. In Afrika bildete
nur das neutrale Abessinien eine Ausnahme, in Amerika die neutral

gebliebenen wenigen Lateinstaaten und in Asien nur Persien. In

Australien und der ozeanischen Infelwelt wurde die Enteignung restlos
durchgeführt. Einzelne Staaten haben nachträglich das besschlagnahmte
Vermögen freigegeben oder die erzielten Erlöse ganz oder teilweise
zurückerstattet,so Ehina, Japan, die Vereinigten Staaten von Rord-

amerika, die siidafrikanische Union. Aber die vorausgegangene Be-

schlagnahme hat dennoch die durch dieses Vermögen geschaffenen wert-

vollen Handelsbeziehungen völlig zerstört. Zur Entschädigung an-

·

gemeldet wurden rund 7 Milliarden RM. an Liquidationsschädem Von
der deutschen Regierung wurden sie mit 9 Milliarden bewertet. In
den Kampf der Geschädigten unt eine angemessene Schadloshaltung ist
der Hauptwert auf Erlangung der Mittel für den Wiederaufbau gelegt
worden. Die Erfahrung hat gezeigt, dasz die in ungenügenden Zah-
lungsmitteln gegebenen Beträge für die Wiederaufbauarbeit nicht
genügen, und wenn heute die deutsche Wirtschaft k·rankt, so beruht dies

überwiegensddarauf, dasz es bisher nicht gelungen ist, das frühere Retz
einer die Welt umsponnen-den wirtschaftlichen deutschen Betätigung
wiederherzustellen. Die Bemessung der Entschädigung hat sich zwar
den Reichsfinanzen anzupassen, aber anläszlichderen Reuordnung müssen
die Geschädigten zum mindesten diejenigen Beträge fordern, die un-

crläszliche Voraussetzung für die Wiesderaufrichtung der nieder-

gebrochenen Wirtschaft im Auslande wie auch der Seszhaftmachung
der vertriebenen Grenzlanddeutschen im Inlande sind.

In dankenswerter Weise gab die A.-G. Herrn Bundespräsi-
denten Dr. Lüdtke Gelegenheit, über die Bedeutung der Ostfragen
und den Wiederaufbau des deutschen Ostens zu sprechen. Er führte
u.a. aus: Verdrängte und Entwurzesltemüssenheute, nach 10 Jahren,
noch um ihr Recht kämpfen, in das deutsche Wirtschafts-—und Kultur-
leben eingegliesdert zu werden. Wir wünschen eine starke Westmark,
auch eine blühende westdeutsche Industrie,s zumal diese, nach dem Ver-
lust des Hauptteils der oberschslessischenIndustrie für Deutschland wich-
tiger ist als je. Abergeraide weil wir den Westen stark wissen wollen,
verlangen wir, dasz auch der Osten gestärkt wird. Keine Hoffnung
auf Besserung der Gesamtlage Deutschlands wird in Erfüllung gehen,
wenn der Osten weiter dahinsiecht Berlin ist Grenzstadt
geworden. Das polnische Sanktionsrecht droht mit
neuer Gefahr für den Osten. Polen wird nicht zögern, von diesem
»Recht« Gebrauch zu machen, wenn sich irgendeine Gelegenheit bietet.
Es ist selbstverständlichdeutsche Pflicht, sich dagegen zu wehren. Der

Osten ist das am meisten geschädigte deutsche Gebiet; eine Million

Menschen wurden verdrängt und in alle Teiile des Reiches zerstreut.
Für die-se Vertriebenen hätten sofort die Mittel da sein müssen, die

ihnen die Möglichkeit gaben, sich in das Leben des Gesamtvolkes neu

einzsugliedern und Plätze auszufüllen, die sie als kampferprobte Grenz-
landsdeutsche zum Wohl der Gesamtheit ausfüllen konnten. Von den

maszgebenden Stellen erwarten wir, dasz das Deutschtum jenseits der

Grenze geschütztwird, dasz uns das Recht auf Revision der Grenze
bleibt und dasz dem Osten in seiner ungeheure-n cRot wirksam geholfen
wird. Die Volksdichte darf nicht weiter sinken, die Landflucht musz
ein Ende nehmen. Es ist bezeichnend, dasz die Oberpräsidenten und

Lan-deshauptleute der Ostprovinzen durch Deutschland fahren, um Mah-
ner unsd Wecker zu sein und auch den Fernerstehenden klarzumachen,
dasz, wenn der Osten stirbt, es auch mit Deutschland zu Ende ist. Wir

hoffen aber und kämpfen dafür, dasz es mit Volk und Vaterland nicht
zu Ende geht, sondern dasz ein neuer Aufstieg beginnt. Leb-

hafter Beifall unterbrachden Redner öfters und brachte auch am

Schlufz der Rede die Zustimmung der Versammlung zum Ausdruck.

Bundespräsident Ginschel vom Deutschen Ostbund, von der

Versammlung durch lebhaften Beifall begrüszt, sprach dann speziell
über die Entschädigungssordernngen der Arbeitsgemeinschaft. Er

führte in der Hauptsache folgen-des aus: Eigentlich ist es eine Schande,
dasz wir 11 Jahre nach dem Kriege noch eine solche Versammlung ab-

halten müssen,um unser Recht zu fordern, dessen allgemeine An-

erkennung ein Akt der Gerechtigkeit und der Selbstverständlichkeitsein
sollte. Aber leider müssten die Geschädigten mit dem Dichter sagen:
»Nicht von dem Recht, nur von Gewalt ist hier die Resde.« Man hat
bis setzt immer nur die Verdrängten Gewaltgeschädigte genannt,
aber in dem Sinne, dasz das eigene Reich Gewalt statt des Rechtes
gegen uns walten läszt, sind wir alle Gewaltgeschädigte. (Lebhafter
Beifall.) Herr Reichsfinanzminister Dr. Moldenhauer hat
dieser Tage im Reichstage erklärt, die durch das Kriegsschädenschlufz-
gesetz abgefunsdenen Liquidations- und Gewailtgesschädigtenmüszten sich
mit der getroffenen Regelung abfinden und könnten auf keine weitere

Entschädigung mehr rechnen. Wir sind heute hier da, Herrn
Dr. Moldenhauer darauf die Antwort zu geben, und sie lautet (ms1t
erhobener Stimme): »Aiemals werden wir uns mit dieser Regelung
abfindenl Sie ift eine unerträgliche Vergewaltigung unserer Rechte.
sie verewigt cRot nnd Elend unter den Geschädigten, darum stehen
wir bis zum letzten Mann geschlossen hinter unserer Forderung: Eine

wirkliche Schlnszentschädigungmusz erst noch kommen! (Stürmischer
Beifall.) Die Erklärung des Herrn Dr. Moldenhauer ist wie die

Geste eines wohlhabenden Mannes, der einen lästigen Bettler ab-

weist. Wir aber sind keine Bettlerl Wir sinsdDeutsche, die um ihres
Deutschtuniswillen Heimat und Existenz, Hab uud Gut verloren,.d1e
mit ihrem Vermögen dem Reiche die ersten Reparationen geleistet
haben. Wir betteln nicht, wir fordernl Fordern
was uns zukommtl Erklärungen wie die des Herrn
Dr. Moldenhauer haben wir schon oft gehört. Sie beirren uns nicht.
Regieruugen sind heute kurzlebiger denn se, sie
stürzen schnell und sterben. Wir aber leben und überdauern
noch manche Regierung. Wir leben, auch wenn wir »sterben,m
unsern Kindern und Erben. (Stürmisrher, anhalten-der Beifall.)

Herr Reichstagsabgeordneter La v e r r e n z habe einmal in »ein«er
Geschädigtenversammlung vom »T r a u e r f p 1 e l d e s E n t s ch a d i -



WMOWMOOOWW OWWMOWWOOO

gungswelens« gelprochen. In dieslem Trauerspiel werden wir

vorauslichtlich lehr bald zwei neue Kapitel erleben und damit wahr-
lcheinlirh lehr grofze Enttäulrhungen. Das erlte Kapitel betrifft die

Polenlchäden. Was die Regierung in der Begründung des

Polenabkommens über die Entlchädigungsfrage lagte, war verheerend.
Die Regierungsparteien haben das lelblt als untragbar erkannt und

lich untereinander unsd mit der Regierung auf ein Kompromsilz ge-

einigt. Danach loll grundlätzlich Bollentlchiidignng gewährt werden,
d.h. das Reich loll lo entlchädigen, als es Polen auf Grund von

Schiedslprüchen des internationalen Schiedsgerichts hätte tun müllen.
Das klingt lchön und gut, die Beltimmnng ilt aber lo dehnbar, dalz
man hinlichtlich der Entlchädigung lehr viel oder lehr wenig damit

anfangen kann. Solange Polen bezahlen lollte, hat das Reich lelblt
Gutachten herbeigelchafft, wonach die Schäden ohne Abzüge mit

Jinlen voll erletzt werden lollten. Jetzt, wo das Reich be-

zahlen loll, will es 1. die Friedenswerte nach feinen Grundlätzen felts
letzen, und was das bedeutet, willen wirl Will es S. etwa 25 V.H.
von dem lo ermittelten Schaden abziehen für die inzwilchen in Polen
eingetretene Entwertung des Grundbelitzes, will es Z. weitere 25 v.H.
abziehen für Entwertung ider polnislchen Baluta, will es 4. weitere

Abzüge machen im Hinblick auf die Tatslarhe, dalz Polen ein fauler
Schuldner ilt, asllo Inöglicherweile überhaupt nicht gezahlt hätte, will
es 5. Abzüge machen, weil Polen im günltiglten Falle die Jahlungen
lehr lpät geleiltet haben würde. lHörtl Hört! Gelächter. Beifall.)
Vielleicht ilt ein mathematilches Genie in dieler Verlammlung, das
uns erklärt, was dann von dieler Vollentlchädignng noch übrig bleibt. -

lStürmilcher Beifall.) Wenn die Reichsregierung wirklich derartig
vorgehen wollte, lo wäre das geradezu ein Hohn nicht nur

auf Recht und Gerechtigkeit, londern auch auf ihre
eigene bisherige Haltung in dieler Frage. Genau lo
lchlimm oder eigentlich noch lchlimmer ilt diele Haltung in der Frage
der Abwandererfteuer. Deutlchland hat leit 6 Jahren mit Polen
wegen der Rückzahlung der Steuer, die nach der ltändigen Recht-
lprechung des Reichswirtlchaftsgerichts von Polen zu Unrecht er-

hoben worden ilt, mit der polnilchen Regierung verhandelt. Sie
hat dadurch zu erkennen gegeben, dafz lie die Verpflichtung Polens
zur Zurückzahlung als unbedingt gegeben anlah. Rach dem Wortlaut
des Regierungskompromilles zum Polenabkommen gehen alle An-

lprüche, die bisher sdeutlche Reichsangehörige an den polnilchen Staat

hatten, auf Deutlchlansd über, damit lelbltverltändlich auch die Ver-

pflichtung zur Jurürkzahlung der Abwandererlteuer. Auf einmal loll
aber alles, was die deutlche Regierung Polen gegenüber bisher ver-

treten hat, nicht mehr wahr leinl· Run, wo Deutlchland die Ab-

wandererlteuer zurück-zahlen loll, findet das Reichsfinanzminilterium
plötzlich lchorkweile Gründe für die inzwilrhen eingetretene ablehnende
Haltung. Auf die Feltltellung des Reichswirtlchaftsgerichts, dalz diele
Steuer zu Unrecht von den Berdrängten erhoben worden ilt, daß man

ihnen altlo zu Unrecht die Hälfte ihres Vermögens geraubt hat, pfeift
der Fiskus plötzlich. Grofzmiitig will er das Reichswirtlchaftsgericht,
wenn das Polenabkommen angenommen ilt, entlcheiden lallen darüber,
ob »dieAbwandererlteuer unter das Polenabkommen fällt. Run, wenn

das zweifelhaft- ilt, dann mulz eben der Text des Polenabkommens lo
formuliert werden, dalz auch dieler Raub, der für lo viele oltmärkilrhe
Familien der glatte Ruin gewelen ilt, von dem lie lich nicht wieder
haben erholen können, gelühnt werden kannl Deutlchlansd darf lolche
Vergleiche nicht auf dem Rücken der Gelrhädigten ablchsliefzen und
aus deren Haut Riemen lchneiden. lLebhafter Beifall.) Die Ge-

lchädigten lallen lich diele Methoden einfach nicht mehr gefallenl Sie
werden nicht ruhen und nicht ralten, bis ihnen auch in dieler Frage
ihr Recht geworden ilt.

Das zweite Kapitel des ,,Trauer-lpiels des Entlchädigungswelens«
bildet die Behandlung der lonltigen Gelrhädigten, die

Herr Dr. Moldenhauer lo kalt und energilch ablchütteln zu
können glaubte; Er hat dabei vergellen, dafz er leinerzeit lelblt die

Entlchlielzung des Reichstages mitbelrhlollen hat, wonach die Regierung
erlucht wurde, mit aller Macht bei der endgültigen Regelung der

Reparationen Wfür einzutreten, dalz die unzulänglichen Sätze des

Kriegslchädenlchlulzgeletzeserhöht und den Gelchiidigten eine wirklich
angemellene Entlrhädignng zuteil wird. S lt d e r R e ich st a g w i r k -

lich die höchlte Vertretung des louveränen Volkes,
lo mulz ein lolches Wort des Reichstages gelten.
(Stiirmi·lcher Beifall.) Dann darf es nicht nur eine Phrale lein, die
man lo lchnell wie möglich vergifzt und die man nicht zu halten braucht.
VJir nehmen den Reichstag beim Wort und ver-

langen, dafz er feiner damaligen Entlchlielzung
Geltung verlchafft. Wir nehmen auch die Ab-

geordneten beim Wort, die damals unzweideutig
Julicherungen im Sinne der Entlchliefzung gemacht
ba b e n. Will der Reichstag das Vertrauen zu lich nicht untergraben,
dann mulz er zu feinem Worte ltehen. Die Gelchädigten kämpfen
zum Teil leit 15, zum Teil leit 10 Jahren um ihr Recht. Sie haben
bisher nur Ablchlagszahlungen erhalten, denn eine lolche
nnd nichts weiter war auch die SchlulsentlchäidigungSie werden

weiter kämpfen, und wenn es weitere 10 oder 15 Jahre dauern mühte,
bis die Entlchädigungsfrasge endlich eine Regelung erfährt, wie es

lich gebührt. (Lebhafter Beifall.)
Der Redner ging lodann auf die Frage der liberlchiille aus

dem Schlulzentlchädignngsoerfahren ein. Der Reichsfinanzminiilter
Dr. Moldenhauer hat das Verlangen der Arbeitsgemeinlchaft, dafz
das Reltkapital nur zugunlten der Gelchädigten lelblt verwendet wird,

138 FOOOOOOOMOOOOOOMOOOMMWOOOOOWOOOOOOOOOIOOMOOOOQOOOOO MOOO

als berechtigt anerkannt. Redner dankte den Abgeordneten und

Parteien, die lich dafür eingeletzt haben. Da iiber die Höhe des Rest-
kapitals noch keine zuverlälligen Angaben vorliegen, können noth
keine genauen Vorlchläge über dellen Verwendung im Einzelnen ge-

macht werden. Da aber iiberlchülle zweifellos bleiben werden

(20—50 Mill. cli) und auf Grund der Julage des Reichsfinanzminilters
hat die Arbeitsgemeinlchaft folgende grundlätzlichen Vorlchläige ge-

macht: Ein Drittel loll den Kleinltgelchädigten zugute kommen
lloziale Beihilfen, Schadloshaltung für Exiltenzverlult,
Unterltiitzung der Alten, Gebrechlichen ulf.); ein Drittel loll als

Wiederaufbauhilfe für den Mittelltand dienen, und
das letzte Drittel loll zur Verzinslichmachung der nichtverzinslichen
Wiederaufbauzuslchlägeverwendet werden, kommt allo in erlter Linie

grolzen Unternehmungen zugute, für die es eine wertvolle Kredit-hilfe
bedeutet und die es gegebenenfalls in die Lage verletzt, neue Arbeits-

kräfte einzultellen. Diele Drittelung des Reltkapitals zeigt, dalz lich
die Arbeitsgemeinlchaft bemüht hat, allen Kategorien der Gelchädigten
gerecht zu werden. Das ilt das Sofort- Programm der Verbände.

Daneben bleiben die alten Forderungen der Arbeitsgemeinlchaft nn-
verändert beltehen. Davon wird nicht abgewichen. Können lie nicht
lofort verwirklicht werden, lo verlangen wir dochihre lofortige An-

erkennung und ihre Berücksichtigung bei der Finanzreform Als es

hieb, daf- für uns kein Geld da lei, lind für lehr überflüllige Dinge
Milliarden ausgegeben worden. Wenn unlere berechtigten Anlpruche
endlich Berürklichtigung finden lollen, ilt feltes Jnlammerchalten und

Ablehnung jeder Ablplitterungsbeltrebungen von den grolzen Ge-

lchädigtenverbändennotwendig.
Rach den mit lebhaftem Beifall aufgenommenen Ausführungen »des

Herrn Bundesprälidenten Ginlchel erfolgte die einltimmige Ou-

ltimmung zu folgender
Entfchlielzunxn

»Die Reichsregiernng hat in einer Deuklchrift vor dein Haager
Schiedsgericht anerkannt, daß nach den Grundrechten aller Kultur-F
nationen für die Entziehung von Privateigentum eine volle Ent-

fchädignng gewährt werden mnl"z. Das Enteignungsgeletz vom

31.Augnll1919 ging daher von dein Grundlati der Boll-

eutlchädigung aus. Die Gelchädigten können das völlig un-

znlänglicheKriegslchädenfchlnlzgefetz,das dielen Grundfatz preisgibt,
nicht als ablchlielzende Regelung der Eutfchädignngsfrage an-

erkennen. Sie fordern zum mindesten volle Durch-
führung des Programms der Arbeitsgemein-
lchaft, das von der dentlchen dffentlichkeit nnd dein Reichstag
als wafivoll, engen-elfen nnd gut durchdarht anerkannt worden ift.

Eine Neuregelung der Entlchädigungsfrage ift auch erforderlich,
um die neuen Rechtsverllnfte der Gelchädigten aus-

zugleichen,,die ihnen in den verlchiedeuen Liguidationss
abkommen auferlegt werden. Die Gefchädigten erwarten, dalz
die Regierung in gleicher Weile wie die Polengelchädigten auch die

übrigen Opfer der neuen Abkomtuen lchadlos hält.
Die Gelchädigten fordern ferner die lofortige Zur-

verfiignngftellung der nach Durchführung des Kriegs-
lchädenfchlnlfgeletzes verbleibenden erheblichen Erlparuifle.
Diele Beträge follen fiir einen lozialen Hilfsfonds, als

Beihilfen zum Wiederaufbau des Mittelstandes
nnd fiir die Verzinfnng der bisher nnverzinslichen Wieder-

aufbanznlchläge verwandt werden«

Die Entlchliefzung gegen die Einbehailtung der englilchen Aqui-
dationsiiberlchiille wurde ebenfalls einltimmsisg angenommen.

Als nächlter Redner lprach Herr Geheimrat Grofze vom Bund
der Auslandssdeutilchen Er bezweifeslte die politilche Notwendigkeit
der Annahme des Polenabkommens Wenn es trotzdem angenommen
wird, dann bedeutet es eine Fortletzung der Erfüllungspolitik nach
aulzen. Für die Gelchädigten ergibt lich daraus die Forderung, dafz
das Reich auch eine Erfüllungspolitik nach innen befolgen mulj,
wenn die Erfüllung nach außen moralilch gerechtfertigt lein loll. Das

Programm der Arbeitsgemseinlchaft wurde von allen als lachlich und

mälzig anerkannt. Mit diie«lemProgramm ilt die Arbeitsgemeinlchaft
zu kurz gekommen, da lie lich bei der leinerzeitigen Reichstagsauflölung,
um für die Gelchäsdigtenüberhaupt etwas herauszulchlagen, mit der

Abfindung durch das Kriegslchädenslchlulzgefetzeinverltanden erklären

inulzte. Die erklärlich-eUnzufriedenheit mit den Entlchäsdigungsliitzen
hat zur Entwicklung von Splitteroerbäniden geführt, die lehr
ltark im Aufltellen übertriebener Forderungen, aber unfähig zu wirk-

lich erfolgreicher Arbeit lind. Das Schlufzkapitel der Entlchädigung hat
begonnen; ein Erfolg ilt nur bei einheitlichem Vorgehen der

G elch äd i gten zu erreichen. Ein Zulammengehen mit den Führern
der Splitterorganilattionen hat lich als unmöglich erwie-len, weil diele
eine ihrer Hasuptaufgaben in der Befehdung der gröfzten Organila-
tionen lehen. Die Gelchädigtenhatten zu leiden, weil lie zum sdeutlchen
Volke gehören. Daraus ergibt lich für alle P a rt e i e n die Pflicht,
zu helfen. Wenn auch das önterelle bei den Abgeordneten für die

Entlchäidigungsfrage gegenwärtig gering ilt, lo wird die Arbeitsgemein-
lchaft doch nicht müde wer-den; lie wird den Kampf larhlich, aber zäh
durchzuführen oerltehen. Wenn lich die Reichstagsabgeordneten vor

den Fragen zu drücken verluchen, wird lie .lie doch zu erreichen willen.
Der Herr Abgeordnete L av errenz hatte lich bereit erklärt, wie

am Tage zuvor vor der Hauptverlammlung des Deutlchen 0ltbundes,
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auch vor dem Geschädigteiikoiigrefzüber den gegenwärtigen Stand des

Entschäsdsigiingsverfahrenszu berichten. Einleitend hob auch er die

unerfreuliche Tatsache der Splitterverbände der

Geschädigten hervor. die dem mit parlamentarischen Arbeiten über-
lasteten- Abgeordneten den Einblick in die Verhältnisse
schwert. Der Kampf mit der Regierung gehe darum,
die Schsliiszentschädigung eine Abschlagss oder Endzahlung
»Die Parteien hätten seinerzeit einen Besserungsschein für die

Zukunft in das Gesetz selbst nicht hiiieinbekvmmen können.

Dafür hab-e der Reichstag die bekannte Entschlieszung gefasz
·Die Rot sei damals Unter den Geschädigtenso grosz und die parlamen-
tarische Lage so unsicher gewesen, dafz man sirh mit der im Augenblick
erhältlichen Abschlagszahlung, wie sie das Kriegsschädenschluögeisetzbot,
zufriedengeben muszte Die Regierung wurde vom Reichstag durch
die erwähnte Entschließungaber aufgefordert, bei der endgültigen
.Regelung der Reparationen alles zu tun, um die ungenügenden Ent-

schädigungen zu erhöhen. Solche Bemühungen sind auch gemacht
worden. Das Ergebnis aber war nieder-schmetternd Die Entschädi-
gungsfrage dürfe keine Parteifrage werden, sondern müsse als ein-e
nationale Frage vvn allen Parteien vertreten werden, ivie das bisher
geschehensei. Dser Redner geht ausführlich auf den Verzicht auf die

Liquidationsüberschüsseein, auf die im Polen-vertrag vom Reich über-
nommen-en neuen Verpflichtungen, auf die voraussichtliche Arbeit der
neu zu schaffenden Entschäsdsigungsstetleim Reirhsfinanzniiiiisteriuin, auf
die cNotwendigkeit einer Kursstützung der Schuld-
buchforderuiigen durch Erlafz der Kapitalertragss
steuer und die Verzinsbarmachung der Wie-deraufbauzuschläge.Zum
Schluszwies er auf das mangelnde Verständnis der breiten öffentlich-
keit für die Entschädigungsfragen hin. Bei einer genauen Prüfung
der Verhältnisse müsse sich jeder von der Berechtigung der Ansprüche
der«Geschädigten überzeugen. Diese hätten ein doppelt trauriges
Schicksalerlitten; Verdrängiing und önflation haben sie um Besitz und

Existenzgebracht. Die Frage sei noch lange nicht erledigt. Es heiße:
.Weiterkämpfenl (Lebha-fter Veifall.)

ob

sei:

ek-
"
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Der Abg. Zadasch tKo—m.)betonte, dasz seine Partei sich geniäfz
ihrem Programm nur für die Kleingeschädigteneinsetze. Das seien 90v.H.
der Gieischädigtem Er warf eine neue Frage auf. Der Rechtsanspruch
der Liquidationsgeschädigten gegenüber dem Reich stütze sich ur-

sprünglichauf den Art. 2971 des Versailler D-iktats. Dieser Artikel
werd-e aber zusammen mit den anderen, die Reparationsfrage be-

treffenden, durch den Reuen Plan aufzer Kraft gesetzt, wodurch die

Gesschädigtendie internativsnale Plattform ihres Anspruches verlieren.
Wenn die Abgeordneten, die seinerzeit eine Reuasufrollung der Ent-

schädigungsfrage in Aussicht gestellt hatten, heute nicht mehr zu ihre-m
Worte ständen, müsse man sie als Betrüger bezeichnen.

Der Abg. Holzamer (VJirtschaftspartei) wandte sich gleichfalls
gegen die Zersplitterung im Geschä-digteiilager. Die Gefahr, dasz die

itberschüssseaus der Schlusjientschäsdiigungverpulvert würden, bestehe.
Die A.-G. müsseauf dem Posten sein. Jeder rechtlich Denken-de müsse
es ablehnen, die Schslufzentschäsdigungals endgültige Regelung anzu-
erkennen.

Die erregte Stimmung der Anwesenden war während des Verlaufs
der Kundgebung durch heftige Zwischenriife und stürmiskhenBeifall, mit
dem die Redner unterbrochen wurden, zum Ausdruck gekommen. Die

Zwischenrufe waren meistens dazu bestimmt, die Behauptungen der
Redner zu bestätigen.sRur ganz vereinzelt kamen auch Zwischenrufe,
die von Vertretern der Splitterverbände herzurühren schienen. Sie
blieben entweder Unsbeachtet oder iviirden von den Rednern gebührend
abgetan, insbesondere auch vom Vorsitzenden Herrn Gilg, der die

Versammlung schlofz mit der Aufforderung, dasz die Geschädigten aucd
künftig geschlossen ihre berechtigten Forderungen vertreten möchten,
und mit der Erwartung, dafz der ernste und eindringliche Verlauf der

Tagung bei Regierung und Parlament die nötige Beachtung und dass«
die Bestrebungen der Arbeitsgemeinschaft in der Presse wie bisher«
stets auch ferner warme Unterstützungfinden möchten. Die Mitglieder
der Verbände schieden in der tiberzeiigung, dafz ihre Ansprüche von der-J

Arbteitsgemeinschaftnach wie vor mit gräfztem Rachdruck verfolgt
wer en.

stand des schiußemichådigungsverfahrens am 1.März1930.
l. schlnszentschädigung

Festsetzungen: 154 754 Fälle mit t,24 Milliarden RM., da-
von 118099 Fälle mit 219,5 Millionen RM. bar und 36 655 Fälle
Mit l Milliarsde Schiildbucheintragungen.

il n e rled igt blieben 4746 Fälle mit 115 Millionen RM. Hier-
von 3574.Fälle,die noch im Endo-erfahren anhängig sind.
Für die Schlusjentschädigungstanden an Barbeträgen 214,9 Mil-

lionen RM. zur Verfügung-. Es liegt also bei den Barbeträgen be-
teils eine liberschreitung von 4,6 Millionen RM. vor. Wie-viel von

den erledigten Schlufzentschäidigu-ngsfäl-leiiauf die Ostschäden entfällt,
kann nach dem Stande vom l. März 1930 noch nicht gesagt werden.
,Am t. Februar waren für Oftschäden Jst 340 Fälle erledigt mit ins-

esamt 235,t Millionen RM., davon 23 408 Fälle b ar mit 71,0 Mil-
ionen RM. unid 10932 Fälle Schuldbuchforderungen mit

.164,1 Millionen RM.
2. Härtebeihilfen.

Von den 103400 Härtefonidsanträgensind bis zum t. März 1930
rund 97 000 Fälle erledigt und insgesamt 31 Millionen RM. aus-

gezahlt worden. Hiervon entfallen auf Ostschäden rund 66100 Fälle

l

l

mit 21,2 Millionen RM. Roch zu erledigen sind rund
6400 Fälle, für die noch Z Millionen RM. zur Ver-—

fügung stehen. Der überwiegende Teil der unerlesdigten Fälle
betrifft O stsch äd en. Ein grofzer Teil der noch offenen Fälle konnte

noch nicht zur Erledigung kommen, weil die Ermittlungen noch nicht
abgeschlossen waren.

z. Beschwerden.
a) llnerledigte Rach- und Schlufzentschädigsungsbeschwerden

erster Instanz 965, davon Rachentschädigungsbeschivevden687 —- davon

Osten 380 —, Schlufzentschädigung 269 — davon Ost-en 83 —,

b) Rechtsbschwerden 20.

Gesamtleistungen sur Ostschaden.
Stand vom l. Februar 1930.

t. Schadeiisgrundbetrag 890 Millionen RM.
2. Entschädigungem a) Vor- und Endentschädigung tin Goldmark

umgerechnet) 137,7 Millionen RM., b) Rachentischädigung99,7 Mil-
lionen RM., c) Schlufzentschädigung235,l Millionen RM., d) Härte-
bei-hiler talte und neu-e)62,1 Millionen RM., e) Darlehen 6,6 Mil-
lionen RM., zusammen 540,7 Millionen RM.

Der Neue Plan und das Polenabkommen angenommen.
Für den polnischen Liguidationsvertrag nur eine Mehrheit von 19 Stimmen.

,

Sm Reichstage wurde am ti. März der Yvungplan mit dem Haager
Abkommen in zweiter Lesung bei den verschiedenen Abstimmungeii mit
einer durchschnittlichenMehrheit von 80 bis 90 Stimmen angenommen,
und zwar stimmtenvon 562 Abgeordneten 263 dafür, 174 dagegen,
während 25 sich der Stimme enthielten. über das deutsch-polnische
ngnidationsabkoinmen wurde namentlich abgestimint. Hier ergab sich
eine viel schivächereMehrheit. Sie betrug nur 18 Stimmen, weil die

LZahl derer, die sich der Stimme enthielten, noch viel gröfzer war und

starke Teile der Deutschen Volkspartei und des Zentrums gegen den

Vertrag stimmten. 224 Abgeordnete stimmten mit Za, 206 mit Rein,
29 enthielten sich der Abstimmung· Gegen das Poleiiabkonimen
stimmten alle Parteien der Opposition. Die Stimmenthaltungen kamen

åuf das Konto der Bagerischen Volkspartei zweier volksparteilirher
Und der 11 Zentruiusabgeordneteii Erone-Müiizebrock.Dr. Drees,

Zeitmagr,-Hofmann-Ludivigshafen, Dr. Kldckiier, Dr. Krone, Reyses,
« r. Schreiber, Trommel, Frau Weber und Wilkens Von den Regie-
rungsparteien stimmten 26 Abgeordnete offen gegen das Polen-
abkomtnen, und zwar s von der Deutschen Volkspartei (Güiither,
Dr. Hoff, Hueilc, Zansvn, Kongeter, Dr. Lseutheufzer, Schmsidt-Düssel-
dorf und Dr. Schnee) und 18 vom Zentrum: Beck-0ppeln, Blum-
Krefeld, Borneseld-Ettmann, Diez, Damm, Ehrhardt, Fahrenbrach,
Dr. Führ-Baden, HartwigsOppelm Dr. Hermes, Imbusch, Dr. Köhler,
Rieumanm Dr.·Perlitius, Dr. Scheiter-Käln, Schlauc, Ulitzka und
Warnke (Schneisdemühl).

Die Abstimmung in dritter Lesung am 12. März ergab ein etwas

Iiideres Bild. Für den Reuen Plan wurden diesmal 265, dagegen
192 stimmen abgegeben; drei Abgeordnete enthielten sich der

Stimme. Für den- Reuen Plan stimmten also 15 Abgeordnete mehr
wie am Tage zuvor, während die Zahl der Stimmenenthaltungeii von

26 auf J zurückging, weil die Baueriische Volkspartei und der

Vagerissche Bauernbiind diesmal mitstimmten, zum Teil dagegen. Das

Polenabkvmmen wurde mit 256 gegen 194 Stimmen bei

8 Enthasltunsgsen angenommen. Mit 283 gegen 174 Stimmen bei
4 Stimmenentshaltungen wurde in namentlicher Abstimmung die

Dringlichkeit der Youinggesetze beschlossen. Ein Vertrauens-
vvtiim der Riegierungsparteiem das namentlich auch auf die Aus-

legung der Sanktionbestinimiingen seitens des Reichskanzlers Bezug
nimmt, ivurde mit 248 gegen 170 Stimmen bei 19 Stimnienthaltuiigen
angenommen.

Der Reue Plan und das Polenabkvnimen sind also unter Dach und

Fach, wenn Hindeiiburg unterzeichnet, was ivvhl anzunehmen ist.
öm übrigen aber besteht die Regierngskrisis weiter. Wenn

nicht noch im letzten Augenblick eine unverhoffte Änderung eintritt,
musz angenommen werden, dafz die bisherige Regiserungskoalition zer-
fallen ist. Die Deutsche Volkspartei scheidet aus, weil sie das Steuer-

programm nicht mitniacheii will, obwohl es von einem Mitgliede ihrer
Partei, Herrn Dr. ledenhauer, aufgestellt ist. Die sogenannte
Weimarer Koalition tZentruni, Demokraten und Sozialdemokraten)
will, wahrscheinlich unter Mitwirkung der Bayerischen Volkspartei,
ein eigenes Steuerprvgramm aufstellen. Die grundsätzliche Bereit-

willigkeit der Parteien hierzu war die Voraussetzung für das Zentrum,
den Youngplan anzunehmen.

Die Regierung hält vorläufig an ihrem Steuerprograinm fest. Im

Reichstage rechnet man damit, dafz schlimmstenfalls entweder der
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Reichstag aufgelöst wird oder die Steuergesetze ovni

Reichspräsidenten iin cWege der A u s ii a h m e v e r o r d n u n g

(Artikel 48 der Verfassung) iii Kraft gesetzt werden.

VZas die Annahme des Polenabkommens anlangt, so
wird die Reichsregierung zu erweisen haben, dasz es ihr voller Ernst
mit der Absicht ist, kein verkapptes Ostlocarno ein-

zuführen, sondern dasz sie nach wie vor kein Mitte-l unversucht läszt,
um die Schädigung des Deutschturns jenseits wie diesseits der Grenze
nicht gröszer werden zu lassen, als es nach dem Wortlaut des Ab-

kominens unvermeidlich ist (libernahme der Entschädigungen usw.) und

dasz sie mit allen Kräften bemüht ist, eine friedliche Zurück-
gewinnung der uns geraubten Gebiete nach wie vor

zu betreiben.
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Entschlieszung zum Schutze der deutschen Minderheit
m Polen.

Die Regierungsparteien haben zum politischen Liquidations-
ablcommen folgen-de Entschlieszung eingebracht, die angenommen wurde:

-,,Die Lage der deutschen Minderheit in Polen
gibt nach wie vor zu schwerster Besorgnis Anlass. Da eine

wirkliche Befriedung Europas nur möglich ist, wenn das international
festgelegte Mindierheitenrecht in vollem Umfange tatsächliche Geltung
hat, erwartet dser Reichstag, dasz die Reichsregierung in Erfüllung
der dem fReiche als Mitgarant des internationalen Minderheiten-
rechts obliegen-den Verpflichtungen alle völkerrechtlich vorgesehenen
Mittel zur Anwendung bringt, um den Minderheiten Recht
und Freiheit zu sichern.«

Der deutsch-polnische Handelsvertrag
Die Meldung eines Berliner Mittagblattes, dasz der Handels-

vertrag mit Polen schon in der letzten Woche unterzeichnet wer-den

sollte, eilte den Tatsachen voraus. Doch sind die Verhandlung-en jetzt
in der Hauptsache zum Abschlusz gekommen. Seit fünf Zähren besteht
zwischen Deutschland und Polen der Zollkrieg, hat Deutschland seine
landwirtschaftlichen Produkte und feine Kohle und hat Polen seine
Industrie durch Einfuhrverbote und Kampfzölle gegen die Konkurrenz
des Nachbarn geschützt. Der Zustrom deutscher Waren, so heiszt es

in einer halbamtlichen deutschen Darstellung des Vertragsentwurfes,
der nunmehr unterzesichnet wer-den soll, wurde dadurch wesentlich ein-

geschränkk Erzeugung, Handel und Gewerbe in Polen hatten sich
an die-se Kampfmasznahmen gewöhnt und fühlten sich wohl dabei. Um-

gekehrt empfand die deutsche Landwirtschaft die Kampfmafznahmen
als einen natürlichen Schutz gegen das Einströsmen landwirtschaftlicher
Erzeugnisse ans Polen. Die Abneigung der deutschen Landwirtschaft,
heiszt es in der halbamtlichen Darstellung weiter, erkläre sich daraus,
dasz sie sich nunmehr den polnischen Erzeugnissen preisgegeben sehe.
Grundsätzlich dürfe aber ein Zollkrieg niemals zu einem normalen

Zustand werden. Wenn man ihn mit Ehren beenden könne, solle
man ihn beenden und der freien Tätigkeit Raum lassen. Von der

ursprünglichen Verhandlungsbasis sind die beiden Parteien abge-
kommen: Deutschland hatte ursprünglichdie Herabsetzung der polnischen
anustriezölle und Polen die Senkung oder Bindung der deutschen
Agrarzölle verlangt. Auf diesem Wege kam man nicht weiter.

Im vorliegen-den Vertragsentwurf finden sich keinerlei Ab-

machungen über irgendwelche Zölle. Deutschland und

Polen können ihre landwirtschaftlichen bzw. Industriezölle so ver-

ändern, wie es ihren Interessen entspricht. Grundlage des Vertrages
ist die allgemeine Meistbegünstigung. Wichtig ist, dasz
die sogenannte Handelsvermiittlung frei ist: Der gröfzte
Teil des fremden Handels nach Polen nimmt seinen Weg durch
Deutschland hindurch; das politische Zollsystem behandelte Waren aber
nur meistbegiinstsigt, wenn sie unmittelbar vom Ursprungsland nach
Polen geliefert wurden; die-se Behinderung ist ietzt gefallen, was

namentlich für die deutschen Seehäfen bedeutungsvoll ist. Sämt-
lirhe Kainpfmasznahmen, die seit fünf Jahren bestehen,
fallen fort. Deutschland hat den Polen einige wichtige Zuge-
ständnisse gemacht. Das grösskiteHindernis eines Vertragsabschxlusses
ist das hartnäckige polnische Verlangen nach Einräiumung von Ein-

fuhrkontingenten für Kohle und Schweine gewesen. Der Zollkrieig
wurde von Polen erklärt, da Deutschland, das ein Kohleneinfuhr-
verbot, nur durchbrochen gegenüber Holland und England, besitzt, der

polnischen Forderung auf freie Zulassimg von monatlich 500 000 To.

Kohle nicht nachgeben konnte, wenn es nicht den deutschen Kohlen-
markt zerstören wollte. Durch den neuen Vertrag list die Einfuhr
polnischer Kohle nach Deutschland auf 320000 To.

monatlich festgesetzt worden; ferner ist die gegenseitige Ver-

tragsverpflichtsung ausgesprochen, »den Kohlenmarkt gegen-
seitig nicht zu stören. Schlieleich ist durch einen Privat-
vertrag sämtlicher deutscher und polnischer Kohlenhänsdler und
Gruben festgesetzt, dasz die polnische Kohle nur zu bestimmten Preisen,
die die deutschen Preise nicht unterbieten, und nach den

deutschen Handelsusanren hereinkomnien dürfe. liber das Kon-

tingent von 320 000 To. hinaus darf Polen im Monat noch

soviel Kohlen mehr nach Deutschland einfuhkekli
als Deutschland nach Polen ausführt· Jedoch kamt

Deutschland seine Kohlenaiussuhr nach Polen verbieten, um das Hek-
einkommen des polnischen Saldos zu verhindern. Wenn ferner Polen-
irie etwa bei einem Grubenstreik, mehr deutsche Kohle braucht, soll
die von ihm gewünschte deutsche Kohle nicht asuf Saldo angerechnet
werden.

Von den agrarischen Erzeugnissen ist im Vertrag nur die Rede in

bezug auf die Einfuhr nach Deutschland und die Durchfuhr von

Tieren und tierischen Erzeugnissen. Die Ein- unid Durchfuhr von
Ainidvieh und die Einfuhr von Rindfleisch bleiben ausgeschlossen. Die

Durchfuhr lebender Tiere bleibt verboten. Deutschlandhat den Polen
ein Einfuhrkontingent von Schweinen zugestand-en;
dieses beträgt im l. Vertragsfahr 200t000 Stuck; vom

18. Monat der ·Vertragsd·auer ab erhöht es sich »auf275 000 und

wiederum 12 Monate später auf 350 000 Stuck. »Das Kon-

tingent usmfaszt sowohl gesschlachtete wie lebendev Schweine. Ge-
schlachtete Schweine können nur eingeführt werden, wenn sie
in Zleischfabriken, die veterinärpolizeilsichuntersucht sind und

Gewähr gegen Seuchengefahr bieten, verarbeitet werden.
L e b e n d e S ch w e i n e dürfen nur auf dem Seewege und. nach
S e e g r e n z s ch l a ch t h ö f e n

, die die höchsten veterinärpolizesilichen
Mahnahmen bieten, eingeführt werden. Das an den Seegrenzschlacht-
höfen anfallende Blei-sch gelangt nach dem Inland n»ur »an be»-
stimmte Abnehmer, aber nicht an die Grofzfleischinarkte, »die
Preisnotizen unter amtlicher Mitwirkung herausgeben. Auf diese
Weise hofft man, den Presisdruck auf den offenen
Markt zu verhüten. Nach Ostpreuszen, das keinen Seegrenz-
schlachthof besitzt, kommt kein polnisches Schwein. Rath Angabe der

halbamtlichen Mitteilung beträgt die polnische Schweineesinfuhr von

200 000 Stück ein Prozent des jährlichen deutschen Verbrauchs.

Das neue Wirtschaftsabkoinmen gilt zunächst n u r fü r e i n

I a h r und kann nach neun Monate-n zum Zahresende gekündigt
werden. Andernfalls verlängert es sich automatisch mit sechsmonatiger
Kündigungsfrist Die Angaben über die gegen diese deutschenZu-
geständnissseeiiigetauschten p o l n i s ch e n Z u g e st ä n d n 1 s s e sind
in der halbamtlichen Darstellung sehr dürftig. Polen hat fü r d a s

A u s iv a n d e r u n g s ge s ch ä ft der Hapag, dem cNorddeutschen
Llogd und der Südamerika-Linie K o n z e s s i o n e n a n a ch t«
O r t e n (gefo-rdert waren 15s ,,z u g e s i ch e r t«. Polen hat ferner
das Riederlassungsrecht für Vertreter des deut-

sch e n H a n d el s zu g est a n d e n ,
das durch steuerliche und andere

Masznahinen a b e r e i n g e e n gt wird. Schlieleich wurde a uf d e·in
Gebiete des Gesellschaftsrechtes Meistbegünsti-
gung vereinbart; die Zulassung richtet sich aber nach pol-
n i s ch e n G e s e tz e n (siehe z. B. Grenzzonenverordnungl).

Zerner scheinen, wie aus einer Auslassung des polnischen Handels-
ministers Kw i atk o wski hervorgeht, Deutschland Kontingente für
Waren der sogenannten ständigen Verbotsliste (Automobile, Textilien,
Wein) zugestanden worden zu sein. Der Vertrag liegt den Ministerien
zur Stellungnahme vor. Sein Wortlaut wird erst veröffentlicht, wenn

er unterzeichinet worden ist. Die Verhandlungen über Einzelfragen
sind noch nicht zum Abschlusz gelangt.

850 Mill. sur em Zehnjahroslprogramm
Im Haushaltsausschufz des Reichstages wurde am 12. März der

Rachtragsetcit des Reichsinnenministeriums beraten. Beim Kapitel
,,Unterstiitzung der Grenzgebiete« gab auf Vorstellungen
eines Abgeordneten des Ostens Reichsinnenminister Severing zu,
dasz es sch-einen könne, als ob eine Ungleichheit zwischen
Ost und West bestehe, denn für den Westen seien im Nachtrags-
etat 10 Millionen eingesetzt, für den Osten aber nichts. Das Reichs-
kabinett habe sich aber auf ein Zehniahrprogramm festgesetzt, das
300 Millionen vorsehe. Eine Denkschrift darüber gehe dem Kabinett
von ihm in diesen Tagen zu. «

Bundesnachrichtem

»

Zum Verkauf von Besatzungsmöbeln.
dur den»Ankaufvon Möbeln, Hausrat und Textilien (Wäsche usw.)

aus den Reichsbeständen, welche durch das sreiwerdsen des Rheinlandes

von fremder Besalzung durch die Reichsverwertungsstelle zum Verkauf
kommen, besteht bei unseren Mitgliedern reges Interesse. Bezüglich
der Kauf-bedingungen verweissen wir auf unser allen Ortsgruppen zu-
gegangenes Rundschreiben Nr. 2. Wir bemerken dazu noch einmal

ausdrücklich, dasz nur unsere Jürsorgestelle auf Grund der Anfor-
derungen durch die Landesverbände und Ortsgruppen mit cNamen aus-

gefüllte Kaufberechtigungsscheine ausstellt. und zwar nur

für Mitglieder unserer Ortsgruppen. Die Reichsverwertungsstelle teilt

mit, dasz zurzeit erst Speisezimmer, Scl)lafzimmer,
Herde, Ofen, Beleuchtungskörper und Betten zu
haben sind und dasz alle übrigen Haiisratgegenstände und Textilien

erst Anfang April zum Verkauf gestellt werden können, weil der Be-

wertungsausschufz diese Sachen erst taxieren !nusz. Auszerhalb der Wes -

provinzen befindet sich ein Verkaufslager zunächst nur in Berlin,
Kieler Strasze 19. Hdg.

De: Ostcleutsctte Helmattiatentle
ist unverzüglich beim Verlag des Deutschen Ostbunde5,
Berlin W.9, zu bestellen. Als Heimatbuch Und Kampf-
schrift ist er nicht zu entbehren.
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—-I Aus der Bundesarbeit.
Landesverband Berlin-Brandenburg

Bereiu der Deutsch-en aus Rakel uud Umgebung. Am 9. Februar
fand das erste Stiftungsfeststatt. Der Vorsitzende, Richard Schulz,
-Potsdam, Breite Str. Zi, gab einen Überblick über die bisherige
Tätigkeit und die Veranstaltungen des Vereins. Herr Geheimrat
Elesinow führte unter allgemein-er Anteilnahme den Mitgliedern die

traurige Zeit von vor 10 Jahren ins Gedächtnis, als auch Rakel so
schwer unter den Polen-kämpfen zu leiden hatte. Liebe zur Heimat
und enger Zuisammenlchluszwürden uns die Wiiedererhaltung
der geraubt-en Gebiete sichern. Seine mit grofzem Beifall aufge-
nommene Rede endete mit einem Hoch auf den allverehrten Herrn
Reichsprälidentenusnd dem Deutschlandlied — Bunsdesprälident
Ginlch el richtete an die Feltversammlung zu Herzen gehende Worte

usberdie Bedeutung der Ostfragen und erntete dafür ebenfalls lebhaften
Beifall. —- In ergreifen-der Weise schilderte Landsmann Jäger die

Uberfushrung des Denlkmals unseres groszen Königs, des »Alten Fritz«,
von Bromberg nach Schneide-mühlund regte an, bei der Umbenennung
der Berliner Straszen auch dafür besmüshtzu sein, dafz Berlin eine

Rakeler Strafze erhält. Herr Fritz Schulle hat« durch feine vor-

zuglichenGesangsvorträge den anschliiefzendengeiselligen Teil des Abends
vers

«

rt. -

.schone
Landesverband Schlesieu.

Ortsgruppe Breslau. Schon jetzt möchten wir darauf hinweisen,
dafzdie Ortsgruppe Breslau am 22. Juni d. J. das Fest der Fahnen-
weihe begehen wird und alle Landesverbände und Ortsgruppen um

rege Teilnahme bittet. Einer der Herren Bundespräsidenten wird

sprech-Eis eaudesvekhaud suchten-Anhalt
Die Ortsgruppe Rotdhausen veranstasltete im Februar eine gröfzere

Kundgebungz auf die wir noch zurück-kommenwerden.

Landesverband Hessen-Rassau.
Die Ortsgruppe Kassel hielt am 16. Januar ihre Hauptversammlung

ab. Der 1.V-orlitzende, Herr Pfarrer Pelz, gedachte der verlorenen

Heimat. Aufgabe der Ostmärker sei es, immer wieder die Reufest-
setzung der 0stigrenzen zu verlangen. Der Schriftführer, Konrektor

Becker, erstattete den Jahresbericht, dem der Kassenbericht des

SchsatzinseistersKlos e folgte. Der Bericht der Buchprüfer Rawotnik

und Steinbrecher ergab keine Beanstandungem worauf dem Vorstand
Entlastung erteilt wurde. Diese Berichte und die der Fesstkommission
und Markenkommillion und die Berichte der Frauen- und Jugend-
gruppe lieferten einen augenfälligen Beweis dafür, was auch im ver-

gansgenen Jahre an positiver Arbeit durch den Oltbunsd geleistet
wovden ist. Bei der Vorstandswahl wurden die bisherigen Vorstands-
mitglieder Ifzmer, Becker, Rawotnik, Gehrke,
Bartel, Peterson, Methner und Frau Wirth wieder-

ewäihlt.Reu in den Vorstaan treten die Herren Büttner und

ietz.

[ Gnmärkijche Heime-nachsuchen
Perlönliches.

Groszadmtral von Eirpilz f.
Am ö. März starb in München der Schöpfer der deutschen Flotte

Aslfred Friedrich von Tirpitz In Küstrin als Sohn eines Anwalts

geboren, trat Tirpitz mit 16 Jahren als Kaidett in die preuszische
Maria-e ein, 30 Jahre später seh-en wir ihn bereits in der Admiralität,
die er nsur während der Jahre 1886—1889 verlassen hat, um als

Inlpekteur des gesamten Torpedsowessens zu wirken, wie er überhaupt
als d er Förderer dieser Waffe gelten kann. 1897 wurde er Staats-

sekretäir des Reichsmarineamts. .Run konnte er seinen organisa-
torischen Fähigkeitenfreien Lauf las-senund zum Schöpfer der deutschen
Flotte und zu ihrem Vorkämpfer im Reichstag werden. Sein ganzes
Leben war vosn dem einen Ziel durchdrungen: Erhaltung und

IRriedlicher
Ausbau des von Bismarck geschaffenen

«eiches. Im Jahre 1916 schied T. wegen Me.inuingsverschieden-
heiten mit der politischen Reichsleitung aus dem Dienst aus. Von

J1922—1928 gehörte er dem Reichstage an. Wie nah-e er dem Osten
und dem Ostbund stand, beweist »der ausgezeichnete Beitrag, den er

für die Zehnjahresfeltnumnier des»0stbundseslieferte. Er schreibt
dar-in: »Die Arbeit des Ostbunides ist.vom gesamten Deutschtum mit

gröfzter Anerkennung usnid Dankbarkeit verfolgt worden.« Er ver-

langt von den 0ltmärkern, dasz sie »die Zähne aufeinanderbeiszen und

sich stets vergegenwärtigen, dasz lise die Erben sind ihrer grofzen Väter
von 1813«. Von der Reichsleitung verlangt er, ,,nicht nur des

Westens zu gedenken, der Deutschland trotz Verlailles
nie genommen werden wird, sondern lich stets bewufzt zii

bleib2q,dofzunser Osten stärkerer Hilfe bedarf, wenn

er nicht sterben soll«. Dr.St.

»
Zum Wechsel iiu Reichsbaukpräsidiuiu.

»

Der bisherige ResirhsbankpsräsidentDr. Hjalmar Schacht ilt
plötzlichzurückgetreten,weil er glaubte, die Verantwortung für die

Verschlechterung des Youngplans durch die Haager Abmachungen
nicht tragen zu können. Er will lich ins Privatleben zurückziehen.
Dr. Schacht ist zwar in Schsleswig geboren, fühlte lich aber als Ost-
preusze, weil er in Ostpreufzen grofz geworden ist. Der General-
tat der Reichsbank hat am 12. März zu seinem Rachfolger einstimmig
Herrn Reichskanzler a. D. Dr. Hans Luther gewählt. Dieser ist
Zwar kein Oltmärker, wie grosz asber sein Verständnis uind lein In-

.km·sse für den Osten ist, hat er in seinem öffentlichenAuftreten oft
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bewiesen,ganz besonders eindringlich in der unvergeleichen Rede, die
er anlaszlich der Oltkundgebung der Grenzlandverbände in Potsidam
am 8. September hielt und über die wir im »Ostland«seinerzeit ein-

gehend berichtet haben.
Schriftsteller Paul Barsch 70 Jahre alt.

Am 16.März kann ein berühmter Ostniärker, der Dichter Paul
·Barlrh, Breslau 16, Sternstr.136, seinen 70. Geburtstag begehen.

Paul Barsch ist ein Kind des Ostens, zu dem er sich auch in dem

längeren Glückw«uiischartikesl,den er in der Festausgabe des »Ostlands«
zum 60.Geburtstag unseres Bundespräsidenten Ginschel veröffent-

lichte(»0stlan-d«Rr.28, Seite 356), in wärmster Weise bekannt hat.
Er ist in Ri«eder-Hermsdorf, Kreis Reiße, geboren und hat niit Aus-

nahme seiner jugendlichen Wanderjahre sein ganzes Leben in seiner
schlesischen Heimat verbracht, an der er mit leidenschaftlicher Liebe

hängt.Paul Barsch hat bei der Revolutionierung unseres Schrifttums,
namentlichunserer Lyriik, im letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts
eine grofze Rolle gespielt. Er war Freund, Streit- und Kampfgenosse
von Detlev von Li«liencron. Michael Georg Eonrasd, Gustav Falke, kurz
des ganzen Kreises, der sich um die »Gesellsschaft«scharte, die damals

die führende Zeitschrift des neuen Jungdeutschland war. Er war

sahrzehntelang die Seele der schlesischenDichterschule in Breslau, die

er zu neuen Ehren brachte und zu der sich infolgedessen unsere be-
rühmtestenSchriftsteller drängten. Seine Lyrik ilt aufzer in vielen Zeit-
schriften veröffentlicht in den Büchern »Auf Straßen und Stegen«,
»Fliegende Blätter« und »Aber der Scholle«. Von seinem zweibändigen
Roman »Von Einem, der auszog-«(Verlag Heege, Sch·weidnitz)schrieb
Liliencronseinerzeit begeistert, dasz es der -belte,-tiefste und eigen-
artigste Erziehungsroman der Gegenwart sei. Er ist mit-dem Herzbliit
des Verfassers, der darin seine eigene Jugend schildert, geschrieben und

packt darum von der ersten bis zur letzten Seit-e. Hoilteys Romane hat
Paul Barsch durch gekürzte Ausgaben der Gegenwart wieder näher-
gebracht. Aus dem reichen Schaffen des Unermüdlichen, der zu unseren
feinsten Stilisten gehört, seien noch die aktuellen, gemüt-, geilt- und

humorvollen Monatsplaiiderseien erwähnt, die er regelmäfzig in einer

unserer hochstehendsten Monatsschriften, der »Bserg-stasdt«(Verlag
W.G. Korn, Breslau), veröffentlicht Wir behalten uns vor, auf
Leben und Schaffen Paul Barschs noch zurückzukommen.

Das Präsidium des Deutschen Ostbundes hat dem berühmten Ol-
märker in dankbarer Anerkennung seiner grofzen Verdienste mit eine-m

herzlichen Glückwunschischreibendie s i lb e r n e E h r e n n a d e l ver-

heben« Kaufmann Julius Asch »s-.
Am 7. März ist ein hochangesehenes Mitglied einer alten Posener

Familie, Herr Kaufmann Julius Asch, im 79. Lebensjahr in Berlin

gestorben. Er war der Senior der Drogenfabrik Adolf Asch Söhne iii

Posen, die von seinem Groszvater gegründet worden ist und jetzt noch
dort besteht und die er in vierzigfähriger Arbeit bis zu seinem Austritt
im Jahre 1920 aus kleinen Anfängen zu grofzer Blüte und allgemeinem
Ansehen geführt hat. Er war lange Jahre Mitglied der Posener
Handelskammer und einer der angesehenlten Grofzkaufleute Posens.

Geboren: Ein Sohn Adolf Brüske in Osterode (Ostpr.), Alter

Markt 24, fr. Gnesen, Prov. Posen.
Verlobt: Fräulein Bärbel Mutsch-ler, Tochter des Sanitäts-

rats Dr. Mutschler in Possen, mit dem Zahnarzt Georg Vogel
in Leipzig; Fräulein Lisbeth Rarotscher, Berlin, fr. Pslesche-n,
mit Herrn Gustav Hauschner, Berlin.

Silberne Hochzeit: Sgndikus Gustav Budjuhn (bis zur letzten
Wahl langjähriges Mitglied des Reichstagess und Frau Ellen, gebt
Kleist, Berlin-Charlottenburg Grolmanstr. 15, am 18.Z.

Goldene Hochzeit: Hausbesitzer Hernrann Egner und seine Ehe-
frau, die seit mehreren Jahrzehnten (1894) in Obornik wohnen,
am 14. 2.

si-

Die polnische Gewerbebank in Polen zusammengebrocheu.
Wir werden aus Leserkreisen darauf aufmerksam gemacht, dafz

die allen Posenern bekannte Bank Przemyslowcvw· in

Posen, die auch in Berlin eine Filiale unterhält, unter gericht-
liche Aufsicht gestellt worden ist. Der Zulammenbruch des 1861 ge-

gründeten polnischen Bankunternehmens hat grobes Aufsehen erregt.
Wenn diese in preufzisscherZeit für den Aufschwung des polnischenge-

werblichen Mittelstandes in hervorragendem Masse arbeitende Bank
jetzt auch das Schicksal so vieler wirtschaftlicher Unternehmungen·teilt,
so wirft das ein grelles Schlaglicht auf die schwierigen wirt-
schaftlichen Verhältnisse in Polen und beweist wieder-
um, wie unendlich grofz dis Interesse Polens am Zustandekommeneiner

wirtschaftlichen Verständigung mit Deutschland ilt. Man lasse sichda-
her nicht durch die starken Behauptungen, dasz Deutschlandkapituliert
habe und dafz Polen eiii grofzmütigesEntgegenkommen bei der jetzigen

wirtschaftlichen Verständigung im Interesse des Friedens gezeigt»hab»e,
irre machen. In ganz anderem Umfange als in Deutschland ist die

Landwirtschaft, die Grundlage der polnischen Volkswirtschaft, not-

leidend. Wenn man deren Niedergang jetzt betrachtet, so kann man
verstehen, wie ängstlich die verantwortlichen Stellen in Polen in die

Zukunft schauen. Auf die Dauer geht es eben nicht, dafz man immer
nur aus den wirtschaftlichen Reserven der ehemals preufzischenTeil-

gebiete schöpft. Die dortige arbeitsame Bevölkerung wird sich das

auf die Dauer nicht gefallen lassen. librigens war eine vor etwa

25 Jahren Auf-sehen erregen-de Gründung der Bank Przeniyslowcoiv,
das polnische Gewerbehaus am Wilhelmplatz in Posen, dasu einen

Wert von fast 2 Millionen darstellte, schon bald nach seiner Grundung

ebenfalls in finanzielle Schwierigkeiten geraten.

ie e ummer umfasst einschlieszlich
voskmärlsischerHerd« 20 Seitenzsz

der. Beilage



Am 26. 2. 30 verstarb nach langem,
schwerem Leiden mein lieber Mann,
unser lieber Vater, Schwiegervater,
Schwager, Onkel und Großvater, der

Schuhmachermeister

Hugo Thaler
im 73. Lebensjahre.

Jm Namen aller Hinterbliebenen
Paaliuo Thaler-, geb. Hahn.

Bln.-Mariendorf, Dorfstr. 19,
früher Nawitsch

im März 1930,

Für die vielen Beweise herzlicher
Anteilnahme anläßlich des Hinscheiden-
meines lieben Mannes, unseres guten
Vaters, Schwiegervaters, Großvaters,
Bruders, Schwagers und Onlels, des

Schokoladenfabrikanten

, Adolf Mewes

spreche ich auch auf diesem Wege
meinen tiefgefühlten Dank aus.

Gertrud Mewes, genas-auch
im Namen der Hinterbliebenen

Berlin W30, SchwäbischeStraße17,

früher Posen, Breslauer Straße 40.

H v

Jst-:
.llll

««?F.wiscttke

per Auto,

stadt, Land,

Bahn,

Lagerung,

Wohnungs-
tausch

Transporigeselleanatt m. II. li.

Berlin W 61, Teltowets sit-alle 47.
Tel.: F S bekam-un Wiss-ist's

Landsleute V orzugspreise !

Niederschlesien, 5 km
von Kreisstadt,mehrere
80 Morgen große

Renten güiek
billig zu verkaufen.
Schlüsselfertig, beste
Gebäude, kompl. leb. u.

tot-Inventar, ertragr.
Boden. Baranzahlung
10000 — 12000 Mark,
langfr. niedr. Hypoth.
Briefe an

A. Zimmer-,
Streidelsdorf,

Freystadt,
Niederschlesien-Land.

Eleuthera-
Grundstück

modern eingerichtet, in

KreisstadtNiederschles.,
billigzuverkaufen-. An-

zahlung 12000—15000
Mark. Offerten unter
4710 a. d. Ostland erb.

Giltt Zufallssa e!
chEiltl

tunawikncnukt"
310 Mg. Rübenboden,
massive Gebäude, elektr.
Licht und Kraft, sofort
billig bei einer Anz.
von ca.20 000 M., Preis
75000 M., zu verkaufen.
Leb. u. tot. Inv. vorh.

Eckern
Prenzlau, Königstr.160.

Verkaufe meine

Budnerei
in Picher bei Ludwigs-
lust i. Meckl., ungefähr
33 Morg. groß, davon

20·Mg. Acker, 8 Mg.
Wiesen, 5 Mg. fchlagb.
Wald, neue Gebäude,
5 Zimmer, 2 Küchen,
sofort beziehbar. An-

zahlung bis 5000 Mark.
Wilhelm Kunrede,

Neu-Luckwitz
b. Wittenburg i. Meckl.

f

kümmern.
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«

befndensichauf dem alten Fried- ;
ho in der Wilhelmstraße Hun- ;
derte von Gräbern. um die fichdie

verzogenen Angehörigen nicht
Diese Gräber sehen Z

sehr traurig aus und verunzieren z

den schönenFriedhof. Wenn nicht
Abhilfe geschaffen wird, werden

diese Gräber eingeebnet und ver-

lieren Angehörige das Anrecht
über die Grabstellen zu bestim-
men. Es wird höflichstgebeten, Z
dafür Sorge zu tragen, daß die E

Gräber wieder instandgesetzt und

gepflegt werden, damit dieselben E

erhalten bleiben. — Anfragen I

bitte an mich zu richten und er-

halten Sie genauen Bescheid über
den Zustand des Grabes und
deren Kosten für die Herstellung.

All-M Scheel. Friedhof-inspekkpx,
Polen-Bydgoszez,nl.Jagiellanska 3311. g

Todesfallsh. ist ein alt-

etngeführtes Kolonials
waren-, Feinlosts, Zi-
garren- u. Spirituosens
Geschäft nebst Grund-
stück, geräumiger Hof,
viel Rebengelaß, in
Kreis- und Gymnafial-
stadt der Uckermark zu
verkaufen. Zur über-
nahme des Grundstücks
und Warenlagers sind
20000 M. erforderlich.
Hypotheken od. Staats-

schuldforderungkönnen
als Anzahlung geleistet
werden. Meldungen
unter N. 4503 an das

Ostland erbeten.

üescllällsllllllltlsl
in Westfalen, Garten,
9 Mieter, Friedenstaxe
60 000 M., für 40 000 M.
zu verkaufen. 50,"zige
Aufw.-Hypothek4200M.
amortisierb· Geschäfts-
lokal mit 3 Zimmern
evtl. zu übernehmen.
Nehme auch Reichs-
schuldverschreibungen i.

Zahlung. Anfragen u.

4709 an das Oftland.

WIN-
silllKlllllllsllIcIi
mit Garten, baureif,
i. Luftkurort Biesenthal
b.Berlin, an Hauptstr.,
i.Rähe Bahnhof, Edel-
obst. viele Spargel-,
Grdbeer-Anlagen,-verk.
Konzagk, Lehrer a. D.,
Biesenthal bei Berlin.

Ortsgruppe am Orte.

Wirtschafts-

tells-sing
für 300 Mg.Oderbruch-
wirtschaft geg. Taschen-
geld gesucht.

Gustav Hendeß,
Letschin im Oderbruch,

Telephon 78.

Branchen sie

Gbstbäume
Rosen und dgl., dann

verlangen Sie unver-

bindlich Preisliste von

Müller's Baumschulen,
Schivelbein in Pom.
Größte Baumschulen
des Neg.-Bez. Köslin
und der Grenzmark.
Früher von der Baum-
schule Jonowitz aus im

Bezirk der Aus-Kom.
tätig. Ostmärker er-

halten 100,«·,Rabatt.

Ickkcllllkjlliclss
Cescllkikl
mit Stamm- und Lauf-
kundschaft, 30 Jahre,
zweifenstriges Zimmer,
v e rkaufe krankheits-
halber. Off. unter 4688
an das Ostland erbeten.

Kind
in Berlin, garantierte
Existenz, 200 Plätze
379 Mark monatlich
Miete, Entlastung
w e g e n verkauft
Schlenga, Schöneberg,
Hauptstraße 20.

laden
in bester Geschäftslage
in aufblühendem Ort,
reiche Umgegend, pass-
für Putzgeschäft, ver-

bunden mit Damen-

schneiderei,z.vermieten.
Offerten unter 4683
an das Ostland erbeten.

Sold-ruhet
Kolonialwaren-,
Schaut-, Destillations-
Geschäft, mit Auffahrt,
in größerer Kreisstadt

. gelegen, unter günstig.
Bedingungen zu ver-

kaufen. Off. unter 4686
an das Oftland erbeten.

WOW M.

Teils-aber
— gesucht

zur Ablösung des bis-

herigen mit 15000 M.

Speditions-,
Möbeltransport-,
Kommissions- und

prortgeschäfti.serltm
Angebote unter 4708 an

das Dstland erbeten.

LIlltlitlllthllklkt
ungefähr 23 Mg., direkt
an der Bahnstation ge-
legen, besonderer Um-
stände halber sofort
zu verkaufen.

Adolf Schulz,
Loos bei Neuhammer
a. Queis, Kr. Sagan.

Jnder

Uchermark
u. näheren Umgegend:
1 Pachtweidewirtschaft,
250 Mg., massive·Ge·
bäude,elektr. Licht und

Kraft, gut. Inventar,
5 Pferde, 45 Rinder

usw« Grforderlich zur
übernahme 12000 bis
15000 M. Pacht IV-
str. pro Mg. Drei la.

Landwirtschaften ä 100

Mg., komplett, im Dorf
u. isoliert, best. Weizen-
boden, erforderl. 15 000
bis 20000 M. 4Wirt-

fchaften ä250 Mg., kom-

plett, la. Rüben- und

Weizen boden, erforder-
lich 25 000 bis 35 000 M.
20 Wirtschaften von

20 bis 100 Morgen mit

komplettem, lebendem
und totem Inventar.

Anzahlung von 4000 M.
an. 20 zur Hühnerfarm
geeignete Wirtschaften
von 5 bis 20 Mg. von

2000 M. Anzahlung an.

1 Zement- und Dach-
steinfabril. Anzahlung
3000 M. Preis 7000M.
1 Motormühle ohne
Konkurrenz mit Grund-

stück u. 3 Mg. Garten.

Anzahlung 5000 M.
Preis 14 000 M. Hotels,
Gastwirtschaften, Rola-

nialwarengeschäfteund

Grundstückezu verpach-
ten und zu verkaufen-

Eckern
Prenzlau, Königstr.160.

Geialåfisllklllicsmkl
Elnsllmlllklllllllls

in der Hauptverkehrs-
ftraße einer kleineren

Borpommerschen Stadt
m.Laden,Lagerräumen
Werkstatt und Bier-
zimmerwohn., für jede
Geschäftsbranche ge-
eignet — z. Zt. wird
in diesem gutgehendes
Elektro - Jnstallations-
geschäftbetrieben — mit

oderohneWaren krank-

heitshalbersofortzuden
günstigst. Bedingungen
zu verkauf. Gef.Angeb.
unter 4646 an die Ge-

schäftsftell.d.,,Ostland«.

Ich sucheGri,
wo Gründung einer

Buchdruclierei
möglich und aussichts-
reich! Jn Frage käme

auch Ankan oder Be-

teiligung mein es unv er-

heirateten Sohnes an

tlernemZeitungsunters
nehmen. Vielleicht be-

Fndetsichunter meinen
rüheren Kollegen aus

der Prov. Posen einer,«
der guten Gründungs-
platz kennt oder sein
Geschäft abzugeben ge-
denkt? Ich bitte ge-,
gebenenfalls um Aus-

kunft gegen Unkosten-
vergütung.

Gustav Fiedley »

Nauscha O.-L-,"·«"f«
fr. Ostrowo-Krotoschian

säckeklelnlint
stellt ein. Sohn acht-»
barer Eltern. gesund ··

It. kräftig, zum 1.April«s
oder fofvrtigen Antritt

Gmil Maek,
Bäckermeister,

Landsberg (Warthe),

KüxtrinerStraße 39

(frü . RogowoJvaenx

21 jährige Waise, Ly-
zealfchulbildg. fBroms
bergerin), Anfängerin
in Stenographie und

Schreibmaschine, auch
sehr erfahren im Haus-
halt, sucht zum 15.April
angenehme

Leitung«
Offerten unter 4684 an

das Ostland erbeten.

Ostmärkerin. 22 Jahre,
eng-, gute Erscheinung,
gut erzogen, sparsam,
gute Aussteuer, später
Vermögen, wünscht
Herrn in guter Position
(mittl. Beamter), Ost-
märker bevorzugt,
zwecks

Betrat
kennenzulernen. Zu-
schriften unter 4699 an

das Ostland erbeten.

·Landwirtssohn, 45 I.,
ev., Junggefelle, drei-

tausend Mark Vermög»
später noch etwas und

Ausstattung, sparsam
und gutem Charakter,
wünscht, da es ihm
an Damenb ekanntschaft

ehl,

Einherrat
in kleine oder mittlere
Landwirtschaft (in
Schlesien) von 10 bis
30 Morgen, Fräulein
oder Witwe, ohne An-

hang, v. 30—45 Jahren
od. mit größerem Ver-

mögen, wollen ihre
Offerte unter 4705 an

das Osrland einsenden.
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saal einschl.Berpflegung .

sonen einschl. Verpflegung .

Berpflegung. . . .

Haus Ostlaml
im eigenen Heim in

Vetchau am singeme
Ostmiirkisches Ferien- und Erholungsheim für

Erwachsene und Kinder

eröffnet den Betrieb am 1. Gsterfeiertag.
Tagespreis: für Kinder täglich einschl.Berpflegung 2,25 M.

für Erwachsene im gemeinsamen Schlaf-

für Erwachsene im Zimmer für 2

für Erwachsene im Einzelzimmer einschl-

Anmeldung und Auskunftserteilung durch das

Frauenreferat des Deutschen Gstbundes,
Berlin-Charlottenburg 2, Hardenbergstr. 43 VI-

I »

Per-
· '

«

. «’r »

»
1 ,s » » » »«

zu erreichen.

Hauptstrecke Berlin-Eottbus—Görlitz.
Jn 2 Stunden von Berlin, Görlitzer Bahnhof, mit Personenzug,

l -

»
D Zug

Gut eingerichtete und gut
b eschäftigte Braunschweiger

suehdkuekerci
—

mit Setzmaschinenbetrieb
verläuflich Kaufpreis kann

größtenteils stehenbleiben.
Sichere Existenz. Angebote
unter 4679 an das Ostland.

Achtung Landsleute!
Eine Hand wäscht eile anderes

Waschen, glanzplätten und Gar-
dinen spannen alle rbilligst.
Landsleute WOAPreisermäßig.
Auf Wunsch Abholung.

WIIGISkSl III- osffdiss N,
Berlin SO 36. Waldemarstr. 54

(ft-Krs-Schwetz)s———

W-

Möbeltransporte
per Möbelwagen und Auto. Einiagerung

anzer Wohnungseinrichtungen,
peditionen aller Art übernimmt

Möclteknstkssejs7

Dabe. Tel. Bergs-Isa- 9670-71

Ukcllths kkomhckgs

Troste- Lade-I
mit 2 Sohaakenstem, seit 50 Jahren
Manufakturwarengeschäft, auch fur andere

Brauche pagenn
in bester Lage, per 1. 4. zu

vermieten. er 15.4. wird 5-Zimmer-Wohnung
Gent-g Jacobsotrn, Preis-lawei.ft

Steinstrasze.

Illllssklllllismcli
mit Garten für 13000
Mark zu verkaufen.
Angebote unter Angabe

der Anzahlung an

Richard Koth,
Malermeister,

Schivelbein, Bergstr. 6.

llqcutrunW
mit reichlichem Garten-
land und freier Woh-
nung in Nennhausen

steht zum Vertaus.
Näheres beim Kreis-

ausschuszWesthavelland
in Nathenow.

Taieibutter
täglich frisch, pro
Pfund use M
Beriand in S- und

s
!
s

l 9-Pfd.-Posttollis
s gegen Nachnahme.

s. Ee kost,
Lebensmittel - Export,
— kn- ss r

—- Jägerstri

Illustllllklsillcli
neu erbaut, in großem

. Jndustrieort mit elektr.

Licht u. Wasserleitung.
Eisenbahnknotenpunlt.
Für Arzt oder Kauf-
mann sehr geeignet.
Wegzugshalber zu ver-

kaufen. Angebote unt.
H. T. 4644 an das

Ostland erbeten.

Teilhaber
Znit ca. 2000 M. ge-
sucht, welcher Buchfüh-
rung kennt und Land-
kundsch. besuchen muß.
Fachkenntnisse nicht er-

forderlich. Hohe Ver-

dienstmöglichkeit wird

zugesichert. Einlage
wird sichergestellt.

Offerten unter 4711
an das »Ostland« erb.

Ca. 2 Morgen großes
bebautes

Grundstück
an Hauptstraße eines

groß. Oderbruch-Ortes

gelegen,geeignet als

andmaschinen - Werk-
statt. Sägewerk, Gänse-
mästerei, Hühnerfarm.
Elektr. Anschluß vor-

handen. Sofort ver-

käuflich an schnell ent-

schlossenen Kaufen An-

zahlung 8000 M. Off.
u. 4649 an das Ostland.

Islliillltslieslilllkålll
in modernem Neubau

verkehrsreicher Lage
Weißensees, zu ver-

mieten. Off. unter 4691

an das Ostland erbeten.
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Bilanz am 31. Dezember 1929.
Aktion:

Kassenbestand
Beteiligungseinlage bei

der Brandenb. Prov
Gen. u.Raiffeisenbank

Guthaben bei der

Neichsbank. . . . .

Postscheckguthaben. . .

Lfd. Rechnung:
Schuld der Mitglieder 303193,40
Neichsschuldbuchfordg.
Wechsel . . . . . . .

Inventar

Zinsforderungen . . .

Summe der Aktan 471049,33

M. Passiva: M.

2368,82 Geschäftsguthaben . . 44121,?5
Reservefonds . . . . . 4104,28

. Betriebsrücklage . . . 3459,44
5 000,—— Lfd. Rechnung:

Guthaben d. Mitglieder 45 939,22
2676,72 Spareinlagen. . . . . 347 562,75
1808,61 Bankschuld bei der

Brandenb. Prov.Gen.
und Raiffeisenbank . 20 916,69

143450,— Jm voraus erhobene
«

9409,90 Zinsen. . . . . . . 130,-·
700,-—

2441,88

Summe der Passiva 466 234,13
Reingewinn 4 815,2(I

Zahl der Mitgliederzu Anfang des Geschäftsjahres ·350. Zugang
Abgang 23, Mitgliederzahl am Ende des Geschäftsjahres 380. Jm
Laufe des Geschäftsjahres haben sich vermehrt die Geschäftsguthaben
um 8302,55 M. und die Haftfumme um 16000.— M Der Gesamt-
betragder Haftsummen, für welche alle Genossen am Schluß des
Geschastsjahres aufzukommen haben, beträgt 168000,— M.

GstmärliischeSpar- und Darlehnskasje
eingetr. Gen. m. beschr. Haftpflicht

Frankfurt (Dder), Hohenzollernstrafze 5, ptc.

freundliche Zimmer mit
und ohne Pension. Be-
randen mit herrlicher
freier Aussicht, Garten,
Liegestühle.Mitglieder
des Ostbundes ermäß.
Preise. 1 Minute vom

Karlsbad entfernt.

Frl. Hertha Doehl,
fr. Stenscheroo b. Posen,

Adler-Apotheke

lüslellsttliåii
25 Jahre inXeiner Hand,
Herren-, Damenartikel,
Wäsche,Kurzwaren, in

Perleberg, mit 3 Zim-
mer-Wohnung u. Zen-
tralheizung, in bester
Laufgege11d,krankheits-
halber zu verkaufen.
Ea. 8000 M. erforderl.
Kurt Heintz, Perleberg.

in einem großen Oder-

randdorf mit flottem
Sommerverkehr, mitca.
11 Morg. Acker, großer
Wohnung von 8 Zim.
nebst Zubehör, ist für
33000 M., b.20000 M.
Anzahlung sofort zu
verkaufen. NurSelbst-
erwerber wollen sich
unter 4674 an das Ost-
land melden.

Agenten zwecklos.

TMMIIMMS
beschlagnahmefreie

Z- u. 4-Ztm.-Wolmg.
(Bad, Loggia, Diele,
Komfort) zwischen Bhf.,
Bad und Strand, Neu-

bau, vermietet sofort
Konzagt, Lehrer a.D.,
Biesenthal bei Berlin-

gezi Battcl gez. Kroenke

G t d .

M kllnsvetg Erzeggxkzkmn. . .
.

l·
-

· kxskxskkksssEis-MXVIII-Ziegen Roloniuluuken
empfiehlt heizbare, Geschäli Lkllllclsiiicli

mit Obstgarten auf
dem Lande zu kaufen

gesucht.
Offerten mit Preis und

Anzahlung an

Otto Schneider, Groß-
Gastrose, Gaben-Land-

tioloniuluaken-

gewillt PM-
Seestraße,

Eil-e Zimmer-Wohnung
sichere Existenz. alles
in sehr gutem Zustand,
ist wegen Abreise sofort
zu verkaufen. Preis
7500 Mark. Vermittl.

zwecklos
Paul Fieble, Berlin,

Seestraße 103.

Illaus ostland
L e h r g ä n g e für Ansiedler- und Bauerntöchter

in B et sch a u bei Eottbus am Spreewald.

; ?

am 15. Juni.

«

MWOMM
OOOWWOOMWMMOWWWir beginnen am 15. Mai 1930 einen

Le h rg a n g von 8 Wochen Dauer in

Gartenbau, Kleintier- und Geflügelzucht
sowie Obst-s und Gemüseverwertung.

Der Unterricht erfolgt durch geprüfte Lehrkräfte

Preis für Unterkunft, Verpflegung und Kursusgebühren 55,— M.

je Monat, zahlbar in 2 Naten, bei Beginn des Lehrganges und

Mit dieser Neueinrichtung kommenwir mehrfach
an uns gerichteten Wünschen entgegen und erbitten baldigst

Anmeldungen an das

Frauenreserat des Deutschen Gstbundes,
Berlin-Charlottenburg Hardenbergftrasze 4ZX J. IOMOMOWWQOOOOfQOOOOOMOOOOOOOOOOOOONMOOOOQOOOOOOOO
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Verwertung von

durch

Elilscliiillilllllillssil.scliillliillicliilikiiiiklllillcli
Beratung, Vorsehiisse,

Ankauf zu höchsten Kursen und schnellstens

lisilliiiiiiei-iillilitill.(i.ill. li.il.
Dr. Polke.

.

BUrgerrneister a.D. Muller

ietzt: Berlinw 9. Polstianier str.221!ll

ijtbäume
Schlingpslanzen, Zier-
sträucher, Stauden und
Dahlien in reicher Aus-

wahl. Niedrige Rosen
in densbesten, teils
neuen Sorten: LWahl
Stck. 0,60 M., 12 Stck.
7 M., 100 Ster. 50 M.
li. Wahl Stck. 0,35 M.,
12 Stck. 4 M., 100 Stck.
30 M. empfiehlt in

befter Ware

M. Tessenotv,

Baumschule,
Retschow bei Bad
Doberan i. MeckL

(friih. Pofen-Solatsch).

. . .

Irer zwess -Ir.·s-
(Mitglied des Deutschen Oitbundes)

Brandenburg Mai-eh
Plauer Straße 24 — Fernruf 371

·

Erri- a.l«’euekl)estattangen
Größtes Lager in Särgen jeder Art
und Preislage in Kiefer, Eiche,
Metall. Ubernahme sämtlicher Be-

ftattungs-Angelegenheiten. Trans-
porte von und nach allen Plätzen.

tretet unserer Ostbund-Gnmäkkers Sterbekassebei. Näher.
durch die Bundesleitung Bln.-Charlottenburg 2

Goldgrube!
—

Verpachte ab 1. Mai 1930 in

Gilgenburg in Ostpreußen,am

Markt, alteingeführtes

Eisen-a.Eisenwarengesehäit
verbunden mit Brennspiritus-
Großvertriebstelle (sehr ren-

tabel), Baumaterial- u. Kolo-

nialwarenhandlung. evtl. mit

Ausschank. Nie wiederkehrende .

Gelegenheit f. kurzentschlossene
Pächter. Zur Übernahme-15000
bis 20000 M. erforderlich, im

übrigen sehr günstig.«Ansfragen
unter N.Z. 4647 an das-Ostia-nd.-

Optiker Stephan
Berlin 80, schlesisehe stkabe 39440

Telephon : Moritzplatz 4273

Kostenlose Augentmtersuchung
Fachmännisohe Bedienung -

«

Reparatuken —

,. .·.-.F«- sofort

, Eig.We1-kstatt
i· -

im Hause
Lieferant iiir Krankenkassen

Mitglied der OrtsgruppeBeriinOst
·««-

Tel· Bi its-kniest 2775. Preisliste kostenlos
zu Diensten.

Getkeiriehäntileki
Verkaufe sofort lin Hohenftein in Ost-
preußen fast am Markt gelegenes

spetehergrnntistueli
mit Hof und Stallungen, neue, masfive
Gebäude, praktisch erbaut. Ia. Absatz-
gebiet. Preis, Anzahl· fehr günstig. etc.
B e r p a cht e sofort in Hohenftein in Oft-
preußen am Markt g e l e g e n e n

Linien mit Wohnung
pafsend für Manufakturift oder Papier-
rvarenhändler. Pachtpreis sehr günstig,
Geschäftsmöglichkeiten fast unbegrenzt.
Anfr. unt. M.D.M. 4648 an das Ostland.

Polnitkhe
(

Hypotheken
Forderungen, Wertpa-
piere, Grundstücke in

Polen kauft für das

Hypotheken- und
—

Handelshaus
Edmund öutvalitti.
Bvdgolzcz (Polen)

Emil Wollenberg,
Bin.-Charlottenburg,

» Mommsenftraße"46.

Tel. Bismlarck4663.

zu· verkaufen
—

i. Brandenburg,Grenz-
mark - und Schlesien i«

lieknieneiiteks

"40bis 80 Mg., mit Jan und schtiisserfertigen
Gebäuden. 8000 bis 14000 M. Anzahlung.

s s s s v - s v s s s v - v v v v v v v v - v v v s v s s v v - s v v s v-

iaatisleuteilietiienihin Eurerorganization

Icnaiauacnkontekanea
verwertet zu höchstenKurer

Gitmärliische
Spar- und Darlehnskaffe

e. G. m. b. H.

Berlin SW 11,-Deffauer Straße 811

Sprechzeit 1—5 (außer Sonnabend).
Bei schriftlichen Ansragen Rückporto.

Moll til-arise å co.
c. Il- s. s.

Maschinenfabrik u. Eisengielierei
Löst-IN in Pomrnern

FernSPrOChOr 219 n. 239 Mühen Thom)

liefern prompt von ihrem Lager ijecie

liiliiiiliikiscliiiiiliciicnuscliilic
von der Hacke bis zum Dampfpfiug

franko jeder Bahnstation

Aal Wunsch nach gegen giinslige linken-Wangen

lAus der Aufteilung des

Rittergutes somit
Kreis Goldberg-Haynau. Reg-

Bezirk Liegnitz,
sind mehrere Wirtschaften
von 30 bis 150 Mg. mit
leb. und totem Inventar

sehr preiswert abzugeben-
Kirche, Schule u.

Bahnhof am Ort, selten gün-
stige Lage, Acker direkt am Ge-

höft, elektrifch Licht und Kraft.

H. S tö r m e t. ,

Rittetg.Samilz, Post Neisicht,Tel.Neificht15.

landwirtschakten
von 20 Morgen aufwärts, Gast-
rvirtichaften. Mühlen, Schmieden,
ländliche Pachtungen fchon von

3000 Mark. Anzahlungen durch

Unwissende-Ili-
—

Güter abteilung,

Berlin W 8, Unter den Linden 24,
Telephon: Zentrum 9370.

MöbeltransportenengütekverschiedenerGrößens
—

: übernahmezum 1..4.·193t)«.Zuzug evtl.
vorher. Langfriftige niedrige Nefthypo-
thek, meist 1 Freija«hr. — Näheres durch

Deutsche Anfiedlungsbank
Berlin-Halensee, Seesener Straße 30.

in Berlin unci

, sxxukwsewm nach aulzerhaib
« ' —"""""

er Bahn und

»J!Es-gsyssusschrmscierAnnwei-
st ·"-:« wagen, Woh-

·

nungstausch,«

Lagerung.
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Am osimciefijajen see-l
UnternatmngsälackFu der Wochen-Griff »Oktave«

Her-ausgegebenno» Cmanuel Ginjojef imck Øe. Kranz Eise-»Ac-
Yerlag Øetitjajee Ojiöimd C. Y» Berlin-Charlottenburg v

Berlin, den 28. Februar
1 930

Das Gymnasium von Lengowo.
(15. Fortsetzung)

Doch ivie ein Pfeil flog die Antwort znriirk von der aufhetzenden

Stimme:»Wer sperrt unsere Kinder von uns ab? Gib Antwort,
«.llterl«

»Gut gegeben, psia kreivi Wer hat ihnen unser Fest oerbvteuäW
Und als ob eine neue Wut bei dem Gedanken daran die Massen

iiberfiel. drängten die ersten mit erhabenen Armen nnd geballten
Säuften vorwärts.

Schon wollte eine rauhe Hand Marie-Auna, deren kaltes Gesicht
die Leute reizen mochte, zuriirkstoszein da sprang mit krebsrotem Gesicht
Monsieur Iambon vor seine Begleiterin und streckte die Arme aus.

Seine Stimme ivar Sturm.

,,6 h r wollt Polen sein,« rief er mit einer Macht, die jeden andern
Laut niederrang. »Ihr Polen, die ihr euch an einer Dame oergreiftl
O heilige Jungfrau, die Väter und Urväter als Schutzherrin und

Königin von Polen gepriesen haben — sind
das drine Söhne?«
»Seit- wann kämpft ihr gegen Frauen?

Kommt her, schlagt zu, riihiiit euch —«

Mit einer prachtvoll ungestümen Be-

wegung rifz er den Hut vom Kopf —-

,,Aber erst schleift mich an diesem
weifzen Haar von der Stelle! Erst schlagt
euren alten Lehrer, der sich schämt, dafz
seine Oandsleute ucid Briider ein Weib missi-
l)andelnl«

,,Bis jetzt hat man von uns Polen ge-

sagt. dafz wir ritterlich sind. Keniit denn

keiner. keiner von euch den alten Tischl-
sprurh: ,Gottes Knechte, des Königs Freunde,
Ritter und Schiitzer der sraiien«2" Sind wir
das nicht mehcm Soll es nicht mehr von

uns
«

ioien heissen, dafz selbst der Armste
noch ein Kavalier sei?

Vaterland,

den- Blick gewandt,
denen, Vaterland,
sei Dank.

,,Kavaliere« — noch mehr srhwotl seine Schreite wieder zur Tat,
Stimme —- ,,wer vvii euch krümmt dieser zur Einigkeit —

Dame hier ein Haar?W fiir Volk nnd Vaterland-

,,Kavalierei Blier wird ihr den Vseg
«
-«-«-«-«-t«-«i-l

lcgttvertreten, den sie gehen wil

Seine weissen Strähnen hoben sich im

«Zi3iiid.sein Gesicht war purpurrot, mächtig
sprang die Rase daraus hervor.

,,Keiner, der ein Pole ist, tut dast«

In der Linken hielt er den Hut; den rechten Arm reichte er mit
einer Verbeugung seiner Begleiterin. Er fiihrte sie direkt auf die

festgeschlossene Masse jin

l»

Es war lautlos still, dan man den Wind durch die Bäume gehen
)orte.

Und lautlos schob sich die Alasse auseinander-, dafz ein srhmaler
Gang entstand bis hin zur Pforte.

Durch diesen Gang fiihrte Monsieur Iainbon unbedeckten Hauptes
Marie-Anna.

Sie hatte vor der tobenden Menge den Kopf hoch erhoben gehabt.
Jetzt, wo sie durch die schweigende schritt, hatte sie ihn gesenkt,

nnd ihre Lippen zitterten.
«

Die Pforte ward geöffnet; sie traten irrt-en Garten. Der kleine
Aektor wandte sich noch einmal, schwenkte in seiner Art — man weiss,
er schien sich den Arm dabei auszurenken — den Hut und sagte: »Ich
habe nicht gezweifelt, dasz jeder Pole ein Kavalier ist!«

Da ward die Menge lebendig. -

.,Psia krew, wie er reden kann, der Schulmeisterl — Aber recht
hat erl — Satanskerll«

Und der Betrunkene schien wieder auszumachen und schrie: »Vivat
hoch, Iambonl« Aber diesmal ioard es von dreiszig, vierzig Rufern
aufgenommen. Er hatte die Leute begeistert.

,,8iihlen Sie sich angegriffen, gnädige Zran?« fragte er, als sie auf
das ngmasinm zugingen.

«

Sie schiittelte zwar den Kopf, aber konnte kaum sprechen. Wie

zum Dank liefz sie ihre Hand schwerer in seinem Arm ruhen.

,,Puh,« seufzte er und blies den Atem von sich, während er sich mit

demHut Kühlung zufächelte —- ,,lehre mich einer das Volk kennen!
Hatte ich noch fiiiif Minuten geredet, hätten sie mich im Triumph aus

Ein cRoman aus der Ostmark von Carl Basse.

Fis-«-»-»-«-«-«-»

cFürVolk und Vaterland.
Denein die fiir uns kämpft-enund fielen,

denen, die nach edelsten Zielen

Leid will Prüfstein zuin Ewigen sein.
Was anch immer versank,
auf allen Wegen reift neue Saat.
Klarer scheiden sich Sein und Schein.
Wirf Willen und Glauben hinein,
halte allen Stürmen stand.

«-«-«-«—«-«-«-»-

.

Machdrncl verboten-)
Copyright nzs sing-Ahorn- Stuttgart

ihren Schultern durch die Stadt getragen.
Reiten! Hören Sie sie Bivat srhreieii«-’«

,

Marie-Anna hörte nichts; sie wuszte nur, sie sollte in
Minuten ihr Kind sehen.

Gertrud Riidiger öffnete.
»Hier, gnädige staut«

Da lag er, schlug die Augen auf, lächelte ihr zu: ,,Muttchenl««
Au sein Bett kniete sie hin, nahm seinen Kopf in die Hände —-

die noch immer handsrhuhlosen. cBon der feuchten Binde, die er um

die Stirn trug, raniien die Tropfen langsam herab iiber ihre schmalen
singer.
»Es sind — nur ein paar Bein-ein«

die Augen fielen ihm zu. Er schlief.
Der Arzt, den man bis jetzt znriirkgehalten, beugte sich zu ihr.

Ein paar Benlen sei etwas euphemistisrh
aiisgedriickt, aber so viel diirfe er sagen,
dafz nach menschlichem Ermessen keine Ge-

fahr vorlag. Ein Hoch im Kopf, tiichtiger
Bruinnischädel, Blutverlust und dadurch be-

dingte Schwäche — Schlaf sei das Beste.
Sie wufzte und hörte nur eins: keine

Gefahr-! .

Ein tiefer Ateinzug. der wie ein Seufzer
klang und alle Zweifel, alle Spannung da-

vontrug — dann fing sie heftig zu zittern
an, schlug die Hände vors Gesicht und
weinte.

Gertrud Rädiger zog sie zum Sessel. Sie

setztesich. Der Arzt driirkte den andern die

Hand nnd winkte mit den Augen.
Leise gingen sie alle aus der Tür:

»Moiisieur Jamboin der Vor Begier brannte,
das Abenteuer draußen zu erzählen, Doktor
Holst, Gertrud. der Arzt. Das Mädrhen
sah sich nach ihrem Vater inn, aber der

stand versunken, mit dein »8ernblick« nnd
mit einem seltsam schmerzlichen Zug im Ge-

sicht, seitwärts von der Tiir.
Da liess sie ihn.
llnd nun waren in dein schmalen cRaum

aufs-er dem schlafenden Kranken die beiden
Menschen allein. die sich einst an den gleichen Glückstraum gehängt,
die sich einmal im Leben in Vieh nnd Tränen gekiiszt hatten.

Die Lampe, nach dem Bett zu schirmverhangen, ivarf ein mattes

Licht uniher.-
Marie-«21nna, der narh den Spanniingen nnd Erregungen der

letzten Stunde die Stille ivohltiin mochte, safz noch immer mit den

Händen vor dem Gesicht. Man wusfptenicht, ob sie noch weinte.
cZieglvs stand Georg Riidiger.
Aun hatte er sie wiedergesehen —- nun safz sie in seinem Haus.

Wie hatte er doch gleich gedacht? Er wiirde vor ihr erschrocken
und sie oor ihm; die verwitwete Frau Landrat Wächter wiirde das
Bild von Marie-—Anna Oeutholdt fiir immer zerschlagen . . .

Ja, er war erschrocken! Es war ein Erschrerken bis ins tiefste
Herz. Sein Anblick sollte sie nicht stören —- er hatte sich mit Absicht
in den Schatten gestellt und seiner Tochter aufgetragen, die Dame

zu begriifzen und hier hineinzufiihreii.
Als es klingelte, zuckte er zusammen. Als er ihren Schritt hörte,

fafzte er krampfhaft die Lehne eines Stuhls-
Tiber seinem Bett, in das man den Knaben gelegt, hing das Bild

seiner Frau. Ganz Pinrhen: breit, behaglich, mit dem schwarzen
Seidenkleid, das ihr nie gestanden hatte. Er sah es an, als wollte

er es sich fest einprägen.
Mechanisrh verbeugte er sich gleich den andern: es war nicht nötig.

Marie-Anna sah ihn so wenig wie die iibrigen. Sie sah nur ihr Kind.

Aber seine Aiigen wurden immer grösser-. Die Hand, die sichfest
auf den Stuhl gestützt, sank herab. dhm war, als wollte der Herz-—-

schlag aussetzen. So sehr erschrak er.

Aber ich bin zu alt znin

wenigen

Keine Vorstellung, nur ein Händedruckl

sagte Reinhold Vöärl)ter. Aber

»s-
«--«-«-«-«-»i-«

Earl Lange.

Rein, nein — das war uirht jenes Knaben Mutter. Dei-s war
?ilarie--«2lniia, wie sie damals ihm ..Gnte Macht« gesagt. Er sah
ihre hohe Gestalt —- war sie denn nicht einmal voller geworden Z Er
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sah ihr Gesicht — es wirkte gegen ihr dunkles Kleid und in der

Dämmerung fast weis-z leuchtend. Und in dem verhängten Licht sah
man wohl die Fältchen nicht, die sich in den zwanzig Zahren der

Trennung in ihr Gesicht gegraben haben mochten.
Rnr etwas Starres, Kaltes hatte dieses Gesicht als einzig Fremd-es

Doch als es sich über den Knaben beugte, als es ihn gerettet wußte,
als die Spannung sieh löste und ihre Augen sich füllten, da ward es

auch. wieder weich.
Ein Erschrecken bis ins tiefste Herz .’.

Georg Rüdiger hatte wieder das brennende Weh wie damals,
als der Reisen flog, als ein ganzes Leben noch vor ihm lag, als er
sie zum erstenmal erblickte. Und spurlos versank einen Augenblick die

ganze Reihe der in Pflicht und Arbeit verbrachten Jahre, als wärest sie
ni-.t)t genug ausgefüllt, als hätten sie nicht genug eigene Schwere, um

sich halten zu können·

Da mochte Marie-Anna fühlen, dasz noch jemand im Zimmer war,

und sich besinnen, wo sie sich befand.
f

«

Sie liesz die Hände sinken und blickte auf.
Die Augenpaare trafen sich. Sekundenlang ruhten sie ineinander-.
Es war, als wäre jede andere Bewegung gelähmt.
Erst als von fern, aus dem zweiten Zimmer, die laute Stimme

Monsieur Zambons tönte, stieg ein feines Rot in das Franenantlitz.
Sie erhob sich.
»Sie werden einer so sehr erschrockenen Mutter verzeihen, dass- sie

Sie vorhin nicht gleich begriiszt hat. Mein Sohn und ich sind Ihnen
groszen Dank schuldig, Herr Direktor.«

Dabei reichte sie ihm die Hand.
»Gnädige Frau . . .·· sagte er mit troclszener Stimme.

alles. Er brachte nicht mehr heraus.
Summte die Lampe auf dem Tisch?

auf leise rauschenden Flügeln?
Das starke Ergriffensein des Mannes teilte sich auch der Frau

mit. Sie wandte instinktiv ihr Haupt zur Seite-, nach dem Bett, in
dem ihr Knabe schlief.

Der Direktor tat das gleiche.
Dann sagte sie leise: »Ich darf doch?« nahm einen Stuhl, trug ihn

an das Lager und setzte sich. Behutsam legte sie ihre Hand auf die
des Sohnes.
»Wie ist denn das alles gekommen?" fragte sie dann. Sie sprach

gesdämpft,um den Schlafenden nicht zu stören, aber ruhig, als gebe die

Berührung der- Hand ihr die freie Sicherheit zurück.
«

»Herr Rektor
Vendnicki hat mir zwar viel erzählt, ich habe es aber nur halb ge-
hört in meiner Herzensangst.«

Da erzählte er, ebenso gedämpft redend wie sie. »Was eigentlich
vorgegangen ist, weisz ich nicht; das wird die Untersuchung erst lehren.«

Sie wandte sich halb, rasch, ängstlich.
»Die Untersuchung?«
Aber sie wurde jäh rot. Fast wie ein junges Mädchen.

hatte einen seltsamen Blick gemerkt.
Georg Rüdiger nahm sich zusammen und zwang sich, einige be-

ruhigende Worte zu reden. Es müsse festgestellt werden. wie der

Junge nach dem Festplatz gekommen sei. Es wäre doch streng ver-

boten gewesen. Und was überhaupt passiert sei.
»Er wollte einen Freund besuchen«, sprach sie, ohne den Blick

vom Bett zu erheben.
Roch immer stand der Direktor seitwärts von der Tür im Schatten.
Er antwortete, sprach — sein Herz war nicht dabei. Sein Herz

klopfte. Sein Herz zitterte.
«

Vorhin — das war die alte, rasche Wendung des Haupts ge-

wesen,"-jenes schnelle und leichte Werfen, das sie ihrem Sohn auch
vererbt hatte.

Und da war alles, was versteckt, verstaubt und verloren in Herzens-
tiefen geruht, wieder blank und leuchtend geworden und in seine
Augen gestiegen.

Das war

Wiegte das Schweigen sich

Denn sie

Diesen Blick, daraus es sprach, hatte Marie-Anna ausgefangen.
Kein Wort, so gewöhnlich und alltäglich es sein mochte, konnte

nun die seltsame Scheu verstecken, die beider Wesen in Bann hielt.
Sie gaben es auf, zu reden. Sie horchten auf den Atem des Ber-

wundeten, auf das Singen der Lampe, auf das Klopfen ihrer Herzen,
auf die Rufe, die doch hin und wieder drauszen von dem johlenden
Bolk hereindrangen.

Oder sie mühten sich ab, zu verstehen, was zwei Zimmer weiter
Monsieur Zambon oder der Hilfslehrer sagten.

Da sasz Gertrud Rüdiger in tiefen Gedanken und halber Unruhe.
Sie hörte kaum, was Doktor Holst, der sich wie-der ereiserte, eigentlich
wollte. Sie dachte an die letzten Worte des Arztes.

Sie hatte ihn beim Abschied noch einmal gefragt: »Also gar keine
Besorgnis, Herr Doktor?«
»Aein,« hatte er geantwortet, »gar keine. Aber Ruhe, Ruhe,

Anhe. Lassen Sie den Zungen schlafen, sovie.l er will. Und nicht etwa

nach Hause schaffen. Behalten Sie ihn wenigstens diese cRacht hier.«
»Aber das wird die Mutter schwerlich wollen«

·

»Wenn es für ihr Kind gut ist? Höchstens räumen Sie ihr«ein
Plätzchen ein.« Und lächelnd: »Sie glauben gar nicht, gnädiges
Fräulein, wie wenig Raum eine Mutter braucht.«

Das gab dann also heute nach dem bösen Tag, der einem in allen
Gliedern lag, noch eine gehörige Umwälzung. Man konnte das Bett

der Mutter gerade noch in das kleine Zimmer stellen. Der Bater

musztesich dann mit der Ehaiselongue in seinem Arbeitszimmer be-

gnugen.
Gern hätte Gertrud cRüdiger mit dem Vater darüber gesprochen

oder mit dem Mädchen verhandelt. Aber sie wollte die beiden Herren
auch nicht allein lassen.

Die hatten sich immer mehr in Eifer geredet. Der alte cRektor
war sein Abenteuer losgeworden; dann erging man sich in Ber-

mntnngen, wie Aeinhold Wächter aus den Festplatz gelangt sei und

was die Leute so empört habe. Und zuletzt: was nun werden würde.

Es war klar, dasz sich etwas Derartiges nicht vertuschen liesz. Das

grenzte ja an cRevolte. Morgen würde die Polizei wahrscheinlich aus
gut Glück ein paar Leutchen beim Kragen nehmen und ein Berhör
anstellen. Bielleicht kam auch der Schuert aus Posen. Das

Wichtigste blieb die Vernehmung Reinhold Wächters.
Die konnte morgen oder übermorgen schon erfolgen.
Doktor Holst zerrte an seinem wenig gepflegten Schnurrbart.
»Wahrscheinlich,« sagte er, »kommt die ganze Sache doch vor die

Lehrerkonferenz. Ich meine: das mit dem Zungen. Und wenn es

nach mir geht —«
Seine grauen Augen blitzten·
»Weis·z Gott, ich würde den Bengel relegieren. und ob’s mein

eigener Sohnwärel Solche Leutchen verderben allesl Da haben wir

endlich einen Direktor, der energisch zupackt und dabei besonnen ist —

hast du nicht gesehen, musz solch einen meinetwegen ganz braven
Sekundaner der Hafer stechen, dasz er durchaus seinen nationalen

Feuereiser betätigen musz. Da haben wir die Bescherungl
»Das gnädige Fräulein wird lachen, aber ich möchte immer wieder

beten: ,Lieber Herrgott im Himmel, gib den Leuten hier keine Be-

geisterung oder wenigstens nur den intelligentestenl Alle groszen
Dunnnheiten der Weltgeschichte haben Begeisterte gemacht; mit Be-
geisterung ist der Karren hier verfahren worden; mühselige Arbeit
wird ihn aus dein Sumpf ziehen müssen. Und was nützt uns jahre-
langes Mühen und Schaffen, wenn jeder begeisterte Sekundaner es

vernichten kann und durch seine Begeisterung auch jene der andern

Seite weckt, die uns die Fenster einwirft?l«
Monsieur Zambon lachte dröhnend.
»Ruhiger werden, Freundchen, ruhiger werdens Wollen Sie das

Salz entbehren, weil es bei zu reichlicher Anwendung die Suppe un-

genieszbar macht?«
(Fortsetzung folgt.)

Wladislawa und die-Polizei.
Als der argentinische Dampfer ,.Aurigng« jüngst in Lsissabon an-

legte, trug er eine Senssation an Bord: Wladislawa Mikulska,
die polnische Schönheit. Aber jene zwei Männer mit finstereni Blick,
die an ihrer Seite schritten und am Pier ein geschlossenes Auto be-

stiegen, in das auch sie genötigt wurde, waren Krim-inalisten.
. Der ,,Frankfurter Generalanzeiger·· erzählte die Borgeschichte

dieser Berhaftung, die so dramatisch ist, dasz junge Autoren, die noch
eines spannenden Borwurfs benötigen, damit ihr Glück machen werden.
Die Sache ist aber ein Trauerspiel, denn Wladislawa Mikulska war

schon vor Zahren zum Tode verurteilt worden. Sie hatte ihren
Vater ermordet, blosz weil er sie mit einem Bräutigam beglücken
wollte. Väter tun das oft. Aber vernünftige Töchter entziehen
sich derartigen Zumutungen meistens durch die Flucht. Bei Wla-
dislawa Mikulska führte dieser Weg dummerweise über eine Leiche.
Doch hat sie, wegen hochgradig verführerischer Schönheit, sechs Zahre
lang die Urteilsvollstreckung verhindern können. Das ist das Selt-

same an dem Fall.
Nachdem in Lodz das Schwsurgericht den Kopf der Mörderin

gefordert hatte, wurde Polens bester Poslizeiinspektor nach Australien
entsandt, um die Verhaftung der Deslinquentin an Ort und Stelle

vorzunehmen. Er stöberte sie in oorbildlicher Kürze auf, sagte ihr
auch, welches Schicksal in der Heimat ihrer warte. Aber dann, statt

sie vorschrsiftsmähig festzunehmen, ward er von ihren Anblick hin-
gerissen. Auf Knall und Fall umschlang er sie. Auch Kriminal—-
beamte verlieren mitunter den Berstand

Nun war indes zu erwarten, dan Polens zweitbester Polizei-
inspektor dem besten nachgesendet würde, um dessen Berhaftung vor-

zunehmen. Diesem Schicksal entzog sich das verliebte Paar durch
dsie Flucht nach Argentinien. In Buenos Aires eröffneten sie eine

Art Eheleben und« lieszen Berhaftung und Todesurteil zwei über-
wundene Angelegenheiten sein. Er, ein Kenner internationaler Aus-

lie-sernngsgesetze, vernichtete seine Papiiere und maskierte sich als

Argentinier.
Aber das Auge des Gesetzes kreist um die Welt, unheimlich lang

sind die Finger einer Polizei. Diesmal kamen zwei Inspektoren über

den Ozean. Damit, falls einer der Schönheit zum Opfer falle, immer-

hin der zweite sie verhaften konnte. Dies erledigten sie spielend.
Nur den zweiten Auftrag: Festnahme des Geliesbtenl — den konnten

sie nicht erfüllen. Ein Kriminalbeamter läszt sich nicht verhaften.
Keine Spur von ihm war zu entdecken. Die schöne Wladislawa

brachten sie unversehrt nach Hause. Bollkvmmen gefaszt sah sie dem

Schicksal ins Auge. Und behauptet, den Bater aus cRotwehr ge-
tötet zu haben, weil er sie zwingen wollte, eine Bestie von Mensch
zu heiraten.
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Der deutsche Gedanke in sMasureiu
Zu den Mitteln, mit denen Polen ein Besitzrecht auf Ostpreuhen

geltend zu machen versucht, gehört die Behauptung, dasz die Bevölke-

rung der Provinz iin Süden und Westen überwiegend slawischer, in

cNordosten litauischer und nur iii der näheren Umgebung von Königs- -

berg wirklich deutscher Abstammung ist. Das ganze Land sei heute
zwar durch den Cerror des »Kreuzrittergeistes«germanisiert; in seinen
Ciefen aber habe das Volk die Erinnerung an seine slawische Her-
kunft und die verivaiidtschaftliche Liebe zu seinen polniischen Stammes-
gcnossen gewahrt. Es bedürfe nur einer Beseitigung der deutschen
Herrschaft und Bevormundung, um zu beweisen, dasz das Deutschtum
wohl die Oberfläche bedeckt, aber nicht den Kern des bodenständigen
Volkstums berührt. In diesem Sinne haben sich die Polen seit einigen
Jahrzehnten um die Entwicklung einer Minderheiten-
bewegung unter den Masuren Ostpreufzens bemüht. Aiit
polnischem Gelde wurde 1896 in Lyck die ,,Gazeta Ludowa« gegründet.
Rach deren Eingehen verlachten es die Polen mit dem in Ortelsburg
erschienenen ,,Mazur«, ohne jedoch unter den ihre Mundart sprechenden
Wasuren Leser für ihr hochpolnisch geschriebenes Blatt finden zu

kennen. Einmal haben sie durch ihre geschickte Wahlpropaganda einen

polnisch-katholischen Reichstagsabgeordneten im Wahlkreise Ortels-

burg-Seiisburg durchgebracht; schon bei den folgend-en Wahlen aber

haben die inzwischen aufgeklärten Riasuren diesem eine entscheidende
Niederlagebereitet. Wichtiger als solche Propagandavorstöfze ist das

schrittweiseEindringen iiatioiialpolnischer Elemente gewesen. die syste-
niatisch Güter und Bauernhöfe in Masurem besonders in den an

Westpreufzenangrenzenden Kreisen Osterosde und Rieidenburg und im

Kreise Ortelsburg aufgekauft haben. Diese Ausbreitung polnisch-
katholischen Besitzes war für das Vordringen des Deutschtums in

cZiiasureneine grosze Gefahr. Die ersten Rachkriegsjahre haben ihr
ein Ende bereitet. Die feindliche Haltung der Alasuren hat fast sämt-
liche polnischen Gutsbesitzer zur Zeit der Abstimmung veranlafzt, ihr
Land zu verkaufen oder gegen deutschen Besitz im abgetretenen West-
preusßenzu tauschen, so dasz es heute in Alasuren kaum noch Güter
gibt, die sich in national-polnischen Händen befinden.

Die Polen muszteii bei der Abstimmung im Jahre 1920 erkennen,
dasz der politische Staatsgedanke in der Bevölkerung Ostpreuszens nur

eine verschwindend geringe Jahl von Anhängern besitzt« Sie hatten
damals im Ermland 5971 und in Westpreuszen 7977 Stimmen erzielt.
In Masuren wurden im Jahre 1920 sogar nur 1978 Stimmen, das

sind 0,7 v. H. gezählt. Bei den Reichstagswahlen im fAiai
1924 sind es 7590 bzw. 3346 und vier Jahre darauf gar

nur 2652 bzw. 1512 Stimmen gewesen. Wenn man an-

nimmt, dafz etwa zwei Drittel der Bevölkerung wahlberechtigt
ist, dann kann man diese Ergebnisse der Reichstagswahlen
beim besten Willen nicht als einen Sieg des grofzpolnischen Staats-

gedankens (nicht einmal unter der polnisch sprechenden Bevölkerung,
geschweige denn unter den Riasuren Ostpreufzens) ansehen. Denn 1925
ivurden bei der Volkszählung im Regierungsbezirk Allenstein 12271

Personen mit polnischer Muttersprache und 17385 Doppelsprachige
gezählt,im Regierungsbezirk Westpreufzen waren es 5951 und 5895;
ini ganzen also rund 42 000 ,,Polen«. Von diesen hatten 1924 knapp
11000 und 1928 nur rund 4500 für die politische Liste gestimmt.

«

Aber die Polen haben ihre Sache noch nicht verloren gegeben.
Sie setzten trotz dieser Fehlschläge ihre Werbetätigkeit fort. Vielleicht
glauben sie auch, dasz ihr junger Rationalstaat auf die bäuerliche Be-

völkerung im südlichen Ostpreufzen eine stärkere Anziehungskraft als

das politisch geschlagene und wirtschaftlich daniederliegende Deutsch-
land auszuüben vermag. Sie sammeln um ihr Propagandablättchen,
ein ärmliches Häuflein ewig unzufriedener oder irgendwie beeinfluszter
Leute, die unentwegt das masurische Volkstum als einen Teil des
polnischen Gesamtvolkes bezeichnen und — mit Überzeugung oder gegen
Bezahlung »— von Warschau her das Heil ihrer masurischen Heimat
erwarten, in der sie selbst zu Fremdlingen geworden sind. Das
Blättchen wird zu Propagandazweckeniii größerem Umfaiige kostenlos
in die iiiasurischen Dorfer versandt. In Ortelsburg gibt es eine
polnische Volksbank, die sich bemüht,die wirtschaftliche Rotlage Ost-
preuszens auszunutzen und durch Darlehen die masurischen Bauern in
das polnisch-katholische Verbandwesenhineinzuziehen. Von den vier (l)
polnischeii Konsulaten iii Ostpreufzen ist das Vizekonsulat in Allen-
steiii iiachweislich die Mittelstelle für alle nationalpolnischen Be-

strebungen im Ermland und in Masuren. Alljährlich kommen die
aus Ostpreufzen abgewanderten Polensreunde zusammen, um zu be-

raten, wie jenseits der Grenze die polnische Bewegung gefördert, d. h.
wie Feindschaft zwischen Deutschen und Masuren gesät werden kann.
ZU Polen gibt es mehrere Vereine, die sich mit der Beeinflussung
der Alasureii befassen: Es sind der ,,Westmarkenverein« in Posen,
dEk »Verein zur Errettung Masurens« in Warschau, der seit 1924 be-
liebt und vom Senator Limaii owski geleitet wird, und der »Ver-
bOIZPzur Verteidigung der polnischen Interessen in Masuren«, dessen
Grunde-rund Leiter ein gebürtiger Deutscher, der polonisierte General-

siipekllltendentBursche in Warschau ist. Diese Vereine, hinter
denen mit seinen Macht- und Geldmitteln der politische Staat steht,
habenle tin ,,Bund der Polen in Ostpreuszen«mit dem Sitz in Allen-
steiii eine Organisationgeschaffen, zu deren hauptsächlichstenAufgaben
es geholt, die cZiiasuren über ihre »wahre Stammesart« zu unterrichten

ilnitdisie daran zu erinnern, dasz sie ,,verirrte Kinder der Aiutter Polen«
ni .

Die Polen versuchen sich felbst und dem Auslande glauben zu
machen, dasz bei der Abstimmung 1920 die Bevölkerung der Stimm-

zonen von den Deutschen irregeführt und terrorisiert worden sei. Sie

haben eine sonderbare Erklärung für ihre damalige Niederlage ge-

funden. Die Masuren hätten damals nur für ihre ostpreuszisscheHei-
mat und nur für ihr slawisch-es Volkstum, nicht aber für ein Verbleiben
bei Deutschland und nicht für eine enge Anlehnung an das kulturelle

Deutschtum gestimmt. Ihre Gutgläubigkeit sei von den deutschen
Abstimmungsleitern mifzbraucht und das Votum fiir masurische Eigen-
art in ein solches für Grofzdeutschland umgefälscht worden. Darauf
ist zu sagen; es ist bekannt, dasz die masurische Bevölkerung von einem

starken preuszischen Staatsgefühl beseelt ist. Es ist gewisz kein Zufall,
dasz das Preuszenlied mitten im masurischeii Wohngebiet, in Link,
entstandenist. Wenn die Alasuren wirklich für ihre engste Heimat und

ihr kleines Volkstum gestimmt haben, so haben sie, indem-sie ihre
Stimme für Deutschland abgaben, dennoch zugleich zum Ausdruck
gebracht, dasz ihrer fast einstimmigen Ansicht nach ihre Heimat besser im
Berbaiide des Deutschen Reiches gedeihen kann als in Verbindungiiiit
Polen und dasz ihr Volkstum besser die ihm genehine Entwicklung
nehmen kann, wenn es mit dem Deutschtuni in eiigerer Beriihrung als
mit dem Polentum steht. Am eigentlichen Sinn der Abstimmung wird

also dadurch nichts geändert, dafz man für· masurische Heimat das

grofzere Deutschland und für masurisches Volkstum die weitere
deutsche Kulturgemeinschaftsetzt. Die Abstimmung ist ohne irgendwelche
Verschleierungsversuchevon deutscher Seite vor sich gegangen. Die
Losung hiefz klar und eindeutig: Hier Deutschland — hier Polen; und
der Masure hat für Deutschland gestimmt.

Die Polen sprechen von einer ethnographischen Jugehörigkeit
Masurens zu Polen. Riit Unrecht: Denn die Riasiiren sind von

deutschen sund pruzzischen Elementen nordischer-Rasse so stark durch-
setzt, dasz es nicht mehr möglich ist, sie als eine Volksgruppe zu be--

zeichnen, die von der Bevölkerung im nördlichen Ostpreufzen ethno-
graphisch verschieden, dagegen mit den südlich benachbarten Polen
rassisch eng verbunden ist. Ganz gewisz haben die Posener Polen,
die stark mit Deutschen gemischt sind, mit ihren ostgalizischen Volks-
genossen weit weniger als die heutigen Aiasuren mit den Königs-
bergern zu tun.

Das hindert die Polen freilich nicht zu behaupten, dasz das südliche
Ostpreuszen von einer ihrer Abstammung nach slavischen Bevölkerung
besiedelt ist, die sich bei ihrer Loslösung von Deutschland schnell und

gern der polnischen Kultur erschliefzen würde. Da die politische Pro-
paganda mit Eifer dabei ist, solche Gedankengänge zu verbreiten, um

die künftige Verwirklichung der vor zehn Jahren noch fehlgeschlagenen
Absichten vorzubereiten, ist es wohl angebracht, wieder einmal auf
das Verhältnis des masurischen zum deutschen Volkstum einzugehen.
Fest steht, dasz es zu der Zeit, in der die Deutschritter ihren Einzug in

Ostpreufzen hielten, keine Silawen im Land gegeben hat; das Wald-
und Sumpfgebiet der preuszischen Seeiiplatte, die Landschaft Galindien,
war von einem pruzzisrhen Volksstamme besiedelt. Damit fällt die

polnische Behauptung vom ,,urslawischen Charakter« Ostpreufzens in

sich zusammen. Erst die Kolonisation der Deutschherreii hat neben

zahlreichen deutschen oder altpreufzischen Bauern und Stadtbürgern
auch Siedler aus dem benachbarten Riasovieii in die nach der Ver-

nichtung der Erstbeivohner menschenleer gewordene »Wildnis« gezogen·
Rach dem zweiten Chorner Frieden (1-166), als nach dem Zusammen-
bruch der Ordensmacht die deutsche Juivanderung ins Stockeii kam,
breitete sich mit Hilfe des deutschen Adels das slaivische Element im
südlichen Ostpreufzen aus und drang nach Rorden und cNordosten selbst
in rein deutsche Kreise wie Angerbiirg, Rastenburg und Goldap vor.

Diese Bewegung dauerte bis zur Aiittedes 17. Jahrhunderts an., 1656

und 1657 wurde das slawisch gewordene Masuren durch die Cataren-
einfälle verwüstet. Mord, Pest und Hunger entvölkerten das Land;
weite Strecken lagen wüst; nicht weniger als 13 Städte und 249 Dorfer
wurden zerstört. Aus dieser Rlotzeit stammt der Rationalhasz der

Riasuren gegen die Polen, als deren Verbündete damals die tatarischen
Rivrdbreiiner in Ostpreufzen eingefallen sind. Ehe sich das Land von

diesen Schlägen hatte erholen können, hat es in den Pestsahren
1709J10 wiederum mehr als ein Drittel seiner damals meist slawischen
Bewohner verloren.

»

Von dieser Jeit an ist das Deutschtuiii in Masuren wieder sang-—-
sam, aber unaufhaltsam im Vor-rücken begriffen. Deutsche Hand-
werker uiid Kaufleute wanderten zu; die Städte ivurden wieder deutsch.
Friedrich Wilhelm I. und Friedrich der Grosze befetztemdie wüsten
Bauernstellen mit deutschen,- seltener auch mit politischenSiedlern. In

die meisten inasurischen Städtchen ivurden Garnistonengelegt; neue

Dörfer und Städte wurden gegründet. Die Erschliefzungdes Landes
durch Verkehrsivege und die Urbarmachung der siedlungsfemdlichen
Aioore ivurdeii in Aiigriff genommen. Der Befreiungskrieg zeigte
dann, dasz Riasureii gut preuszisch war. Seine .Bew»ohnerstanden
mit in vorderster Front gegen die Fremdherrsclzaft,ivahrend es dter
Pole mit Frankreich hielt. Das erstarkte Rationalbewusztseinim
Gefolge der napoleonischen Kriege hat die Ausbreitung der deutschen
Sprache und die Einführung deutscher Gesittung urRiasnren zu einer«

Angelegenheit der ganzen deutschen Bevölkerung Ostpreufzens gemacht.
Hierbei ist es niemals zu Jwangsmasznahmeii gekommen Das hohere
Schuliveseii war immer rein deutsch. Im Jahre 1873 konnte auch
in den Volksschuleii (aufzer für den Religionsunterricht) allgemein
die deutsche Sprache eingeführt werden, nachdem vorher ein aus-
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reicheiider Stamm ortsansässiger niasurischer Lehrlcräfte fiir die Er-

teilniig des deutschen Unterrichts herangebildet worden war. Die

Überlegenheit des Deutschtums in kultureller uiid ivirtschaftlicher Hin-
sirht iourde nie bestritten. Deutsch galt immer als die Sprache der

,,besseren Leute«, deren sich jeder bediente. der sich irgendwie über
seine dörftiche Umgebung hinansheben wollte. Der Versuch, ein

eigenes masnrisches Geisteslebeii zu entwikkehn wurde niemals gemacht.
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Das ganze niasurische Bereinsleben geht auf deutsche Anregung zurück
oder ist im engsten Zusammenhang mit den ansässigeii Deutschen ent-—

standen. Bis iii die entlegensten Grenz- und Walddörfer sind die

Vereine, die der Geselligkeit, dein Sport, der Bildung, der Pflege
kirchlichen Lebens und der wirtschaftlichen Selbsthilfe dienen, ver-

breitet; bis in die letzten Winkel des Landes bringen sie den deutschen
Geist. (Schlusz folgts Di«.K,

OftmärkischegAllerlei..
Rundschreiben des Ministerpräsidenten Barsch

Der neue Regierungsches hat ein Rundsrhreiben an die Beamten-—

schaft gerichtet, das einiges Aufsehen erregt hat, weil es ein bezeich-
nendes Licht auf die Zustände in polnischeii Beamten-kreisen wirft. Die
Beamten werden ermahnt, vorschriftsniäszig ihren Dienst

«

zu beginnen und auszuführen,nicht während der Dienst-
stuiideii in die Kaffeehäuser und Restaurants zu
la nfeii und dort ihre Zeit zu vergeuden· Es wird darauf aufmerk-
sain gemacht, dafz manche Beamte sich zu nächtlicher Zeit in

Kaffe ehäiisern n nd Bars zu zeigen pflegen-und sich- dort in
einer Weise bene-hineii, die sich mit ihrer Beamtenwürde iiirht verein-
baren läszt. Damit hat Herr Bartel eine empfindliche Stelle berührt-
Es ist kein Geheimnis, dasz manche Beamten ein Leben führen, dessen
Kosten unmöglich aus ihrem schmalen Gehalt bestritten werden kann.

Besonders in den letzten Jahren, seitdem Polen ,,moralisch saniert«
wird, kann man wieder feststellen, wie viele Beamte reichliche Gelder,
die sie auf rätsethafte Weise verdient haben, lustig und unbekümmert in

öffentlichen Lokaleii durchbringen. ön den diplomatischen Kreisen
Warschans hat ein solches Auftreten gewaltiges Aufsehen erregt. Wen-n
man annehmen könnte, dasz ein Rundschreibeu imstande wäre, diese
Dinge zn ändern, könnte maii sagen, dass Herr Bartel auf dein besten
Wege ist, seiner Beamtenschaft europäische Gesittnng beizubringen.

is-

Kirchenskaudal im Kreise Schwes.
Trotz alten Vor-rechts für die äriiiereii Geineindeniitglieder auf eine

Anzahl sreiplätze auf dem Thor war der Geistliche einer Gemeinde im

Kreise Schwetz nicht davon abziibringeii, auch dafür Bezahlung zu ver-

langen und fafzte schliesslich den Gedanken, die fraglichen Ehorteile mit
den Bänken einfach abbrechen zu lassen. Ein Tischtermeister mit seinen
Leuten wurde ohne vorheriges Befragen dazu beauftragt. vom Geist-
lichen bei der Arbeit sogar eingeschloHenund der Kirchenschlüsselin seine
Wohnung initgenoniiiien. Die ahiiungslosen Einwohner hörten das

Sägen und Hämmern in der Kirche und rotteten sich in grofzer Er-

regung vor der geschlossenen Tür zusammen. Alles zog zur Pfarrer-
wohnuug, und eine Delegation verlangte von der Wirtin desselben, den

Pfarrer zu sprechen, welcher den Kirchenschliislel herausgeben sollte·
Dieser weigerte sich mit den Worten: »Ich bin der Herr nnd habe zu
bestimmenl« liesz sich auch nicht fehen. Bei der dranfzen stehenden Menge
stieg die Erregung aufs höchste.-Darauf iviirde der Kirchenschliissel aus

der verschlossenen Pfarrerwohnung durch das senster ausgeliefert. Alles

zog nun zur Kirche, diese wurde geöffnet und der Tischlerineister auf-
gefordert, sofort mit dem Abbrechen des Chors aufzuhören, der schon
zum grössten Teil herunter-gebrochen war. Bei der Weigerung hierzu
entstand eine schwere Prügeleh während welcher Meister und Gesellen
hinausgeworsen ioiirdeii. Abends fand eine grosze Versammlung unter

Teilnahme von etwa 2000 Personen statt, welche mit einein dem Pfarrer
zn stellenden Ultiinatnin endigte, bis 12 Uhr inittags am nächsten Tage
das Dorf zu Verlassen, sonst iviirde sein Leben bedroht sein. Gleichzeitig
beschlosz man, das Eigentum des Pfarrers zu beschlagnahinen ziverks
Schadensersatz für den zerstörten Kirchenchoc. Der Pfarrer reiste sofort
ab, und die von dein Borsall benachrichtsigte kirchliche Aufsichtsbehörde
hat inzwischen schon für einen anderen Geistlichen als Ersatz Sorge
getragen, welcher bereits amtiert.

sic

Ein Ehr-zumal fiik Cakc Teiice in Landsberga.d.V3.

Auf dem evangelischen Friedhof in Landsberg hat der am 28. Mai
1922 verstorbene Komponist Earl Teike seine letzte Ruhestätte in
einein Reihengrab gefunden. Tarl Teike ivurde ain 5. Februar 1864

zu Altdainni im Regierungsbezirk Stettin geboren. Sein Bater war

Schmied. Teike besuchte die Geineindeschule in Jüllchow bei Stettin.

Nach seiner Schulentlassung lchickten ihn seine Eltern zum Stadtinusikus
B öttch e r in die Lehre, die er im April 1883 beendete. Am
t. Oktober 1883 trat er beim Grenadierregsiment König Karl Nr.123
als Dreisährig-3reiwilliger ein. 1890 trat er zur Schutzniannschaft über,
um später nach Landsberg überzusiedeln, wo er als Kreisbote beim
Laiidratsamt tätig war. Als Komponist trat Earl Teike erstmalig iin

Jahre 1901 hervin Sein Marsch ,,Alte Kameraden« hat ihm Welt-

ruf gebracht.
Um sein Andenken zu sichern, bildete sich zu Anfang des Jahres 1929

in Landsberg a. d. W. ein Ausschusz, der fich zur Aufgabe gesetzt hatte,
dein Verstorbenen ein schlichtes Ehremnal zu setzen. Ein Aufruf, durch
freiioillige Spenden die Zinanzierung des Ehrennials zu ermöglichen,fiel
nicht nur in Landsberg, sondern in vielen Teilen unseres Baterlandes

auf fruchtbarenBoden. Der Genieiiidekircheuratdstellteeine Ehren-
grabstatte aufdeiii neuen Teil des sciedhofes bereit. Das Ehreininial
ist von dein ostiiiarkischeii Bildhauer Karl Schnause entworfen-

»i-

Aiklaus Zellenstein zum Gedächtnis
Eine »IstklanssssellensteinsStrafze«ist in Marienburg zu Ehren des

rheinischen Baumeisters an der Marienburg, des

au»·s Koblenz stammenden Marienburger Bürgers
Riklaus Zellensteiii durch Änderung eines unzutrefseud
gewordenen Strafzennainens in der Altstadt geschaffen worden. Die

Strasze läuft mit ihrer Achse auf die Marienburg zu. Zellenstein hat
iim 1409 an einein der berühmtestenTeile der Marienburg den stolzen
yochmeisterpalastgeschaffen, der sichtlich rheinische Art zum Ausdruck

bringt. So dokumentieren sich die engen kultncellen Zusammenhänge
zwischen West und Ost, insonderheit zwischen Rheinland iind Oli-
preufzeii. P aiiv e l c i k.

P

Erfolg eines Tilsiter Künstlers.
— tGerhardt Bremstel.ler, der Sohn des verstorbenen Kaufmanns
zritz Breinstseller, ist zum Oberorganisteu nnd Thordiklgklls
ten an der KöiiiginsLnise-Gedächtiiislcirche in

B r e s l a u g e iv ä h lt worden. Unter einer groszen Reihe von durchweg
alteren nnd zum Teil bewährten Beiverbecn hat man ihm dein Borng
gegeben. Es ist das ein Erfolg, wie er heute nur wenigen jungen
Künstlernbeschiedenist. Gerhard Brenisteller besuchte das Staatliihe
GgmiiasiumHi Tilsit, studierte nach bestandener Reifepriifung zunächst
bei Prof. d i n k e r - Berlin, später bei Prof. R a ni i n - Leipzig
Kirchenmusik und gedenkt im Laufe dieses Jahres die staatliche Prüfung
abzulegen. Den ersten Unterricht im Orgelspiel empfing er von Hugo
V a r tu iig. Der Kiinftler ist erst 241 Jahre alt.

Il-

Heiteres.
Das Monokek

»

Der Graf war nicht nur einer der besten und tüchtigsten Kapane-
risten »dersächsischenFriedens-Armee auch im selde zeichnete er sich
als Führer eines Reseroe·önfanterie-Regiinents besonders aus.

Seine Leute vergötterten ihn.
Wie so oft durchschritt der Graf den vordersten Graben, Stahlhelin,
Qii»annschaftsiiiaiitel,Koppel niit Seitengewehr, Gasniaske vor dein
Leibe, uber und über verdreckte Stiefel — und iiii Auge das Moiiokel,
niit dem er zur Welt gekommen.

Der Mann auf der Postenbank drehte sich um und sah einen ihm
unbekannten Soldaten auf sich zukoiniiieii.
,,Du«, fragte er, »was for e Landser bist de denn eejeiitlict)?«
Daran der verwunderte Gras:

I,l,)dggen
Sie mal, haben Sie schon mal einen Landser mit Monokel

ge L U-

9Ree — deshalb frage ich dich doch grade, du dummes Liidert’«

tAus ,,Kaczinarek IV.« von Peter Purzelbaum im Brniinenverlag,
Karl czBinkleiy Berlin SW.) «

0stwanderung.
Es gosz, was voin Himmel konnte- Bestimmt wäre ich keinen

Schritt aus dem Hause gegangen, wenn nicht eine dringende Konfereuz
niich nach dem Westen Berlins gerufen hätte. Unterwegs begegne ich
meinem Freund Klapperbusch. Langsam, würdeooll, zielbewufzt durch-
läuft er die Straszen des Westens. »Na, Klapperbuscl),«rufe ich ihm
zu, ,,wohi-n bei dein Schweiiieivettec?« —- ,,Rach dem Osten. Rath dem
Grünen Weg.« — »So weit ivollen Sie, bei dieser entsetzlichen Rässe«-’
Was haben Sie denn im Osten zu tuii?« -—— ,,Ach, nichts, blosz sokc
—- ,,Blofz so? bei diesem Wolkeiibrucl)?" — ,.Ebendrum. Der Wetter-

belrlichtvom Lokalaiizeiger sagt heute: ZniOsten schwächere Regen-
fä e.«

Auflösung des Kammrätsels aus Ros-
A l l

«

e ii st e i n

c o e l a

h r t l u

a c t e e

t h o r n

Allensteiii — Thom.
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